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Um es gleich vorwegzunehmen: Innovations-
management und Corporate Governance wider-
sprechen sich nicht, sondern bedingen einan-
der. Denn je bedeutsamer Innovation für den 
nachhaltigen Unternehmenserfolg wird, umso 
wichtiger für den Aufsichtsrat zu erkennen, 
wie Innovation im Unternehmen organisiert ist. 
Denn es geht in fast allen Branchen –  
wie Marc Ennemann aufzeigt –  
um »survival of the smartest«! 
Einerseits gilt es zu verste-
hen, wie Innovation die 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Unternehmens beeinflusst; 
denn sie ist es, die einen 
wesentlichen Beitrag zur Si-
cherung des »going concern« 
leistet. Hierbei dürfen nicht 
nur die traditionellen Konkur-
renten in Betracht gezogen wer-
den; vielmehr gilt es auch in Zeiten 
von Jeremy Rifkins »Null-Grenzkosten-
Gesellschaft«, die Kräfte der disruptiven Inno-
vation und ihre Wirkung auf den etablierten 
Markt richtig einzuschätzen. Im Risikomanage-
ment kann ein Perspektivenwechsel hilfreich 
sein: Sobald der Aufsichtsrat sich mit der Ver-
meidung von Risiken beschäftigt, sollte er zu-
gleich die verpassten Chancen hinterfragen; 
und den Grund für das Scheitern von Innova
tionen.

So zeigen die Beiträge der Autoren in dieser 
Ausgabe wieder einmal das Spannungsfeld 
auf, in dem heute der Aufsichtsrat seinen 
Pflichten nachkommt. Prof. Kormann betont, 
wie stark das Aufsichtsorgan in Familienun
ternehmen immer wieder die entscheidende 
Bedeutung von Innovation hervorheben muss 
und wie diese als Standardpunkt auf die Agen-

da gehört. Nach Prof. Reckmann und 
Prof. Griesar verläuft Innovation »im-

mer anders […], weil sie sonst keine 
ist«. Hier wird gewiss die entschei-
dende Herausforderung sichtbar: 
Die erfolgreiche Überwachung 
des Innovationsmanagements 
in seiner Leistungsfähigkeit er-
fordert selbst innovative Ansät-
ze, die in den gut strukturierten 
Aufgabenkatalog des jeweiligen 

Aufsichtsorgans zu integrieren 
sind.

Viel Freude beim Lesen und eine spannende 
Lektüre wünscht Ihnen

Christian Rast
Chief Solution Officer,  
Generalbevollmächtigter
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Innovationsmanagement  
und Corporate  
Governance: Gegensatz  
oder Notwendigkeit? 

E D I T O R I A L
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»�Man kann niemanden überholen,  
wenn man in seine Fußstapfen tritt.«

 
	 François Truffaut
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Dr. Jens-Uwe Meyer ist renom-
mierter Innovations-Vordenker  
im deutschsprachigen Raum.  
Der achtfache Buchautor ist Ge-
schäftsführer der Innolytics 
GmbH, die sich mit Innovations-
analyse und Strategieentwicklung 
auseinandersetzt. 

Willkommen auf dem  
Innovations-Friedhof!

Dr. Jens-Uwe Meyer 

SC H W E R PU N K T:  I N N OVAT I O N

Die Unternehmensbilanz sieht solide aus, potenzielle Risiken sind prozes-
sual abgesichert, das Management gibt einen fundierten Wachstums-
kurs vor. Auf den ersten Blick ist alles im grünen Bereich. Wirklich? Was 
passiert, wenn Sie die Perspektive wechseln? Wenn Sie sich nicht nach 
vermiedenen Risiken, sondern nach verpassten Chancen erkundigen? 
Wenn Sie fragen, wann das Unternehmen an seine Grenzen geht und 
mit mutigen Innovationen scheitert? Im Zeitalter von Digitalisierung, radi-
kalen Marktumbrüchen und innovativen Geschäftsmodellen ist genau 
dieser Perspektivenwechsel wichtig für die künftige Performance! 

Auf einer Sitzung erklärt Ihr Vorstand: »Mithilfe eines 
auf die Marktsituation unseres Unternehmens ab
gestimmten Prozesses haben wir die wichtigsten 
Schlüsseltrends für die kommenden Jahre identifiziert, 
die potenzialträchtigsten Zukunftsfelder analysiert und 
Innovationsprojekte initiiert. Durch einen klar struktu-

rierten Prozess und eine kontinuierliche Risikoanalyse 
stellen wir sicher, dass die erfolgversprechendsten 
Innovationsprojekte systematisch zur Marktreife wei-
terentwickelt werden.« Was sagen Sie? Klingt gut, 
oder? Eine Aussage, der man fast bedingungslos zu-
stimmen möchte. Solide. Durchdacht. Sicher.  »
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Vorsicht! Trügerische Sicherheit!

Genau das wurde einem großen Telekommunikations-
konzern zum Verhängnis: Das Unternehmen investierte 
Millionen in sein Forschungs- und Entwicklungszen
trum und implementierte einen scheinbar perfekt abge-
stimmten Innovationsprozess: Für jedes Projekt gab es 
klar definierte Meilensteine und Entscheidungskrite
rien, für die jährlichen Abstimmungsrunden im Konzern 
existierten genaue Vorgaben dafür, wie Businesspläne 
zu kalkulieren und Präsentationen zu erstellen waren. 
Mit seinen Innovationen wollte das Unternehmen Vor-
reiter sein. 

Doch nach mehreren Jahren und siebenstelligen Ver-
lusten wurden die neu entwickelten Dienste »abgema-
nagt«. Für Insider nicht überraschend: Intern wurde 
schon jahrelang darüber gesprochen, dass die Struktu-
ren des Konzerns den Innovationsgeist erstickten. Es 
war ein Paradox: Genau die Prozesse, die entwickelt 
worden waren, um Risiken zu vermeiden, führten letzt-
lich zum Scheitern. 

Kein Einzelfall: In mehreren Jahren wissenschaftlicher 
Forschung an der HHL Leipzig School of Management 
wurden die Erfolgsprinzipien von Unternehmen, die 
Innovationen kontinuierlich erfolgreich vorantreiben, 
systematisch analysiert. Das Ergebnis: Nicht der Inno-
vationsprozess ist ausschlaggebend, sondern die Inno-
vationsfähigkeit eines Unternehmens. Strategien, Struk-
turen und Kulturen, die dafür sorgen, dass aus neuen 
Ideen erfolgreiche Innovationen werden. Doch das er-
fordert ein Umdenken!

Paralyse durch Analyse: Wenn zu viel 
Sicherheit zur Lähmung führt

Stellen Sie sich einen Fußballverein vor, der einen Pro-
zess zur Vermeidung von Fehlschüssen aufsetzt. Vor 
jedem Sturm auf das gegnerische Tor müssen Spieler 
einen Antrag schreiben und begründen, warum die ge-
wählte Taktik mit hoher Wahrscheinlichkeit zum Erfolg 
führt. Die Folgen sind absehbar: Während sich die Spie-
ler in Abstimmungsprozessen aufhalten, spielt die geg-
nerische Mannschaft einfach weiter und zieht vorbei. 
Der gut gemeinte Prozess wird zur größten Barriere auf 
dem Weg zum Erfolg. 

In Unternehmen existieren zahlreiche solcher Innova
tionsbarrieren: von strukturellen Barrieren – beispiels-
weise langsame Prozesse oder Entscheidungsmecha-
nismen – über Anreizbarrieren – verkehrt ausgerichtete 
Anreizsysteme – bis hin zu Kommunikationsbarrieren – 
der mangelnden Vernetzung von Innovatoren im Unter-
nehmen. Jede dieser Barrieren wirkt wie Sand im Ge-
triebe des Innovationsprozesses und führt dazu, dass 
Unternehmen für jeden Schritt deutlich länger benöti-
gen als ihre Mitbewerber. 

Warum setzt die Blau AG Innovationen 
bis zu fünfmal schneller um? 

Der beispielhafte Vergleich von zwei Unternehmen 
zeigt auf, welche Folgen versteckte Innovationsbar
rieren haben: Die Rot AG verfolgt eine sicherheits
orientierte Innovationsstrategie. Sie braucht für die 
Ideenentwicklung, den Businessplan, den Entwick-
lungsprozess und die Markteinführung deutlich länger 
als der Mitbewerber, die Blau AG. Für sich genommen 
wäre jede Verzögerung kein Problem. In der Summe 
ergibt sich jedoch eine bedenkenswerte Bilanz: Die Rot 
AG braucht bis zu fünfmal länger für die Umsetzung 
einer Innovation.

 

 

In der Summe heißt das: Während die Blau AG ein Inno-
vationsprojekt in 65 Arbeitstagen umsetzt, benötigt die 
Rot AG dafür 290 Arbeitstage. So schafft es die Blau 
AG, bis zu vier Innovationen im Jahr auf den Markt zu 
bringen, die Rot AG nur eine. Nimmt man eine Erfolgs-
quote von 25 Prozent an, schafft die Blau AG damit eine 
Durchbruchsinnovation pro Jahr, die Rot AG nur alle vier 
Jahre.

Das Risiko der Risikovermeidung

Die scheinbar sichere Innovationsstrategie der Rot AG 
kann gefährlicher sein als die scheinbar risikoreiche der 
Blau AG. Ein vermiedener Fehlschlag der Rot AG kann 
schlechter sein als ein ehrlicher Misserfolg der Blau AG. 
In einem Strategiemeeting, das wir mit dem Vorstand 
der Thomas Cook AG durchgeführt haben, fragte CEO 
Peter Fankhauser: »Wo ist eigentlich unser Innovations-
friedhof? […] Welche Innovationsprojekte haben wir, 
die gescheitert sind, weil wir zu mutig waren?« Eine 
kontroverse, aber wichtige Aussage, die Fankhauser in 
unserer Studie »Innolytics – Innovationsmanagement 
weiter denken« detailliert erläutert hat. Es geht nicht 
darum zu scheitern, sondern immer wieder die Gren-
zen des Machbaren auszuloten.

Ideenentwicklung

56 Personentage 

11

Business Planning

68 Personentage 

15

Entwicklungsprozess

79 Personentage 

21

Markteinführung

87 Personentage 

18

BLAU AG

ROT AG

Schwerpunkt: Innovation
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Fragen Sie nach: Welche Ideen und Inno-
vationen sind wirklich neu?

Gerade in innovationsgetriebenen Unternehmen wird 
die Frage nach KPIs wie der Innovationsrate und der 
Zahl von Patentanmeldungen häufig diskutiert. Gehen 
Sie einen Schritt weiter: Lassen Sie sich erläutern, wel-
che Innovationen lediglich reine Weiterentwicklungen 
des Bestehenden sind. Erkundigen Sie sich, wie viele 
Projekte wirklich auf außergewöhnlichen, auf neuen 
Ideen beruhen. Und stellen Sie eine Frage, die in keiner 
Unternehmensbilanz beantwortet wird: Welche Zu-
kunftschancen vergibt das Unternehmen gerade jetzt, 
weil es Risiken vermeidet und nicht handelt?

Analysieren Sie: Wie entstehen eigent-
lich Ideen und Innovationen?

Visionen klingen gut. Doch ist ein Unternehmen über-
haupt in der Lage, sie umzusetzen? Dazu bedarf es 
einer Analyse der Innovationsfähigkeit. Sie zeichnet 
sich durch knapp 50 verschiedene Faktoren in zehn 
Kategorien aus: die Strategien und das Wertesystem, 
Strukturen, Führungsstile und Ressourcen, die Team
zusammensetzung und das Anreizsystem, die Kommu-
nikationsstrukturen, die Risikokultur und das Arbeits
klima. Wer diese Analyse vergisst, riskiert teure 
Fehlinvestitionen, wie am Beispiel des Telekommunika-
tionsunternehmens aufgezeigt.

Der Aufsichtsrat als Innovationstreiber

Das Problem an Innovationsstrategien ist: Man weiß 
leider immer erst hinterher, ob sie funktioniert haben. 
Gerade in dynamischen Märkten, die sich schnell än-
dern, stößt die klassische strategische Planung damit 
an ihre Grenzen. Ob eine Strategie wirklich die richtige 
ist, um den Marktanforderungen der Zukunft gerecht zu 
werden, können weder der Vorstand noch der Auf-
sichtsrat mit letzter Sicherheit beurteilen. Fragen Sie 
deshalb nicht nur, wie das Top-Management Risiken 
vermeiden möchte, sondern auch, ob genügend Risi-
ken eingegangen werden. Fragen Sie

•	 nach außergewöhnlichen Ideen, an die das Top-
Management glaubt und die es umsetzen möchte,

•	 nach Mitarbeitern, die anders denken, anders ent-
scheiden und anders handeln, oder

•	 nach innovativen Projekten, die ihrer Zeit voraus oder 
schlichtweg zu mutig waren.

Als Aufsichtsrat können Sie zum Innovationstreiber eines 
Unternehmens werden. Sie haben einen tiefen Einblick 
in die strategischen und finanziellen Rahmenbedingun-
gen eines Unternehmens. Zugleich sind Sie nicht in das 
operative Tagesgeschäft eingebunden. Das macht es 
möglich, in größeren Dimensionen zu denken. Und 
auch einmal ungewöhnliche Vorschläge zu machen: 
Beispielsweise gescheiterte Innovationen zu feiern und 
ehrenvoll auf dem Innovationsfriedhof beizusetzen.  « 
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Prof. Dr. Bernd Reckmann, 
Mitglied der Geschäftsleitung, 
CEO Life Science und Perfor-
mance Materials, Merck KGaA 

Prof. Dr. Klaus Griesar, Head 
of TO – Science Relations, 
Technology Office Chemicals, 
Merck KGaA

Management von Innovationen – 
»Best Practices«  
und die Rolle des Vorstands

Prof. Dr. Bernd Reckmann und Prof. Dr. Klaus Griesar
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Innovation benötigt Freiräume, will aber 
aktiv »gemanagt« werden

Kontinuierliche Innovation ist für alle Unternehmen 
nicht bloß ein Schlagwort, sie ist – dies belegen zahlrei-
che Beispiele – der entscheidende Schlüssel für ihren 
zukünftigen wirtschaftlichen Erfolg. Nun wird der Be-
griff Innovation zwar gemeinhin und durchaus berech-
tigterweise mit Kreativität verbunden, und für ihr Gelin-
gen sind – gerade in ihrer frühen (explorativen) Phase –  
Freiräume unabdingbar. Diese alleine sind zwar not-
wendig, aber nicht hinreichend. Denn Innovation endet 
nicht bei der puren Erfindung, der Invention, sondern 
umfasst auch die erfolgreiche Einführung auf dem 
Markt. Innovation beansprucht knappe Ressourcen des 
Unternehmens, birgt Risiken und schafft zukünftige 
Potenziale. Innovation will also aktiv »gemanagt« wer-
den. So sind eine stringente Planung, Organisation und 
Kontrolle aller unter dem Begriff Innovation zusammen-
gefassten Aktivitäten und Projekte unabdingbar für 
ihren unternehmerischen Erfolg. 

Innovationsmanagement im erweiterten Sinne des 
Begriffs Innovation (»Von der Idee bis zum Produkt«) be-
schränkt sich nicht bloß auf das Management von For-
schung und Entwicklung (FuE), sondern umfasst auch 
die Bereiche Technologiebeschaffung (bis hin zu Allian-
zen und Akquisitionen) und Markteinführung und hat 
zudem auch Aspekte wie etwa ihre innerbetriebliche 
Organisation (etwa: »zentral oder dezentral«) oder die 
Schaffung einer »Innovationskultur« zum Gegenstand.        

In der »besten aller Welten« werden 
einige wenige Grundregeln befolgt

Nachfolgend werden exemplarisch einige in der Praxis 
bewährte Grundsätze des Innovationsmanagements 
(Best Practices) für ausgewählte Handlungsfelder auf-
geführt und die Rolle des Vorstands im jeweiligen Kon-
text kurz skizziert. 

Entwicklung der Innovations-Strategie
Es existiert eine klar definierte und klar kommunizierte 
Unternehmens- bzw. Geschäftsbereichs-Strategie. Aus 
dieser leitet sich die Innovations-Strategie ab. Der Vor-
stand verantwortet die Ressourcenverteilung gemäß 
der Unternehmensstrategie und beeinflusst hierdurch 
das Innovationspotenzial der einzelnen Bereiche. Er 
wirkt bei der Formulierung der Innovations-Strategie 
mit, und umgekehrt nimmt der Leiter (oder die Leiterin) 
des Bereichs FuE (oder angrenzender Funktionen wie 
etwa der Geschäftsentwicklung) an der Formulierung 
und Modifikation der Unternehmensstrategie teil. Der 
Vorstand sorgt für Integration von Unternehmens- und 
Innovations-Strategie in transparenter Zusammenarbeit 
mit den FuE-Verantwortlichen. 

Technologiebeobachtung und Open Innovation
Wettbewerber, Märkte, gesellschaftliche Trends und 
Technologien werden systematisch beobachtet und 
bewertet. Dies erfolgt unter Heranziehung einer Viel-
zahl von Quellen (z. B. Kunden, Lieferanten, Forschungs
institute) und von organisatorischen Ansätzen (Be
teiligungen in Start-ups, Kooperation mit anderen 
Unternehmen über die Wertschöpfungskette, öffent-
lich geförderte Projekte usw.). Hierbei sind dezidierte 
Kräfte damit beauftragt, relevante Technologien zu iden-
tifizieren und zu monitoren. Wissen wird intern über die 
Hierarchieebenen hinweg (upstream & downstream) 
geteilt und verbreitet. Der Vorstand verbindet die inter-
ne Organisation des Unternehmens mit der externen 
Aufgaben- und globalen Umwelt. Hierzu gehört neben 
der Entscheidung für oder wider eine Aktivität in einem 
bestimmten Geschäftsfeld die Definition von Kern
kompetenzen und daraus resultierend einer sinnvollen 
Unternehmensgrenze.

Technologiebeschaffung und -verwertung
Die zunehmende Bedeutung der externen Beschaffung 
von Technologien wird anerkannt und hinreichend be-
rücksichtigt – »not invented here« ist (im übertragenen 
Sinne) kein Fremdwort. Es existiert ein strategischer 
Plan, der klare Aussagen darüber trifft, welche Techno-
logien eingekauft, selbst entwickelt oder verkauft wer-
den sollen. Innovationen, die keinen Bezug zum strate-
gischen Fokus haben, sind offensiv zu vermarkten und 
zu verkaufen. Der Vorstand muss einen Überblick über 
die technologischen Möglichkeiten des Unternehmens 
bewahren, um die Innovationsfähigkeit einschätzen  » 
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Schwerpunkt: Innovation

zu können. Hierdurch kann er den Umsetzungsprozess 
von externen (und internen) Innovationen in unterneh-
mensrelevante Ergebnisse aktiv mit steuern.

Projektauswahl
Zur Projektauswahl, Projektbewertung und Balancie-
rung der FuE-Portfolios werden analytische Werkzeuge 
(wie FuE-Portfoliobewertung und NPV-Berechnungen) 
in überschaubarer Anzahl genutzt. ... aber noch höher 
wiegt das Vertrauen in das »professional judgement«. 
Projektauswahl, Projektbewertung und Balancierung 
werden unter Einbeziehung anderer Funktionen (Mar-
keting, Vertrieb, Produktion) vorgenommen. Der Vor-
stand übernimmt aktiv Verantwortung für die Verab-
schiedung des FuE-Portfolios und zeigt sein Interesse 
nicht erst bei späten und teuren Produktentwicklungs-
schritten. Er schafft Raum für Ausnahmen und explora-
tive Projekte. 

Projektmanagement
Projekte werden periodisch einem Review unterzogen 
und hieraus korrigierende Maßnahmen in Form von 
Priorisierung und Selektion abgeleitet. Gemeinsam ver-
einbarte Projektziele führen zu einem gemeinsamen 
Verständnis von Projektrisiko. Es existiert ein diszi
plinierter Prozess für die Einstellung von Projekten.  
Für verschiedene Projekttypen werden unterschied
liche, (angepasste) Management-Prozeduren ver
wendet, um zu vermeiden, dass mit großen Projekt
management-Kanonen auf kleine Projekt-Spatzen 
geschossen wird. 

Struktur der Organisation
Organisationen sind vor allem so konstruiert, dass sie 
den Erfolg ihrer etablierten Geschäfte gewährleisten: 
Über Jahre hinweg optimierte organisatorische Sys
teme unterstützen die gegenwärtigen Kunden auf der 
Basis der Nutzung aktueller Technologien. Das opera
tive Geschäft ist vorhersehbar, und die primären Ziele 
der Organisation sind Stabilität, Effizienz und (inkre-
mentelles) Wachstum. Neue Geschäfte werden oft an 
der Peripherie etablierter Divisionen (oder in deren Zwi-
schenräumen) geboren, und ihre strategischen und 
operativen Modelle unterscheiden sich vom existieren-
den Geschäft: Oft ist das Geschäftsmodell noch nicht 
klar definiert, Märkte sind oft noch unbekannt oder 
gerade erst im Begriff zu entstehen. 

In diesem Kontext ist es eine wichtige Aufgabe des 
Vorstands sicherzustellen, dass eine »beidhändige« 
(ambidextreous) Organisation etabliert wird, in der der 
überwiegende Teil der Organisation dafür sorgt, dass 
Bestehendes effizient ausgenutzt wird, und ein kleine-
rer Teil der Organisation gewährleistet, dass auch flexi-

bel das Neue erkundet wird. Beide Teile der Organisa
tion werden von unterschiedlichen Werten getragen 
und durch verschiedenartige Anreizsysteme belebt. 
Auf dem Felde bestehender Geschäfte und auf der 
Basis existierender Technologien profitieren inkremen-
telle Innovationen von dezentralen Strukturen und 
Marktnähe. Für den Aufbau neuer Geschäfte ist es aber 
vor allem wichtig, eine Kultur des internen Unterneh-
mertums (intrapreneurship) zu entwickeln, in der Mut 
zu Experimenten eingefordert wird und Scheitern er-
laubt ist. Dies geht im Kern über das oft eingeforderte 
Management von Unsicherheiten hinaus, gefordert ist 
hier noch mehr: ein Management von (und eine Tole-
ranz gegenüber) Ambiguitäten. 

Human Resources
Die Rekrutierung des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses bedient sich eines breiten Spektrums an Universitä-
ten (Vermeidung von »Inzest«). Ein maßgebliches Krite-
rium zur Bewertung eines Managers in FuE ist sein 
Erfolg bei der Rekrutierung und Entwicklung seiner Mit-
arbeiter. Mitarbeiter »rotieren« auch in FuE »hinein« – 
nicht nur aus FuE »heraus«. Es existiert ein Anreizsys
tem für unternehmerisches Handeln, welches eine 
individuelle und eine Team-Komponente hat. Der Vor-
stand fördert eine Führungsphilosophie, die Persönlich-
keits- und Motivationsprofile der FuE-Mitarbeiter wert-
schätzt und bei der Entwicklung von Anreizbedingungen 
für innovative Ideen berücksichtigt. Er muss die Akzep-
tanz von Innovationen durchsetzen und eine entspre-
chende Innovationskultur unterstützen. Gleichwohl ist 
jeder Mitarbeiter ein potenzieller Innovator, der durch 
die Unternehmenskultur ermutigt werden muss, neue 
Wege zu beschreiten und Risiken einzugehen. Gerade 
disruptive (bahnbrechende) Innovationen werden oft 
von »Mavericks« (unkonventionellen Denkern) getra-
gen, die es gilt, im Unternehmen zu fördern und zu hal-
ten. Hierbei muss eine Unternehmenskultur promoviert 
werden, welche auch das folgende Dilemma aushält 
und erträgt, welches der CEO der amerikanischen 
Baumarktkette Home Depot, Robert Nardelli, so tref-
fend beschrieben hat: »there is only a fine line between 
entrepreneurship and insubordination«.  

Eine Warnung zum Schluss:  
Best Practices nicht unreflektiert 
übernehmen

Innovation ist nicht gleich Innovation. Die Suche nach 
Gesetzmäßigkeiten (etwa niedergeschrieben in Form 
von »Best Practices«) für erfolgreiche Innovationen hat 
nur begrenzten Erfolg. Jede Innovation verläuft anders, 
sonst ist sie keine.  « 
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Um nachhaltig erfolgreich sein zu können, müssen Un-
ternehmen ihre Produkte und Leistungen, Leistungs
erstellungs- und Vermarktungsprozesse immer wieder 
verbessern und verändern. Denn wenn sie dies nicht 
tun, fallen sie mit der Zeit hinter ihre Konkurrenten zu-
rück, verlieren an Wettbewerbsfähigkeit und scheiden 
irgendwann aus dem Wettbewerb aus. Die Entwick-
lung von Produkt- und Prozessinnovationen und deren 
erfolgreiche operative Umsetzung sind daher zentrale 
Erfolgsbedingungen für Unternehmen. 

Innovation als Antwort auf eine doppelte 
Herausforderung

Dabei müssen Unternehmen ihre Wettbewerbsfähig-
keit zum einen in Bezug auf ihre bestehenden Ge-
schäfte beständig bewahren und verbessern. Denn 
technischer Wandel, abnehmende Nachfrage, regula
torische Eingriffe und andere Entwicklungen mehr 
können bestehende Geschäftsmodelle rasch entwer-
ten. So hat beispielsweise die Entwicklung elektronisch 
verfügbarer Landkarten das Geschäft traditioneller 
kartografischer Verlage weitgehend zerstört, Hutpro
duzenten kämpfen schon lange, weil Hüte kaum noch 
getragen werden, und die sogenannte Energiewende 
in Deutschland zwingt die Energiewirtschaft zu radika-
len Umstrukturierungen. 

Da bestehende Geschäfte nicht dauerhaft sind, und 
auch um über die bestehenden Geschäfte hinaus 
Wachstum zu erzielen, müssen Unternehmen, wenn 
sie nachhaltig erfolgreich sein wollen, auch in der Lage 
sein, neue Geschäfte zu entwickeln, d. h. mit neuarti-
gen Leistungsangeboten neue Marktsegmente zu 
erschließen. Sie müssen sich bietende Marktchancen 
entdecken und ausnutzen können, wie dies beispiels-
weise Billigfluggesellschaften, die Entwickler von 3D-
Druckern, die Biotechnologie oder die Elektroinstalla
tions- und Telekommunikationsbranche mit »Smart 
Home«-Anwendungen vorgemacht haben. 

Unternehmen stehen somit vor der doppelten Heraus-
forderung, sowohl Bestands- als auch neuartige Ge-
schäfte beständig zu entwickeln. Denn die Bestands-
geschäfte liefern freien Cashflow, aus dem die 
Investitionen in Neugeschäfte finanziert werden 
können. Und die Neugeschäfte werden, wenn sie 
denn erfolgreich sind, zu den Bestandsgeschäften der 
Zukunft. Dieser Kreislauf sichert den nachhaltigen Be-
stand und Erfolg des Unternehmens. 

Spannungsfelder 

Es ist nun jedoch nicht leicht, eine solche Balance in 
einem Unternehmen zu erreichen. Denn die Sicherung 
und Weiterentwicklung von Bestandsgeschäften stellt 
ganz andere Anforderungen an ein Unternehmen, des-
sen Steuerung, Organisation und Management als die 
Entwicklung neuartiger Geschäfte, wie die nachfol
gende Tabelle illustriert.

Organisation von Innovationen:   
 Balance von Bestands-  

und neuartigen Geschäften

Prof. Dr. Mark Ebers und Dipl. Vw. Ludger Becker

Bestandsgeschäfte Neuartige Geschäfte

Definierter Kontext Unsicherer Kontext

Kurzfristige geschäfts
bezogene Ziele

Langfristige visionäre Ziele

Inkrementelle Veränderungen Radikale Veränderungen 

Steuerung nach Profitmarge 
und Effizienzzielen 

Steuerung auf Basis von 
Meilensteinen und Oppor
tunitätskosten

Enge Steuerung, klare Regeln Freiräume, weniger Regeln

Standardisieren Experimentieren

Scheitern als Misserfolg Einkalkulieren von Scheitern

 

»
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Schwerpunkt: Innovation

Die Steuerung und Organisation von Bestands- und 
Neugeschäften birgt erhebliches Spannungspotenzial. 
Von Bestandsgeschäften wird erwartet (und häufig 
können sie diese Erwartung auch erfüllen), dass sie 
mindestens ihre Kapitalkosten generieren und die 
hierfür notwendigen Aktivitäten weitgehend aus dem 
eigenen laufenden Geschäft finanzieren. Diesbezüglich 
werden eher kurzfristige finanzwirtschaftliche Ziele ge-
setzt. Neuartige, innovative Geschäfte hingegen zeigen 
oft einen negativen Cashflow und es ist ungewiss, ob 
und wann sie ggf. welche Kapitalrenditen erbringen 
können. Ihre Ziele orientieren sich weniger am kurzfris-
tigen finanziellen Erfolg, denn an mittel- bis langfristi-
gen Meilensteinen der Produktentwicklung und Markt
erschließung. Damit besteht ein Spannungsverhältnis 
und direkter Finanzierungswettbewerb zwischen relativ 
sicheren Investitionen in Bestandsgeschäfte und unsi-
cheren Investitionen in Neugeschäfte. 

Aufgrund der Innovativität des Geschäfts können Neu-
geschäfte oft auch nicht in denselben Strukturen und 
auf Basis derselben organisatorischen Regeln gesteu-
ert werden wie das Bestandsgeschäft. Denn das Perso-
nal mag in vielerlei Hinsicht anders sein als das Stamm-
personal in Bestandsgeschäften. Es kann aus anderen 
Industrien kommen, in denen andere Gepflogenheiten 
herrschen. Man denke z. B. an die Softwarespezialisten, 
welche die »Smart Home«-Entwicklungen bei traditio-
nell auf mechanische Technik ausgerichteten Elektroin-
stallationsunternehmen vorantreiben. Auch lassen sich 
ziel- und/oder ressourcenorientierte Steuerungsvorga-
ben aufgrund der Neuheit und Unsicherheit der Leis-
tungs- und Vermarktungsprozesse für Neugeschäfte 
nur schwer aufstellen und rechtfertigen, weil kein be-
währter Orientierungsrahmen verfügbar ist, etwa Bench-
marks oder Erfahrungswerte. Neuartige Geschäfte 
werden daher tendenziell in stärker dezentralen 
Strukturen und Bestandsgeschäfte stärker über 
formale Regeln geführt.1 Dies alles erzeugt ein Span-
nungsfeld zwischen Bestands- und Neugeschäften, 
weil nun entweder unterschiedliche Strukturen und 
Regeln in einem Unternehmen gelten oder aber, bei 
einheitlichen Strukturen und Regeln, diese den unter-
schiedlichen Bedingungen des Bestands- oder Neuge-
schäfts nicht angemessen Rechnung tragen.

Wie können Unternehmen die Spannungsfelder zwi-
schen der Sicherung des Bestandsgeschäfts und der 
Entwicklung neuartiger, innovativer Leistungen und Ge-
schäftsmodelle bewältigen? Wie können sie sozusa-
gen beidhändig in beiden Bereichen erfolgreich agieren 
und eine Balance zwischen den unterschiedlichen An-
forderungen realisieren, d. h. Ambidextrie realisieren? 

Gestaltungslösungen

Eine erste Voraussetzung betrifft die Unternehmenslei-
tung. Auf Basis von Fallstudien haben O’Reilly und 
Tushman 2 folgende Bedingungsfaktoren abgeleitet. 
Das Management muss

•	 in überzeugender Weise die strategische Festlegung 
treffen, dass Bestands- und Neugeschäfte gefördert 
werden sollen, sich laufend zu dieser Strategie be-
kennen und sie beständig kommunizieren,

•	 eine Vision und Wertebasis artikulieren, die mit Be-
stands- und Neugeschäften kompatibel ist, 

•	 ein Anreizsystem schaffen, welches Bestands- und 
Neugeschäfte gleichermaßen fördert, und

•	 die Fähigkeit besitzen, die zwischen Bestands- und 
Neugeschäft bestehenden Spannungen zu akzeptie-
ren und zu lösen. 

Operativ können Unternehmen die Förderung von Be-
stands- und Neugeschäften in unterschiedlicher Weise 
organisieren. In Forschung und Praxis haben sich vier 
typische Gestaltungsmodelle herausgebildet: 3 

Das integrierte Organisationsmodell 
Hier wird die Verantwortung für Bestands- und 
Neugeschäft nicht getrennt. Jede Gewinn- und Ver-
lust-verantwortliche Einheit hat dafür zu sorgen, dass 
sie ihr Bestandsgeschäft über Produkt- und Prozessin-
novationen hinreichend sichert und zugleich genügend 
in neuartige Produkte und Geschäftsmodelle investiert. 
Damit die Erfordernisse der Sicherung und Weiter
entwicklung des Bestandgeschäfts die Investitionen in 
unsicherere, neuartige, innovative Produkte und Ge-
schäftsmodelle nicht verdrängen, ist es allerdings erfor
derlich, dass das Management dieser Einheiten vom 
Top-Management angehalten wird, ausreichend in 
neue Geschäfte zu investieren. Eine wichtige Heraus-
forderung dieses Modells besteht darin, organisatori-
sche Strukturen, Führungssysteme und eine Kultur zu 
schaffen, welche den zum Teil konfligierenden Anforde-
rungen der Sicherung des Bestandsgeschäfts und des 
Aufbaus neuartiger Geschäfte gerecht werden. 

Das autonome Organisationsmodell
Dieses Modell, in dem Bestands- und Neugeschäfte 
organisatorisch getrennt werden, ist wohl das am häu-
figsten gewählte. Hier werden für neue Geschäfte und 

 2	 O’Reilly III, Charles A. und Tushman, Michael L.: 2011, Organizational Ambi-
dexterity in Action: How Managers Explore and Exploit. California Manage-
ment Review 53 (4), 5 – 22

3	 Lavie, Dovev, Stettner, Uriel und Tushman, Michael: 2010, Exploration and 
Exploitation within and across Organizations. The Academy of Management 
Annals, 4, 109 –155

1	 Jansen, Justin J. P., Van Den Bosch, Frans A. J. und Volberda, Henk W.: 
2006, Exploratory Innovation, Exploitative Innovation, and Performance: 
Effects of Organizational Antecedents and Environmental Moderators. 
Management Science 52 (11), 1661–1674
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Geschäftsmodelle eigene Organisationseinheiten 
geschaffen, welche über eigene, auf die besonderen 
Bedingungen des Geschäfts abgestimmte Steuerungs- 
und Kontrollmechanismen geführt werden. Dies können 
z. B. »Corporate Venture«- oder »Emerging Business«-
Einheiten sein, welche zeitlich begrenzt eigene Res-
sourcen erhalten, um neuartige Produkte oder Ge-
schäftsmodelle voranzutreiben. Sind sie mit der Zeit 
erfolgreich, werden sie entweder zu eigenen Bestands-
geschäften, welche die für diese üblichen Strukturen 
aufweisen und deren Regeln folgen, oder aber in exis-
tierende Bestandsgeschäfte integriert. Letzteres Vor-
gehen birgt allerdings das Risiko, dass die neuen Ge-
schäfte aufgrund des »Not Invented Here«-Syndroms 
von der übernehmenden Einheit nicht hinreichend wei-
terentwickelt werden. Die besondere Herausforderung 
für das Top-Management besteht bei diesem Modell 
darin, die Investitionsströme zwischen Bestands- und 
Neugeschäften zu lenken und erfolgreich mit den zwi-
schen den beiden Typen von Einheiten bestehenden 
Spannungen umzugehen. 

Das kooperative Organisationsmodell
Unternehmen, welche diesem Modell folgen, nutzen 
Kooperationen mit anderen Organisationen, um gezielt 
in einzelnen Bereichen Zugang zu Know-how oder Res-
sourcen zu erhalten, welche für den Aufbau eines neu-
artigen Geschäfts wichtig sind, über die das Unterneh-
men selbst jedoch nicht verfügt. Typisch sind etwa 
Forschungs- und Entwicklungskooperationen, in 
denen die Partner komplementäre Ressourcen und 
Fähigkeiten bündeln, um so jeder für sich oder gemein-
sam Voraussetzungen für die Entwicklung eines neuen 
Geschäfts zu schaffen. Auch Marketing- und Vertriebs-
kooperationen können ein wichtiges Trittbrett für die 
Erschließung neuer Märkte oder Geschäftsmodelle 
sein. Eine kritische Herausforderung dieses Modells 
liegt in der Gestaltung der Schnittstelle zwischen den 
Kooperationspartnern, der Allokation von Verantwor-
tung und Budgets zwischen den Partnern sowie der 
Verteilung von Verwertungsrechten an den erarbeite-
ten Ergebnissen. 

Das zeitlich gestaffelte Organisationsmodell
In diesem Modell konzentriert sich eine Gewinn- und 
Verlust-verantwortliche Einheit periodisch stärker auf 
die Entwicklung des Bestandsgeschäfts und dann, 
wenn das Ende dessen Lebenszyklus absehbar ist, ver-
stärkt auf die Entwicklung neuer Geschäftsfelder. So-
bald diese dann den Reifegrad eines Bestandsgeschäfts 
erreicht haben, wechselt die Einheit wieder vornehm-
lich in den Modus der Sicherung von Bestandsgeschäf-
ten. Dieser zyklische Wechsel in der Orientierung 
lässt sich vor allem bei kleineren Unternehmen beob-
achten, die nicht über genügend Ressourcen verfügen, 
um Bestands- und Neugeschäfte gleichzeitig zu entwi-
ckeln, wie etwa im integrierten oder autonomen Mo-
dell. Die besondere Herausforderung dieses Modells 
besteht im Management des Übergangs vom Fokus 
auf Bestands- zum Fokus auf Neugeschäfte und umge-
kehrt. 

Fazit

Das Management des Spannungsfelds zwischen der 
Sicherung und Weiterentwicklung von Bestandsge-
schäften einerseits und der Erschließung und dem Auf-
bau neuartiger Geschäfte andererseits ist eine zentra-
le Aufgabe der Unternehmensleitung und somit 
Gegenstand der Überwachung durch den Auf-
sichtsrat. Sie muss Strategien, interne Strukturen, Re-
geln und Steuerungsformen definieren, welche es dem 
Unternehmen ermöglichen, sowohl das laufende Ge-
schäft hinreichend abzusichern und zu entwickeln als 
auch neuartige Geschäfte zu entdecken und erfolgreich 
aufzubauen. Der Aufsichtsrat sollte kritisch hinterfra-
gen, ob Bestands- und neuartiges Geschäft ausrei-
chend entwickelt werden und in geeigneter Weise ge-
steuert und organisiert sind.  « 

Prof. Dr. Mark Ebers ist Direktor des 
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wicklung und Organisation an der 
Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät der Universität 
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sation in der Schmalenbachgesell-
schaft. 

Dipl. Vw. Ludger Becker ist Leiter 
Corporate Organization der  
Bayer AG, Leverkusen. Der Schwer-
punkt seiner Tätigkeit liegt auf  
dem Gebiet der Organisationsge- 
staltung und des organisatorischen 
Wandels. Er ist einer der beiden  
Leiter des Arbeitskreises Organisa-
tion in der Schmalenbachgesell-
schaft für Betriebswirtschaft e.V. 

© 2015 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ein Mitglied des KPMG- 
Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative (»KPMG International«), einer juristischen Person 
schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.



14  Audit Committee Quarterly I /2015

Schwerpunkt: Innovation

Der Beitrag des Aufsichtsgremiums 
zum Innovationsmanagement eines 
Familienunternehmens

Hon.-Prof. Dr. Hermut Kormann 

Die Familienunternehmung verfolgt ein »dynastisches Projekt«: die Fort-
führung ihrer Aktivitäten als selbstständiges Unternehmen im Eigentum 
der Familie über die Generationenfolge hinweg. Ein solch weitreichendes 
Projekt ist nur dann aussichtsreich, wenn das Unternehmen sich selbst 
durch Innovationsarbeit in allen Bereichen an die sich ändernden 
Umweltbedingungen anpasst. Im Zielekatalog von Familienunternehmen 
ist daher oft davon die Rede, durch Innovationen eine führende Markt-
stellung zu erhalten und so das Unternehmen zukunftssicher zu machen. 
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In einem Familienunternehmen bestehen vielfältige 
Möglichkeiten, die Governance nach den jeweiligen 
Bedürfnissen zu gestalten. So wird, wenn es einen mit-
bestimmten Aufsichtsrat gibt, daneben regelmäßig ein 
Beirat eingerichtet, in dem nur Gesellschafter und die 
von ihnen bestimmten Beiräte vertreten sind. Bei eini-
gen sehr fortschrittlichen und innovativen Familienun-
ternehmen gibt es sogar einen »wissenschaftlichen 
Beirat«, dessen Arbeit sich ganz darauf konzentriert, im 
Gespräch mit der Unternehmensführung wichtige Zu-
kunftstrends zu erkunden und Anregungen für die Inno-
vationsarbeit zu geben. Schließlich finden wir auch Aus-
schüsse zum Innovationsmanagement, in denen sich 
beispielsweise ein früherer geschäftsführender Gesell-
schafter mit seiner Erfahrung einbringt. Dies mögen 
freilich Sonderfälle sein, bei denen infrage gestellt wer-
den kann, inwieweit das entsprechende Engagement 
auch von der aktiven Geschäftsführung geschätzt wird. 

Konzentrieren wir uns also auf den Normalfall der Gover-
nance, der auch vergleichbar ist mit der Arbeit von Auf-
sichtsgremien in Publikumsgesellschaften: einen Bei-
rat, der in einem größeren Unternehmen mit mehreren 
Produktsparten die Aufsicht über ein (familienexternes) 
Management ausübt. Welchen Beitrag kann ein nur in 
größeren Abständen zusammentretendes Gremium für 
eine Aufgabe leisten, bei der man – anders als bei der 
Diskussion von Finanzergebnissen, zu denen man auch 
als Externer ziemlich zuverlässig ein erstes Urteil abge-
ben kann – tief greifende Kenntnisse der Technologien, 
der Lösungsangebote und der Kundenmärkte braucht, 
um wirklich »mitreden« zu können?

Keine Einzeltipps erwarten und  
keine Lieblingsideen verfolgen

Bevor wir versuchen herauszuarbeiten, was das Gover-
nance-Gremium zur Innovationsarbeit beitragen kann, 
stellen wir die einfachere Frage, was es nicht leisten 
kann: Kaum möglich ist es, dass ein Beiratsmitglied 
einen konkreten Vorschlag macht, welches Innovations-
projekt verfolgt werden soll. Die Innovationsarbeit ist 

eine umfassende Suchaufgabe, bei der oft gar nicht 
einmal genau spezifiziert werden kann, was gesucht 
wird, und bei der zumeist mehrere Optionen ausgelotet 
werden müssen. Es wäre naiv zu erwarten, dass ein 
Mitglied des Beirats einen »ganz heißen Tipp« für eine 
aussichtsreiche Innovation geben könnte. Innovationen 
sind bislang unbekannte, neue Lösungen, die über-
haupt erst entdeckt werden und sich dann noch am 
Markt durchsetzen müssen. Es wäre paradox, wenn 
sich erfolgreiche Innovationen ohne intensive technolo-
gische und konzeptionelle Vorarbeit sicher vorhersagen 
ließen. Wenn sich ein Beirat tatsächlich so tief in die 
Materie einarbeiten wollte, dass er eine führende Rolle 
in der Innovationsarbeit übernehmen könnte, dann 
sollte er vermutlich in die Geschäftsführung wechseln. 

Eine solche problematische Konstellation entsteht im 
Grunde auch dann, wenn der Senior und frühere ge-
schäftsführende Gesellschafter nach seinem Ausschei-
den aus der aktiven Verantwortung noch ein Geber von 
Zukunftsideen sein will. Aber für diese Situation sind 
zumindest auch Ausnahmen denkbar, denn wer sein 
ganzes Berufsleben in einer Branche verbracht hat, ver-
fügt durchaus über ein tiefes Verständnis für die ent-
sprechenden Technologien und Trends.

In der Regel ist zur Unterstützung der Innovationsarbeit 
vor allem das gefordert, was auch die Beratungskom-
petenz eines guten Governance-Gremiums ausmacht: 
günstige Rahmenbedingungen zu schaffen, zur Arbeit 
an der Unternehmensstrategie zu ermutigen und kluge 
Fragen zu stellen. Gelegentlich kann auch einmal ein 
direkter Hinweis aufgrund eines entsprechenden Erfah-
rungsfundus hilfreich sein.

Innovationsgeneigtes Strategieklima 
schaffen

Der Beirat muss deutlich machen, dass er Innovationen 
für entscheidend für die langfristige Sicherung des 
Unternehmens hält. Er muss den Grundsatz vertreten, 
dass es für die langfristige Steigerung des Unterneh-  » 

Hon.-Prof. Dr. Hermut Kormann war vier Jahr-
zehnte in technisch geprägten Industrie
unternehmen und davon zwei Jahrzehnte als 
Nicht-Familienmitglied in der Führung eines 
bedeutenden Familienunternehmens tätig.  
Er hat Honorarprofessuren an der Zeppelin-
University, Friedrichshafen und an der Univer-
sität Leipzig auf dem Gebiet der Strategie und 
Governance von Familienunternehmen inne. 
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menswerts und für das nachhaltige Überleben wichti-
ger ist, das Wachstum zu fördern als die Gewinnmarge. 
Für Letztere gibt es eine Grenze in einer Wettbewerbs-
wirtschaft, doch für das Wachstum gibt es letztlich 
keine Grenze. Das Umsatzwachstum ist langfristig die 
entscheidende Voraussetzung für das Gewinnwachs-
tum. Daher muss die Innovationsarbeit einen hohen 
und kontinuierlichen Stellenwert in der Agenda der 
Unternehmensführung haben.

Um ein innovationsgeneigtes Klima zu schaffen, muss 
man sich eine Vorstellung von der Größenordnung der 
erforderlichen Projekte machen. Will man innerhalb  
von zehn Jahren ein zusätzliches Umsatzpotenzial von 
10 Prozent des Umsatzes im bisherigen Geschäft aus 
Innovationsvorhaben generieren, dann muss man in 
grober Annäherung mit einem Gesamtaufwand in 
diesem Zeitraum in Höhe des angestrebten Umsatz
zuwachses rechnen. Wenn man also von 500 Millionen 
EUR Basisumsatz ausgeht und 50 Millionen EUR zu-
sätzlichen Umsatz durch ein Innovationsprojekt an-
strebt, kostet dieses vielleicht 35 Millionen EUR – das 
entspricht in etwa dem üblichen Kaufpreis für ein Ge-
schäft dieser Größenordnung. Damit ist aber nur der 
Aufwand für ein erfolgreiches Projekt erfasst. Vor und 
neben diesem erfolgreichen Projekt müssen aber auch 
noch andere Optionen verfolgt werden, deren Kosten 
letztlich von dem erfolgreichen Projekt mit eingespielt 
werden müssen. Setzen wir die Kosten für diese zu-
sätzlichen, letztendlich erfolglosen Projekte mit 15 Millio
nen EUR an, so erhält man die prognostizierte Summe 
von 50 Millionen EUR. Verteilt man diese 50 Millionen 
EUR über die Zeitachse der Projektentwicklung von 
zehn Jahren, so ergibt dies 5 Millionen EUR pro Jahr, 
was etwa einem Prozentpunkt Umsatzrendite ent-
spricht. Und das ist eher als Untergrenze zu verstehen. 
Wenn man sich mehr Experimente auf der Suche nach 
Innovationen leisten muss und leisten kann oder ein 
höheres Wachstumsziel hat, dann kommt auch leicht 
ein Aufwand von eineinhalb oder zwei Prozentpunkten 
des Umsatzes zusammen. 

Einige Unternehmen, die systematisch Innovationsar-
beit betreiben, schaffen ein eigenes Budget für Innova-
tionsprojekte. Natürlich müssen Regeln bestehen, dass 
ein solches Budget nicht für die regelmäßige Entwick-
lungsarbeit im Kontext des laufenden Geschäfts genutzt 
werden darf. In das Budget für die Innovationsarbeit 
gehören nur Projekte hinein, die dem Unternehmen zu-
sätzliche Umsatzpotenziale erschließen können.

Damit wird auch deutlich, dass der Aufwand für die 
Innovationsarbeit im Honorierungskonzept der Ge-
schäftsführung zu berücksichtigen ist, denn man muss 
damit rechnen, dass das Management primär das tut, 
was erwartet und belohnt wird. Wenn nur Renditeziele 
gesetzt werden, droht die Innovationsarbeit vernach
lässigt zu werden. Will man verhindern, dass insbeson-

dere in schlechteren Zeiten an der falschen Stelle, näm-
lich bei den Innovationsprojekten, gespart wird, ist es 
am besten, wenn man den entsprechenden Aufwand 
aus der Bemessungsbasis für die variable Erfolgsver
gütung ausklammert. Daneben gibt es auch Ansätze, 
die Innovationserfolge in die Bemessungsbasis mitein-
zubeziehen, die zu erörtern jedoch über den Rahmen 
dieser Ausführungen hinausgeht.

Die Innovationsarbeit regelmäßig  
auf die Agenda setzen

Das wichtigste Instrument eines Beirats, die Bedeu-
tung eines Themas zu unterstreichen, besteht darin, 
eben dieses Thema auf die Tagesordnung der Sitzun-
gen zu setzen – und zwar anlassunabhängig und regel-
mäßig. In jeder Sitzung sollte zum Lagebericht ein TOP 
»Neues aus Markt, Wettbewerb und Technologie« ge-
hören. Das kann und soll aber nur ein Kurzbericht sein, 
der darüber informiert, ob eine überraschende Entwick-
lung in einer der darauffolgenden Sitzungen näher erör-
tert werden muss. 

Außerdem sollte es in regelmäßigen Abständen eine 
Beiratssitzung geben, in der – mit ausreichender Zeit – 
der Stand und die Pläne zur Innovationsarbeit vorgetra-
gen und diskutiert werden. Die Sommersitzung ist für 
solche Themen, die keine besondere Terminierung am 
Jahresanfang (Jahresabschluss) oder am Jahresende 
(Budget) verlangen, ein günstiger Zeitpunkt. Hier soll-
ten in möglichst immer gleicher Systematik alle Aspek-
te der Innovationsarbeit – darunter auch die nachfol-
gend hervorgehobenen Punkte – durchgesprochen 
werden.

Frühwarnsignale zu Innovations
erfordernissen beachten

Wenn man einen branchenspezifischen Schub in der 
Technologieentwicklung versäumt hat, ist dieser Rück-
stand kaum mehr aufzuholen. Es ist daher unbedingt 
erforderlich, darauf hinzuwirken, dass die Geschäfts-
führung – nicht der Beirat – alle sinnvollen Möglichkei-
ten heranzieht, um »early warning signals« (Ansoff) zu 
sich anbahnenden technologischen oder wirtschaftli-
chen Trendveränderungen zu erkennen. Dazu gehört als 
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erster Schritt eine sorgfältige Verfolgung der Markt
anteilsentwicklung über die Jahre hinweg. Ergänzend 
müssen die Patentanmeldungen der wichtigsten Wett-
bewerber beobachtet und ausgewertet werden. Eine 
signifikante Zunahme der Patentanmeldungen eines 
Wettbewerbers ist bereits ein Frühwarnindikator. Außer-
dem sollte ohnehin auch der Inhalt der Patentanmel-
dungen der Wettbewerber an einer Stelle im Unterneh-
men analysiert werden; darüber kann dann ebenfalls 
berichtet werden. 

Projektpipeline verfolgen und  
Schlüsselprojekte festlegen

Zum Innovationsmanagement des Beirats gehören 
einige Auswertungsschemata, die den Stand und die 
Entwicklung der Innovationsarbeit über einen mög-
lichst langen Zeitraum hinweg in vergleichbarer Form 
veranschaulichen. Eine eingängige Darstellung besteht 
darin, den schematischen Verlauf des Entwicklungs- 
und Produktlebenszyklus als Grundlage zu nehmen und 
den Stand der Produkte und der Neuentwicklungen 
darin einzutragen. Die Größenordnung von Umsatz und 
Gewinn der aktiven Programme kann durch Kreisgrö-
ßen oder Farben illustriert werden. Für die in der Ent-
wicklung befindlichen Projekte sollte man abschätzen, 
wie weit sie von einer denkbaren Markteinführung ent-
fernt sind. 

Es geht hierbei nicht um exakte Prognosen. Daher soll-
te diese Bestandsaufnahme auch nicht als Gegenstand 
der Aufsicht behandelt werden, sondern als Input für 
eine freie Diskussion. Das Ziel einer solchen Inventur 
sollte in der Festlegung der Priorität der Projekte beste-
hen. Längerfristig ausgerichtete Zukunftsprojekte sind 
letztlich immer in Gefahr, von den dringlichen Tagesauf-
gaben im Entwicklungsbereich verdrängt zu werden. 
Der Beirat kann dem Management helfen, die Innova
tionsarbeit auch in schwierigen Zeiten durchzuhalten, 
indem die Prioritätenliste zu Protokoll genommen wird. 

Erfahrungen über Markteinführungs
strategien austauschen

In reifen Märkten mag einem Unternehmen eine große 
Innovation nur einmal pro Jahrzehnt gelingen. Das be-

deutet auch, dass eine Führungskraft vielleicht nur ein- 
oder zweimal in ihrer Laufbahn an einer großen Innova-
tion mitwirkt. Umso wichtiger ist es, die Erfahrung von 
Beiratsmitgliedern zu nutzen, die aufgrund ihres Alters, 
der Größe ihres Verantwortungsbereichs oder der 
Vielzahl ihrer Mandate bereits eine größere Anzahl von 
Innovationsprojekten begleitet haben. Die Geschäfts-
führung sollte den Beirat aktiv nach solchen Erfahrun-
gen fragen.

Experimente zulassen

Wenn sich der Beirat intensiv um die Innovationsarbeit 
kümmert, besteht allerdings auch eine ernst zu neh-
mende Gefahr: Wenn die entsprechenden Projekte viel 
länger dauern und mehr kosten, als ursprünglich ange-
nommen wurde, oder wenn gar das erhoffte Ergebnis 
nicht erreicht wird, dann verfällt das Gremium leicht in 
den »Modus der Aufsicht« und vermerkt in seiner ge-
danklichen Liste der guten und schlechten Taten der 
Führung einen dicken Minuspunkt. Eine solche Reak
tion ist ein sicherer Weg, um den Mut der Geschäfts-
führung für eine intensive Innovationsarbeit zu schwä-
chen. 

Aussichtslose Markteinführungen 
konsequent beenden

Erst nach der Markteinführung zeigt sich, ob eine Inno-
vation auch ein wirtschaftlicher Erfolg wird. Auch hier 
bedarf es vielleicht mehrerer Versuche, um mit ver-
schiedenen Geschäftsmodellen zu experimentieren. 
Stellt sich aber nach angemessener Zeit heraus, dass 
man kein erträgliches Geschäft entwickeln kann, dann 
muss das Experiment auch konsequent beendet wer-
den. Nicht selten tun sich die Promotoren, die über 
Jahre viel Engagement in die Entwicklung gesteckt 
haben, schwer mit der Beendigung dieses »Hoffnungs-
projekts«. Der Beirat ist aus seiner distanzierten Per
spektive besser in der Lage, zu einer kritischen Beurtei-
lung zu kommen.

Die Investition in Innovationen ist ein Spieleinsatz, der 
manchmal zum Gewinn führt, oft aber auch verloren ist. 
Wenn die entsprechenden Projekte nicht auch einmal 
scheitern, dann ist man vielleicht nicht ausgreifend 
genug in der Suche nach möglichen Innovationen. Um 
die Motivation für die Suche aufrechtzuerhalten, müs-
sen daher alle Beteiligten Gelassenheit bewahren, 
wenn sich bei einem Projekt der erhoffte Erfolg nicht 
einstellt. Die Belohnung für diese Geduld zeigt sich 
nicht selten in einem Nebeneffekt, dass zwar nicht das 
angestrebte Ergebnis herauskommt, aber dennoch 
eine nützliche Erkenntnis oder ein Produkt »abfällt«, das 
man noch gut gebrauchen kann. Denn: Arbeit – so auch 
Innovationsarbeit – bringt einen immer weiter.  «
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Vernetzung ist der  
Nährboden für Innovationen

Dr. Roland Gerner 

Innovationen sind seit 1851 die Grundlage des Erfolgs 
des Technologiekonzerns Heraeus. Globaler Wettbe-
werb, immer kürzere Produktlebenszyklen und der 
Kunde als wichtigster Innovationstreiber machen es 
notwendig, dass Unternehmen immer schneller neue 
Produkte entwickeln müssen. Um das Innovations
potenzial zu fördern, setzt Heraeus auf eine Innova
tionskultur, bei der die Entwickler der einzelnen Global 
Business Units über den Tellerrand der eigenen Ent-
wicklungsprojekte hinausschauen und sich mit anderen 
Entwicklern regelmäßig austauschen, um gezielt die 
Chancen in neuen Märkten zu erarbeiten. Eine echte 
Innovationskultur muss einen technischen Anspruch 
haben und benötigt entsprechende Kompetenzen. 

Aber neben der inhaltlichen Kompetenz 
und neben Produkt- und Prozesswissen 

braucht es auch eine Kultur, in der  
es gelingt, die Kreativität und Fähigkeit  

der Organisation in der Breite zu aktivieren 
und alte Organisationsstereotypen  

zu überwinden. 

Bei Heraeus wurden beispielsweise Clusterentwick-
lungsteams für die Zukunftsmärkte Erneuerbare Ener-
gien, Display & Consumer Electronics, Sensorik, Addi
tive Manufacturing und Gesundheit ins Leben gerufen. 
Mit diesen offenen Entwicklungsplattformen wer-
den konzernübergreifend, global vernetzt und auf 
Zukunftsmärkte und Technologien fokussiert Innova
tionen für den Endkunden geschaffen. Die Teams 
haben den Auftrag, für ihr jeweiliges Zukunftsfeld welt-
weite Entwicklungen, Trends und neue Potenziale für 
Heraeus zu identifizieren. Dabei profitiert Heraeus ins-
besondere von der Vielfalt in den Teams. Verschiedene 
Mitarbeiter bringen unterschiedliche Perspektiven und 
Kompetenzen ein und gewähren den Kollegen Einblicke 
in ihre Arbeitsweise, ihre speziellen Marktkenntnisse 
und Kundenanforderungen. So entsteht eine neue 
Sichtweise auf die Themen, so können neue Ideen rei-
fen und schließlich auch in innovativen Produkten und 
Lösungen münden. 

Mittlerweile haben sich aus den Clustern erste Start-
ups gebildet, die Pilotprojekte und Produktideen zur 
Markt- und Geschäftsreife führen sollen. Aktuelles Bei-
spiel ist das Produkt Porocarb®. Dies ist eine völlig neue 
Produktfamilie von porösen leitfähigen Kohlenstoff
pulvern, die Heraeus mit Fokus auf elektrochemische 
Anwendungen auf den Markt bringt. Die Innovation 
schlägt eine Brücke zwischen Hochenergie- und Hoch
leistungszellen. Interessante Anwendungen sind der 
Einsatz als leistungssteigernder Zusatz in Lithium-Bat-
terien für Smartphones oder als poröses oberflächen-
aktives Trägermaterial für Brennstoffzellen-Katalysa
toren. 

Vernetzung verändert die Welt  
der Entwickler

Die globale Vernetzung ist ein weiterer wichtiger Nähr-
boden für Innovationen. In der hoch spezialisierten und 
globalen industriellen Welt des 21igsten Jahrhunderts 
sind neue Konzepte der Zusammenarbeit notwen-
dig, will man Antworten auf neue technologische He
rausforderungen finden, will man technologische Ent-
wicklungen gestalten und nicht nur nach vorgegebener 
Spezifikation Materialien liefern. Vernetzung, unter an-
derem in Form des mittlerweile viel beschworenen 
»Internets der Dinge«, wird sicherlich eine wichtige Rolle 
spielen, um die Innovationsfähigkeit von Unternehmen 
zu stärken. Fakt ist, durch Vernetzung von Produktions-
abläufen, aber auch von Innovationsprozessen kann 
sehr viel effizienter produziert und entwickelt werden. 

Aus Sicht von Unternehmen hilft die Vernetzung, um 
beispielweise aus vielen kleinen Forschungs- und Ent-
wicklungsstandorten eine schlagkräftige, innovative 
Organisation zu formen. Das bedeutet aber für die 
Entwickler eine hohe Bereitschaft zur Flexibilität 
und Mobilität, denn die Entwicklung findet nicht mehr 
nur in Hanau statt, sondern vor allem an Standorten in 
Asien und in den USA. Der Forscher im Elfenbeinturm 
oder im stillen Kämmerlein gehört der Vergangenheit 
an. Silodenken und fehlendes Wissensmanagement 
sind kontraproduktiv. Vernetzung heißt auch, dass For-
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scher von Heraeus in Entwicklungszentren seiner 
Kunden arbeiten, so wie Forscher der Kunden bei 
Heraeus in Open Lab-Konzepten tätig sein werden. 
Zudem gilt es heute mehr denn je, über verschiedene 
Standorte hinweg Innovationen voranzutreiben. Die 
Menschen bewegen sich in der Zukunft in offenen Netz-
werken statt in klassischen Organisationshierarchien.

Kooperationen mit internationalen 
Forschungsinstituten

Chancen zur Innovation ergeben sich heute zunehmend 
durch systematische Vernetzung sowie die Aktivie-
rung von interdisziplinärem Know-how. Heraeus 
bringt sich als Werkstoffspezialist gezielt in Netzwerke 
ein, um neue Produkte, Prozesse und Konzepte für 
seine Kunden zu entwickeln. Da nicht alle Entwicklun-
gen im eigenen Haus durchgeführt werden können, 
nutzt das Unternehmen die Zusammenarbeit mit 
materialwissenschaftlichen Fakultäten verschiede-
ner Universitäten und Forschungsinstituten weltweit. 

Besonders hervorzuheben ist die Kooperation mit dem 
taiwanesischen Forschungsinstitut Industrial Techno
logy Research Institute (ITRI). Das Cluster Display &  
Consumer Electronics arbeitet an innovativen Heraeus-
Produkten für zukünftige Display-Technologien, denn 
Materialien, wie etwa leitfähige Polymere, spielen die 
entscheidende Rolle, wenn es um immer komplexere 
und bessere Displays und Touchscreens für die Unter
haltungselektronik geht. Heraeus hat mit ITRI einen 
Partner gefunden, um von Anfang bis Ende an Displays 
mitzugestalten. Das exzellent vernetzte ITRI steht an 
der Speerspitze der Display-Forschung. In Taiwan fehlt 
aber die Kompetenz für Hightech-Materialien, und diese 
Lücke kann Heraeus ideal ausfüllen. Prognose: Die Her-
stellung eines faltbaren Displays ist schon in drei Jahren 
denkbar, die eines rollbaren in etwa fünf bis sieben 
Jahren. Mit seinen Cluster-Experten gestaltet Heraeus 
direkt vor Ort an dieser Zukunft mit.  «

Dr. Roland Gerner ist seit Januar 2015 Chief 
Technology Officer (CTO) und Mitglied der Ge-
schäftsführung der Heraeus Holding GmbH. 
Zuvor war er seit 2001 Geschäftsführer der 
Heraeus Precious Metals GmbH & Co. KG, vor-
mals W. C. Heraeus. Dr. Roland Gerner hat  
an der Johannes Gutenberg-Universität Mainz 
Chemie studiert und anschließend promo- 
viert. Seit 1998 war Dr. Gerner als Mitglied der 
Geschäftsleitung in einer brasilianischen 
Tochtergesellschaft im Ausland tätig und trug 
dabei die Verantwortung für Lateinamerika  
mit drei Produktionsstandorten in Brasilien 
und Argentinien. Zuvor sammelte er bei einem 
deutschen DAX-Unternehmen als Forschungs-
leiter Erfahrungen im Bereich Innovation. 

Heraeus 

Im Geschäftsjahr 2013 erzielte der Technologiekonzern Heraeus 
mit Sitz in Hanau einen Produktumsatz von 3,6 Milliarden EUR 
und einen Edelmetallhandelsumsatz von 13,5 Milliarden EUR. 

Mit weltweit rund 12.500 Mitarbeitern 
in mehr als 110 Gesellschaften hat 
Heraeus eine führende Position auf 
seinen globalen Absatzmärkten inne. 
Seine Aktivitäten richtet Heraeus  
auf die Märkte Chemie und Metall, 
Energie und Umwelt, Kommunikation 
und Elektronik, Gesundheit, Mobilität 
sowie Industrieanwendungen aus.

Industrie- und Medizinprodukte des 
Familienunternehmens sind im Alltag 
überall präsent, zum Beispiel Kata-
lysatoren für Motoren, Quarzglas für 
Telekommunikation und Mikrochip-
Herstellung, Ultraviolett-Strahler für 
die Wasserentkeimung, Infrarot-Strah-
ler für die Industrie, Temperatursen-
soren für die Stahlbranche oder orga-
nische Elektronik für Touchscreens. 

Heute verfügt Heraeus über mehr als 
5.200 Patente und setzt über 80 Mil
lionen EUR jährlich für Forschung und 
Entwicklung ein. Über 550 Forscher 
und Entwickler sorgen weltweit für in-
novativen Nachschub.

Leitfähige Polymere 

Porocarb®

Knochenzement

UV-Strahler Edelmetallschmelze
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Innovationen: Kerntreiber für  
profitables Wachstum
Die Ideenfabrik von Henkel Adhesive Technologies

Mike Olosky und Paolo Bavaj

Richtiger Mix aus Produktverbesse
rungen und strategischen neuen 
Geschäftsfeldern

Innovationsführerschaft ist das zentrale Erfolgskrite
rium in unserem Geschäft. Dafür verbessern unsere 
Experten kontinuierlich unsere bestehenden Produkte 
und entwickeln immer neue maßgeschneiderte Lösun-
gen für unsere Kunden in den Geschäftsfeldern Ver
packungs- und Konsumgüterklebstoffe, Transport und 
Metall, Allgemeine Industrie sowie Elektronik. Zudem 
verbessern wir kontinuierlich unsere Konsumenten-
klebstoffe und stärken dadurch unsere bekannten Kon-
sumentenmarken wie Pattex oder Pritt. Darüber hinaus 
antizipieren wir Megatrends und gestalten aktiv unser 
Portfolio, um heute die Grundlage für unser Wachstum 
in der Zukunft zu legen. Deshalb ist es von zentraler 
Bedeutung, die richtige Balance aus Forschung und 
Entwicklung an kurz- und mittelfristigen Lösungen und 
Neuerungen einerseits sowie der strategischen Ent-
wicklung neuer Geschäftsfelder mit einem langfristigen 
Zeithorizont von fünf bis zehn Jahren andererseits zu 
finden.

Ideenfabrik und Megatrends

Solche Zukunftsszenarien entwerfen wir in unserem 
»Foresight Management« – ein Team aus Mitarbeitern 
des Bereichs New Business Development, das eng mit 
Kollegen aus Forschung und Entwicklung sowie dem 
operativen Geschäft zusammenarbeitet. Das Team 
analysiert Trends, spricht mit Vordenkern aus Wissen-
schaft und Industrie und verfügt über ein breites inter-
nes wie externes Netzwerk, um neue Geschäftsideen 
für zukünftiges Wachstum zu identifizieren. Foresight 
Management ist unsere Ideenfabrik, die den aktuellen 
Megatrends in Wirtschaft und Gesellschaft auf der 
Spur ist.

Lichttechnik im Jahr 2025

Der Trendreport »Lighting in 2025« ist ein aktuelles 
Beispiel der Arbeit unseres Foresight Managements. 
Gemeinsam mit Lichtherstellern, Branchenexperten 
und Wissenschaftlern haben unsere Trendexperten 
analysiert, wie Lichttechnik im Jahr 2025 aussehen 
kann. Ausgehend von Entwicklungen wie Wohnungs-
knappheit, zunehmende Urbanisierung oder sich verän-
dernde Familienstrukturen identifiziert der Bericht Tech-
nologien und Lösungen in der Beleuchtungstechnik mit 
Fokus auf Gebäude und die Automobilindustrie. Dabei 
bieten Trends wie das aus der Ferne steuerbare »Smart 
Home« großes Innovationspotenzial. 

Schon heute bietet Adhesive Technologies seinen Kun-
den aus der Beleuchtungsbranche ein breites Portfolio 
technisch führender Lösungen an. So gibt es UV- und 
feuchtigkeitsbeständige Schmelzklebstoffe, die auch 
extremen Witterungsbedingungen widerstehen, als 
ideale Lösung für die Verkapselung von LEDs und 
Leuchtmitteln, die für den Einsatz im Außenbereich ge-
dacht sind. Neueste Lösungen überzeugen mit dauer-
haften hochtransparenten Lichttransmissionsraten von 
bis zu 96 Prozent. Bis zum Jahr 2020 werden nach aktu-
ellen Branchenanalysen 70 Prozent aller Beleuchtungen 
weltweit LEDs sein. Der aktuell 66 Milliarden US-Dollar 
große Beleuchtungsmarkt wird bis 2020 auf 100 Milliar-
den US-Dollar anwachsen. 

Als konkretes Suchfeld, das über die klassischen LEDs 
hinausgeht, haben wir organische lichtemittierende 
Dioden identifiziert, die sogenannten OLEDs. Sie sind 
flexibel, ermöglichen eine gleichmäßige Flächenaus-
leuchtung, sparen Energie und haben in den ersten 
Anwendungen bereits ihre Marktreife erlangt. Wir sind 
davon überzeugt, dass in Zukunft zahlreiche individuelle 
Beleuchtungslösungen zum Beispiel im Automobilbau 
und in der Möbelindustrie mit OLEDs realisiert werden. 
Deshalb arbeiten wir eng mit Lichtherstellern zusam-
men, um gemeinsame Lösungen für unterschiedliche 
Anwendungen zu entwickeln. Diese frühe Zusammen-
arbeit wird uns dabei helfen, vom prognostizierten 
Marktwachstum zu profitieren.  
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Scouting: Systematische Suche  
nach Zukunftstechnologien

Eng verbunden mit dem Foresight Management ist 
auch unsere systematische Suche nach Zukunftstech-
nologien, das sogenannte »Scouting«. Bei diesem Pro-
zess geht es unter anderem darum, vielversprechen-
de Start-up-Unternehmen zu identifizieren, über die 
wir einen Zugang zu neuesten Zukunftstechnologien 
erhalten. Im vergangenen Jahr haben wir beispiels
weise eine Entwicklungskooperation mit einem US-
amerikanischen Start-up geschlossen, das ein patent-
rechtlich geschütztes Verfahren zur kosteneffizienten 
Massenproduktion von flexiblen Ultra-Barrierefolien 
entwickelt hat. Diese Folien schützen Elektronik-Kom-
ponenten vor eindringender Feuchtigkeit und Sauer-
stoff. Sie werden künftig eine wesentliche Rolle spie-
len, um die ersten vollflexiblen Displays für Elektronik- 
geräte auf den Markt zu bringen. Unsere Produkte und 
Lösungen sorgen dabei für die optimale Haftung und 
den Schutz der unterschiedlichen Substrate und Mate-
rialien. Diese Technologie bietet zudem großes Poten
zial für OLEDs, um flexible und individualisierbare Be-
leuchtungslösungen anzubieten.

Erfolgsfaktoren

Adhesive Technologies versteht Innovationen als ganz-
heitlichen vorausschauenden Prozess von Forschung 
und Entwicklung, der neue Technologien und Lösun-
gen für aktuelle und künftige Märkte vorantreibt. Dabei 
sind die Aktivitäten strategisch so aufeinander abge-
stimmt, dass wir unterschiedliche Zeithorizonte 
berücksichtigen, um heute schon die Grundlagen dafür 
zu legen, als Pionier neue Märkte in unserem Kern
geschäft zu erschließen. Neben dem technischen 
Know-how und den Fachleuten spielt dabei die Nähe 
zu unseren Kunden rund um den Globus eine zentrale 
Rolle. Insgesamt hat Adhesive Technologies im Ge-
schäftsjahr 2014 rund 248 Millionen EUR in Innovatio-
nen investiert – das entspricht 60 Prozent der gesam-
ten Innovationsaufwendungen von Henkel. Diese Zahl 
verdeutlicht unsere Überzeugung, dass Innovationen 
die Kerntreiber für profitables Wachstum sind.  «

Mike Olosky ist  
Corporate Senior Vice 
President and Global 
Head of Innovation  
and New Business 
Development bei Henkel 
Adhesive Technologies. 

Paolo Bavaj ist 
Corporate Director 
New Business  
Development,  
Henkel Adhesive  
Technologies.

Hintergrund: Henkel und Innovation

Mit bekannten Marken wie Persil, Schwarzkopf oder Loctite  
hält Henkel weltweit führende Marktpositionen im Konsumenten- 
und im Industriegeschäft. Rund die Hälfte des Umsatzes von 
16,4 Milliarden EUR im Geschäftsjahr 2014 entfällt dabei auf den 
Unternehmensbereich Henkel Adhesive Technologies, dem 
weltweit führenden Lösungsanbieter für Klebstoffe, Dichtungs-
mittel und Funktionsbeschichtungen. 

Die führende Position 
von Adhesive Technolo-
gies basiert auf der 
engen Zusammenarbeit 
mit Kunden, maßge-
schneiderten Lösungen, 
starken Marken, globa
ler Präsenz sowie um-
fangreichem technolo
gischem Know-how –  
und auf seiner Innova
tionsstärke. Wir entwi-
ckeln kontinuierlich  
führende Technologien, 

die unseren Kunden heute und morgen einen entscheidenden 
Mehrwert bieten. Allein im Geschäftsjahr 2014 entfielen mehr 
als 30 Prozent des Umsatzes von Adhesive Technologies auf 
Produkte, die nicht länger als fünf Jahre auf dem Markt sind. 

Visionen und Ideen rund um die Lichttechnik im 
Jahr 2025 – das Foresight Management von Henkel 
Adhesive Technologies analysiert Trends und Markt-
chancen für das Wachstum der Zukunft.
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Schwerpunkt: Innovation

Patente und Patentschutz –  
Segen oder Fluch  
für den Innovationsstandort  
Deutschland?

Prof. Dr. Reto M. Hilty

Patentrecht? Ein Fachgebiet für Spezialisten – Leser eines Magazins für 
Corporate Governance hätten vor Kurzem noch weitergeblättert. 
Inzwischen weckt das Patentsystem aber immer mehr das Interesse 
der Öffentlichkeit. Was hat sich geändert? 

Einen Teil seiner wachsenden Popularität mag das 
Rechtsgebiet dem künftigen Europäischen Einheitspa-
tent verdanken. Zwar bleibt der nach fünf Jahrzehnten 
erzielte Kompromiss deutlich hinter dem zurück, was 
einst geplant war, und es wollen sich auch nicht alle 
EU-Mitgliedstaaten beteiligen. Immerhin erhofft sich 
die Industrie nun substanziell tiefere Gebühren. Auch 
soll das Einheitspatent einfacher durchsetzbar sein – 
ein einziger Richterspruch wird reichen, um Patentver-
letzungen in alle teilnehmenden Staaten zu untersagen. 
Beides klingt auf den ersten Blick gut, und aus der Sicht 
der Patentinhaber ist es das wohl auch. 

Aber wird Europa – und insbesondere Deutschland – 
dank eines verbilligten und vereinfachten Rechtsschut-
zes einen Innovationsschub erleben? Dies mag glauben, 
wer davon ausgeht, je mehr (und einfacherer) Schutz, 
desto besser, weil von Rechtsschutz Anreize für Inno-
vation ausgingen. Doch stimmt dieser Wirkungszusam-
menhang wirklich – oder ist das zu einfach gedacht? 

Medienberichte über einzelne Patente reflektieren 
meist nur kleinste Bruchstücke komplexer Realitäten in 
gewissen Wirtschaftszweigen. Bereits diese Einblicke 
hinterlassen zuweilen aber ein merkwürdiges Bild und 
berechtigten zu Zweifeln an der Funktionsfähigkeit des 
Patentsystems. 

Besonders oft ans Rampenlicht gezerrt wurden in den 
vergangenen Jahren die Hersteller von Smartphones 
und zugehöriger Software. Nokia, Motorola, Apple, 
Samsung, Microsoft oder Google – um nur einige zu 
nennen – verwickelten sich gegenseitig in unzählige 
»patent wars«, also Streitigkeiten über angebliche Pa-

tentverletzungen mit Schadensersatzforderungen in 
schwindelerregender Höhe. Vom Patentrecht selbst 
muss man nicht viel verstehen, um zu erahnen, dass 
diese Summen letztlich von den Käufern solcher Geräte 
bezahlt werden – ohne damit Innovation zu finanzieren. 

Weniger erfährt die Öffentlichkeit aus anderen Wirt-
schaftszweigen. Wohl kann man lesen, dass Aktien
kurse von Pharmaunternehmen unter Druck geraten, 
deren Blockbuster sich dem Ende des Patentschutzes 
nähern. Und natürlich erregen die massiven Preisunter-
schiede zwischen patentgeschützten Medikamenten 
und Generika regelmäßig die Gemüter. Höchstens in 
Fachkreisen debattiert wird aber z. B. die Tendenz zum 
»evergreening« – dem Versuch, für bekannte Substan-
zen mittels nicht erfinderischer Veränderungen neuen 
Patentschutz zu erlangen. 

Noch weniger über die Patentstrategien wissen wir aus 
traditionellen Technikbereichen – etwa Kaffeemaschi-
nen. Kämpft Nespresso in verschiedenen Ländern er-
bittert um seine Patente an der berühmten Aluminium-
kapsel, so ist vielleicht der Prozessausgang eine 
Zeitungsnotiz wert. Nirgends zu lesen steht hingegen, 
dass diese Kaffeebrautechnik mit rund 1.700 Patenten 
abgesichert ist. Nur wer dieses weiß, kann erahnen, 
wie schwierig ein Markteintritt für unabhängige Her-
steller von Kapselkaffeemaschinen sein muss, denn in 
dem fraglichen Technikbereich dürfte kaum noch ein 
Bestandteil frei nutzbar sein. 

Gewiss – solche Beispiele sind nicht die Regel. Unzäh
lige Patente werden erteilt und erfüllen den ihnen zu
gedachten Zweck: das Kopieren der eigenen Erfindung 

Prof. Dr. Reto M. Hilty ist 
Direktor am Max-Planck-Insti-
tut für Innovation und Wettbe-
werb, ordentlicher Professor 
ad personam an der Universität 
Zürich und Honorarprofessor 
an der Universität München.
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zu verhindern. Allerdings lassen alleine die stetig wach-
sende Zahl von Patentanmeldungen (von 2009 bis 2013 
stieg sie am Europäischen Patentamt von 211.355 auf 
265.690) – und letztlich erteilter Patente (von 52.446 
auf 66.713) – aufhorchen. Ist das eine gute Entwick-
lung? Bedeuten mehr Patente tatsächlich mehr Inno
vation? Oder bewirkt eine immer höhere Dichte an 
Schutzrechten gar das Gegenteil? 

Dass hinter jedem Patent tatsächlich auch eine Erfin-
dung steckt, behauptet wohl kaum noch jemand ernst-
haft. Selbst Befürworter eines starken Patentschutzes 
sorgen sich inzwischen um die »Patentqualität« – also 
das Problem, Spreu und Weizen im Rahmen des Prü-
fungsverfahrens zu trennen. Zwar richtet nicht jedes 
»schlechte« Patent Schaden an, weil es oft gar nicht 
genutzt oder vollstreckt wird; auch mögen viele sog. 
Trivialpatente mit alternativen Technologien zu substi
tuieren sein. Aber jedes Patent kostet Geld, das nicht 
mehr für echte Erfindungen zur Verfügung steht. 

Damit drängt sich die Frage auf, woher der Drang in das 
Patentsystem kommt – und immer weiter zunimmt. 
Liegt es tatsächlich daran, dass Patente Innovationen 
fördern? Oder anders gefragt: Investieren Unterneh-
men in Erfindungen, weil sie hoffen, dafür ein Patent zu 
erlangen? Dieser Glaube scheint unter politischen Ent-
scheidungsträgern verbreitet – richtiger macht ihn das 
aber nicht, denn die Logik eines Unternehmers dürfte 
eine andere sein.

Unternehmer, die in einer auf Wettbewerb ausgerich
teten Marktordnung unterwegs sind, werden dort in-
vestieren, wo sie einen »return on investment« und 
angemessene Gewinne erwarten. Stehen solche nicht 
in Aussicht, wird kein Patentsystem der Welt einen ver-
nünftigen Unternehmer dazu bringen, Geld in die Hand 
zu nehmen. Ein beredtes Beispiel bilden die »orphan 
diseases« – also seltene Krankheiten, für die kein aus-
reichender Absatz von Medikamenten zu erwarten ist. 
Selbstverständlich könnte jeder Pharmakonzern für ein 
innovatives Heilmittel ein Patent erlangen – aber keiner 
erwägt auch nur, die dafür notwendigen Investitionen 
zu tätigen.

Das heißt nicht, dass Patente wirkungslos sind – im Ge-
genteil. Wäre ein lohnender Gewinn zwar möglich, ver-
mögen Kopierer jedoch zu früh in einen Markt einzudrin-
gen, so wird ein potenzieller Investor schnell lernen, dass 
sich das Entwickeln einer neuen Technologie nicht lohnt. 
Zu Investitionen bereit sein wird er nur, wenn hinreichen-
de Rechtssicherheit dafür besteht, dass Anreize, die von 
Gewinnaussichten auf einem bestimmten Absatzmarkt 
ausgehen, nicht zunichte gemacht werden. 

An dieser Stelle kann ein Patent seine Wirkung entfal-
ten – und dies nicht nur zugunsten seines Inhabers. 
Denn würde eine Erfindung ohne Sicherheit, notwendi-
ge Investitionen amortisieren zu können, nicht getätigt, 

käme die Allgemeinheit auch nicht in den Genuss ent-
sprechender neuer Technologien. Allerdings sind nicht 
alle Innovationen schnell und einfach zu kopieren – oder 
die Investitionen dafür sind nicht derart groß, dass eine 
lange Amortisationszeit erforderlich wäre. Oft reicht 
schon der natürliche Zeitvorsprung – der »advantage of 
the first mover« –, um lohnende Gewinne einzufahren, 
um dann, wenn die Kopierer in den Markt eindringen, 
bereits wieder in zukunftsträchtigeren Märkten unter-
wegs zu sein.  

In der Terminologie der Ökonomen gesprochen sind 
Patente also dort erforderlich, wo ein Marktversagen 
droht, indem die vom Wettbewerb ausgehenden An
reize allein nicht reichen. Geht Rechtsschutz jedoch über 
jenes Maß hinaus, das Marktversagen zu verhindern 
vermag, so drohen inverse Effekte. Unterbinden Paten
te den Markteintritt von Konkurrenten auch dann noch, 
wenn die Vermarktung einer Innovation bereits ange
messene Gewinne erlaubt hat, so wird jener Wettbe
werbsdruck reduziert, von dem Anreize in neue Inves
titionen ausgehen. In solchen Fällen kann Patentschutz 
folglich dysfunktionale Effekte entfalten – Innovation 
wird nicht gefördert, sondern behindert. Dies ist nament-
lich in Bereichen zu befürchten, in denen keine Alterna-
tivtechnologien verfügbar sind – sei es, weil das Patent 
einen Standard schützt, sei es, weil sich (etwa im Phar
mabereich) keine anderen Substanzen mit entsprechen-
den Wirkungen finden. In solchen Fällen erlauben Paten-
te nicht nur unerwünschte Monopolrenten. Sie können 
auch zu strategischem Wettbewerbsverhalten verleiten. 
Beides entspricht nicht der Funktion des Patentschutzes.

Das Bild, welches uns das Patentsystem heute vermit-
telt, ist damit durchaus gemischt. Mag Patentschutz 
unter gewissen Voraussetzungen eine Bedingung für 
Innovationen sein, so kann er in anderen Konstellatio-
nen auch das Gegenteil bewirken, indem Rechtsschutz 
Dritte an eigenen Innovationen hindert. Kann das Pa-
tentrecht damit gleichzeitig Segen wie Fluch sein, soll-
ten wir uns nicht von zu einfachen Glaubenssätzen lei-
ten lassen – mehr Schutz bedeutet keineswegs immer 
mehr Innovation. Erforderlich ist vielmehr das richtige 
Maß an Schutz. Ein Wirtschaftsstandort kann von wirk-
sameren Schutzbegrenzungen – und damit einem Mehr 
an unternehmerischer Freiheit – je nachdem mehr profi-
tieren als von mehr Schutz. 

Ohnehin ist der oft blind wirkende Glaube an Patent-
schutz trügerisch. Unternehmen investieren aus einer 
Vielzahl von Erwägungen in Deutschland – oder eben 
auch nicht. Ein Innovationsstandort erster Güte wird 
Deutschland dann sein, wenn die Regulierungen und 
Rahmenbedingungen insgesamt stimmen – seien es 
jene des Arbeitsmarkts, des Ausbildungssystems oder 
auch des Steuerrechts. Rechtssicherheit durch Patent-
schutz ist also nur einer von vielen Faktoren – in etli-
chen Industrien dürfte dieser sogar von eher unterge-
ordneter Bedeutung sein.  «
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Schwerpunkt: Innovation

Warum brauchen wir mehr 
Kooperationen zwischen 
Hochschulen und Wirtschaft?

Prof. Dr. Dr. Andreas Barner

Kooperation in der Forschung schafft Innovation. Doch 
die Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und 
Unternehmen droht an Bedeutung zu verlieren. Politik, 
Wissenschaft und Wirtschaft müssen deshalb gemein-
sam an neuen Kooperationsmodellen arbeiten und ins-
besondere die Finanzierungsfrage neu denken.

Wissenschaft und Wirtschaft sind heute eng verbun-
den. In Deutschland pflegt mehr als die Hälfte der 
Unternehmen Kooperationen mit Hochschulen, das ist 
deutlich mehr als beispielsweise in Großbritannien oder 
Frankreich. Diese enge Zusammenarbeit ist eine Stärke 
Deutschlands. Viele interessante Fragen der Grundla-
genforschung kommen aus der Anwendung und umge-
kehrt stammen viele neue Ideen für die Anwendung 
aus der Grundlagenforschung. Das wirkt sich positiv 
auf Wirtschaft und Gesellschaft aus. Denn neue ge-
meinsame Entdeckungen etwa in den Gesundheitswis-
senschaften verbessern die Lebensqualität der Men-
schen. Und wie eine Studie ermittelt hat: Drittmittel der 
Wirtschaft produzieren rund die Hälfte der 190 Milliar-
den EUR Wertschöpfung, die Hochschulen für ihre Re-
gionen schaffen. Ein enger Austausch zwischen Unter-
nehmen und Wissenschaftseinrichtungen ist damit ein 
wichtiger Beitrag zur Zukunftsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft und zur Aktualität der Forschungsfragen an 
deutschen Universitäten und Fachhochschulen.

Wachsen hochschulische und unternehmerische For-
schung immer enger zusammen? Sind wir auf einem 
guten Weg, den Innovationsstandort Deutschland zu 
stärken? Die Antwort ist leider: eher nein.

Verschiedene Indikatoren zeigen die neue Zurückhal-
tung der Partner. Auf den ersten Blick scheinen die Zah-
len beeindruckend: Auf 1,3 Mrd. EUR sind Drittmittel 

aus der Wirtschaft, also Mittel, die Hochschulen von 
Unternehmen für die Durchführung von Forschungs-
aufträgen oder für gemeinsame Forschungskooperatio-
nen eingeworben haben, im Jahr 2012 gestiegen. Seit 
2005 haben die privaten Drittmittel damit um 31 Pro-
zent zugelegt. Im gleichen Zeitraum sind die Drittmittel 
von Bund (+140 Prozent), DFG (+100 Prozent) und EU 
(+90 Prozent) jedoch deutlich schneller gestiegen. Die 
Folge: Von den 6,8 Mrd. EUR Drittmittel kommen nur 
noch knapp 20 Prozent aus der Wirtschaft, 2005 waren 
es noch 28 Prozent. Die Bedeutung der öffentlichen 
Drittmittel für die Hochschulen ist in den vergangenen 
Jahren rasant gestiegen, die Bedeutung der Wirtschaft 
bei der Drittmitteleinwerbung relativ dazu gesunken. 

Auch bei der in den Medien zurzeit viel kritisierten Auf-
tragsforschung verlieren deutsche Hochschulen und 
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen an Boden. 
Bei der Auftragsforschung definiert das Unternehmen 
das Forschungsvorhaben in Art und Umfang, finanziert 
es und verwertet dessen Ergebnisse. Im Jahr 2005 
flossen noch 2,1 Mrd. EUR an sogenannten externen 
Mitteln für Forschung und Entwicklung in die deutsche 
Wissenschaft, heute sind es nur noch 1,7 Milliarden 
EUR. Dies entspricht einem Rückgang von 21 auf 14 
Prozent. Dieser absolute Rückgang ist vor dem Hinter-
grund von externen Mitteln, die von knapp 10 auf mehr 
als 12 Milliarden EUR gestiegen sind, zu sehen. Im Ver-
lauf der letzten 20 Jahre schwankte der prozentuale 
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Wert, aber er ist heute auf dem niedrigsten Stand seit 
Beginn der Statistik im Jahr 1991. Die Ausgaben der 
Unternehmen für Forschung an Hochschulen wachsen 
also weniger stark als die Forschungsausgaben der 
Wirtschaft insgesamt. Viele der führenden Unterneh-
men lassen zunehmend im Ausland forschen.

Was sind die Gründe für die wachsende Zurückhal-
tung? Sind es die Hochschulen, die sich vor dem Ein-
fluss der Wirtschaft schützen wollen und sich deswe-
gen weniger offen für gemeinsame Projekte zeigen? 
Der Verdacht einer unangemessenen Einflussnahme 
wird immer wieder diskutiert. Doch eine aktuelle Befra-
gung des Stifterverbandes unter den Rektoren und 
Präsidenten im Rahmen des Hochschul-Barometers 
zeigt das Gegenteil. Über 90 Prozent wollen mehr For-
schungskooperationen. Auch die anderen Formen der 
Zusammenarbeit – Aufträge, Stiftungsprofessuren, ge-
meinsam getragene Forschungsinstitute – sollen zu-
nehmen. Die Freiheit der Forschung ist aus Sicht der 
Hochschulen damit nicht in Gefahr. Sie bescheinigen 
den Unternehmen überwiegend einen fairen und den 
wissenschaftlichen Regeln entsprechenden Umgang 
bei Kooperationen. Versuche, wissenschaftliche Veröf-
fentlichungen zu steuern oder Forschungsergebnisse 
zu beeinflussen, sind die klare Ausnahme. 94 Prozent 
der Hochschulleiter berichten, dass es keinen einzigen 
Fall unangemessener Einflussnahme an ihrer Hoch-
schule gab.

Das Problem liegt also an anderer Stelle. Etwa in der 
unzureichenden Finanzierung von gemeinsamen Pro-
jekten, wie 80 Prozent der Rektoren angeben. Denn der 
Finanzierungsbeitrag der Unternehmen deckt bei über 
der Hälfte der Kooperationsprojekte nicht die Gesamt-
kosten ab. Sogar bei Forschungsaufträgen reichen die 
Einnahmen in einem Drittel der Fälle nicht aus, über die 
direkten Projektkosten hinaus Finanzierungsbeiträge 
für die allgemeine Verwaltung sowie den Aufbau und 
den Betrieb der wissenschaftlichen Infrastruktur zu 
erwirtschaften. Derzeit erheben einige Hochschulen 
Vollkosten oder veranschlagen Overheads, andere stel-
len nur die direkten Projektkosten in Rechnung. Erst der 

konsequente Umstieg aller Hochschulen auf Vollkos-
tenrechnung für Forschungsprojekte würde dieses Pro-
blem lösen und wieder einen fairen Wettbewerb unter 
den Hochschulen schaffen. 

Wenn der enge Austausch zwischen Hochschulen und 
Unternehmen nachlässt, ist das ein Problem für Wis-
senschaft, Wirtschaft und Gesellschaft. Für Wirtschaft 
und Gesellschaft, weil wissenschaftliche Fortschritte 
zum Nutzen aller ausbleiben und Wertschöpfung ver
loren geht. Für die Wissenschaft, weil Forschungs
partnerschaften mit Unternehmen für beide Seiten Er-
kenntnisgewinne schaffen und sie den Hochschulen 
gleichzeitig neue Finanzierungsquellen erschließen.  
Sie ergänzen die Prioritäten der staatlichen Wissen-
schaftsförderung und schaffen damit ein Stück weit 
zusätzliche Freiheitsgrade. Doch für eine intensivere 
Zusammenarbeit müssen sich die Bedingungen der 
Partnerschaften für Hochschulen verbessern.

Wer ist gefordert? Zunächst natürlich die Unterneh-
men, die auf Augenhöhe mit den Hochschulen agieren 
und sich strategische, langfristige Ziele mit den Hoch-
schulen setzen müssen. Sie müssen auch bereit sein, 
bei Forschungsaufträgen sogenannte Overheads oder 
Vollkosten zu zahlen. Darüber hinaus ist auch die Politik 
gefragt. Denn Kooperationen bieten einen gesellschaft-
lichen Mehrwert. Zwei Modelle sind erwägenswert. 
Zum einen ein Matching-Modell, nach dem der Staat 
eine Prämie auf eingeworbene private Drittmittel leis-
tet. Zum anderen eine Steuergutschrift für Unterneh-
men, die an Hochschulen forschen. Das wäre ebenfalls 
ein Modell zur Stärkung der Partnerschaften und des 
Innovationsstandorts Deutschland insgesamt. 

Unterfinanzierte Hochschulen sind die größte Gefahr 
für die Freiheit der Wissenschaft. Eine Pluralität der 
Finanziers kann deshalb nur nützlich sein. Das sehen 
übrigens auch die Hochschulen so. Die Partnerschaften 
mit der Wirtschaft müssen deshalb wieder an Dynamik 
gewinnen.  « 
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Schwerpunkt: Innovation

Zukunftskompetenz:  
Trends, Szenarien und Wild Cards

Dr. Heiko von der Gracht, Nicole Gaiziunas-Jahns

Vier von fünf Prognosen sind 
falsch – und meist auch noch 
jene, die man am nötigsten 
braucht. Wie schaffen wir es 
trotzdem, weitreichende Fehl-
entscheidungen zu vermeiden? 

Wir leben in Zeiten der Disruption und Transformation. 
Oder wie es im strategischen Management heißt: Wir 
leben in volatilen, unsicheren, komplexen und ambi
valenten Zeiten – in der sogenannten VUCA-Ära. In 
einem solchen Umfeld werden andere Instrumente 
und vor allem andere Kompetenzen benötigt, als sie 
klassische Planungstools wie Trendextrapolation, Ent-
scheidungsdiagramme oder auch herkömmliche Prog-
nosen (Forecasting) erfordern. Das heißt nicht, dass 
klassische Instrumente obsolet wären – sie sind es 
definitiv nicht und werden es auf absehbare Zeit nicht 
sein. Aber sie sollten dringend aus dem reich bestück-
ten Werkzeugkasten der modernen Zukunftsforschung 
und unternehmerischen Vorausschau (Corporate Fore-
sight) strategisch ergänzt werden. 

Gut gefüllter Werkzeugkasten

Leider ist immer noch den wenigsten Entscheidern be-
kannt, dass die junge Disziplin der Zukunftsforschung 
mittlerweile über mehr als 30 wissenschaftliche Metho-
den verfügt, um valide Aussagen über die Zukunft zu 
treffen. Dieses praxisgeprüfte Instrumentarium reicht 
von der bekannten Szenariotechnik über Prognose-
märkte, Backcasting oder Delphi-Expertengremien bis 

hin zur Wild Card-Analyse. Eine Wild Card ist ein Szena-
rio, das höchst unwahrscheinlich ist, bei seinem Eintref-
fen jedoch massive Wirkung entfaltet. Diese modernen 
Instrumente sind in einer dynaxen (dynamischen und 
komplexen) Marktumgebung der klassischen Planung 
und Entscheidungsfindung überlegen, weil sie eine viel 
breitere Planungsbasis ermöglichen. Mit Szenarien bei-
spielsweise kann ein Entscheider umfassender alter
native Kausal- und Wirkungszusammenhänge berück-
sichtigen und untersuchen. Dadurch verringert sich 
seine Reaktionszeit im Ernstfall deutlich. Die klassi-
schen Instrumente dagegen leiden unter einem gene-
rellen Manko: Sobald sich auch nur ein einzelner Para-
meter ändert, kann die ganze Planung obsolet werden. 
Wer jedoch Krisenszenarien oder Wild Cards im Sinne 
eines Stresstests einsetzt, kann sehr viel schneller auf 
unvorhergesehene Veränderungen reagieren: Er hat  
für jede Eventualität bereits einen Plan in der Schublade 
liegen. 

Flexibilität ersetzt die Vorausschau

Man hört oft Stimmen aus dem Management: »Wir 
sind sehr flexibel in der Planung, deshalb brauchen wir 
keine unternehmerische Vorausschau.« Was einleuch-
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tend klingt, ist schlicht eine Verwechslung von Ursache 
und Wirkung: Flexibel ist ein Entscheider doch immer 
nur dann, wenn er Ereignisse von morgen wie zum Bei-
spiel Strukturbrüche und andere Disruptionen schon 
heute geistig so antizipiert, dass er morgen darauf 
schnell reagieren kann. »Flexibilität« ist deshalb das 
Kind der Vorausschau – nicht deren Ersatz. 

Niemand kennt die Zukunft?

Oft hört man auch: »Kein Entscheider kann alle erdenk-
lichen Entwicklungen in seiner Planung berücksichti-
gen!« Von ausbrechenden Vulkanen in Island oder über-
raschenden Streiks in Malaysia bis hin zur Flutwelle in 
Indien und den nächsten Wutbürger-Ausbruch gegen 
eine Großinvestition in Süddeutschland … Das kann 
doch niemand absehen. Auch das ist ein Missverständ-
nis: Selbst Zukunftsforscher können das nicht. Der 
Punkt ist: Sie versuchen es noch nicht einmal. Denn 
darauf kommt es bei der Zukunftskompetenz nicht an. 
Es kommt nicht auf das Ereignis, sondern den Prozess 
an. Genauer: auf den kritischen Geschäftsprozess. 

Der kritische Prozess

Wenn wir diesen für unseren Unternehmenserfolg zen-
tralen Prozess betrachten, dann ist völlig gleichgültig, 
ob er von einem Tsunami oder einer Großdemonstra- 
tion unterbrochen wird. Für die strategische Sicherheit 
der zentralen Prozesse relevant ist allein: Sie könnten 
unterbrochen werden – und dann? Dann sollte mindes-
tens ein Aktionsplan mit definierten Maßnahmen und 
vor allem festgelegten Verantwortlichen in der Schub
lade liegen, der agiles und flexibles Handeln ermöglicht. 
Damit ist Unsicherheit praktisch abgeschafft? So sehen 
das viele Praktiker, die mit den Instrumenten der Corpo-
rate Foresight arbeiten. 

	   E M P F E H L U N G E N  F Ü R  D E N  A U F S I C H T S R AT

Sie sollten bei (strategischen) Planungsvorhaben immer auf 
einer Szenarienperspektive bestehen. Bitte nicht mit dem oft 
üblichen wahrscheinlichen oder erwünschten Marktverlauf pla-
nen, sondern immer drei bis fünf Szenarien vorlegen lassen. 

Mit »Szenario« ist nicht gemeint: eine Handvoll Finanzkenn-
zahlen in die Zukunft projizieren. Unter einem Szenario ver-
steht der Zukunftskompetente vielmehr die narrative Zusam-
menfassung vieler ökonomischer, soziokultureller, techno- 
logischer, ökologischer und rechtlicher Einflussfaktoren aus 
dem Branchen- und dem globalen Unternehmensumfeld. 

Zukunftskompetenz lässt sich nicht einfach anweisen. Entwe-
der die eigenen Führungskräfte werden entsprechend trainiert 
oder man engagiert Spezialisten von außen. 

Im Sinne der Szenariovielfalt und damit der erhöhten Pla
nungssicherheit sollte Querdenkertum bewusst gefördert und 
diese Kompetenz bereits bei der Personalauswahl berück
sichtigt werden. Denn die größten Chancen und Risiken der 
Zukunft kommen aus ungeahnten Ecken. 

Szenarien werden von Fortgeschrittenen nicht mehr lediglich  
als Technik eingesetzt, sondern als Kern für eine veritable neue 
Kultur der Entscheidungsfindung genutzt.

Unternehmerische Vorausschau

Aus diesem Grund rufen immer mehr Unternehmen 
eigene Abteilungen für strategische Vorausschau und  
Zukunftsforschung ins Leben. Denn allein schon das 
Instrumentarium der strategischen Vorausschau gehört 
noch nicht zur Standardausbildung im strategischen 
oder Innovationsmanagement. Die entsprechende Ex-
pertise gilt nach wie vor als Spezialistenkompetenz. 
Entweder man stellt die entsprechenden Spezialisten 
ein oder man startet eine Bildungsoffensive für ausge-
wählte Entscheidungsträger. Par ordre du mufti jeden-
falls lässt sich Zukunftskompetenz nicht etablieren. 
Auch für die Kompetenz zum Erfolg in der Zukunft gilt: 
Training macht den Unterschied.  « 

Dr. Heiko von der Gracht, 
Leiter des Think Tank für Zu-
kunftsmanagement, Institute 
of Corporate Education e.V. 
(incore), Jena/Berlin

Nicole Gaiziunas-Jahns,  
Geschäftsführerin des  
Institute of Corporate  
Education e.V. (incore),  
Jena/Berlin
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Vorstände wie Aufsichtsräte brauchen eine digitale 
Vision, eine digitale Strategie für Produkte, Services, 
Lieferketten und die Art und Weise, wie sie mit dem 
Rohstoff Daten umgehen wollen. Sie müssen die Aus-
wirkungen der Digitalisierung auf ihr bestehendes 
Geschäftsmodell verstehen und die erforderlichen 
Veränderungen treiben. Schaut man sich jedoch in 
Deutschland um, entdeckt man diesbezüglich noch 
einige blinde Flecken.

Neue Werte wie Vernetzung, Offenheit, Partizipation 
und Agilität, die für »Digital Natives« schon längst All-
tag sind, fordern etablierte Unternehmen heraus. Die 
Folgen der fortschreitenden Digitalisierung verändern 
auch die Anforderungen an deutsche Aufsichtsräte – 
vor allem an ihre Fachkompetenz. Experten in Sachen 
Technik, IT und Digitalisierung werden dringend ge-
sucht. 

Verschlafen deutsche Unternehmen  
die digitale Revolution?

Die Suche nach digitalen Aufsichtsratsmitgliedern ge-
staltet sich heute in weiten Teilen schwierig. Wie sollte 

es auch anders sein, wenn in einigen Branchen und 
Sektoren das Thema Digitalisierung selbst auf Vor-
standsebene immer noch stiefmütterlich behandelt 
wird. Das belegen die Ergebnisse der aktuellen KPMG-
Studie »Survival of the Smartest 2.0«. Tenor: Viele Unter-
nehmen tun sich in Sachen Digitalisierung schwer.

Die zentrale Forschungsfrage der Studie lautet: Sind 
deutsche Unternehmen in der Lage, die erhöhte Verän-
derungsgeschwindigkeit der digitalen Welt mitzuge-
hen? Die Ergebnisse sind ernüchternd: Zwar haben 43 
Prozent der Befragten die Zeichen der Zeit erkannt und 
Veränderungen an ihrem Geschäftsmodell angestoßen 
oder bereits umgesetzt. Im Umkehrschluss heißt das 
aber: Über die Hälfte der Unternehmen agiert hier zu-
rückhaltend und sieht bislang wenig Handlungsbedarf.

Zudem findet häufig keine zeitgemäße Kundenanspra-
che und -interaktion statt. Die Ergebnisse zeigen deut-
lich: Die Kunden sind digitaler als die Unternehmen. 
Darüber hinaus ist das Innovationstempo oft zu gering: 
Viele Unternehmen kopieren neue Ideen und Lösun-
gen, anstatt selbst innovativ zu sein. Oft schätzen sie 
Wettbewerbsrisiken falsch ein und lassen dadurch 
Expansionschancen ungenutzt. 

Dringend benötigt:  
Der digitale Aufsichtsrat 
Survival of the Smartest 2.0

Die digitale Transformation schreitet rasant voran. Techno-

logische Änderungsprozesse, neue digitale Services  

und ein nie dagewesenes Innovationstempo verändern die 

Spielregeln der Wirtschaft grundlegend. Um mit diesen 

Veränderungen Schritt zu halten, benötigen Unternehmen 

und deren Aufsichtsorgane ein umfangreiches Verständ- 

nis der Mechanismen und möglichen Konsequenzen der 

zunehmenden Digitalisierung. 

 QUELLENHINWEIS

Die Studie »Survival of the Smartest 2.0«  
ist online abrufbar unter www.kpmg.com/
DE/de/Documents/studie-survival-of-the-
smartest-20-copy-sec-neu.pdf

Marc Ennemann 
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Wer sich nicht vernetzt, den bestraft  
der Wettbewerb

Es scheint, die wenigsten Unternehmen erkennen zum 
jetzigen Zeitpunkt, welche Möglichkeiten die Digitalisie-
rung für den Vertrieb, die Kundenansprache oder das 
Erschließen neuer Märkte bietet. In der digitalen Welt 
werden letztlich jene Unternehmen am erfolgreichsten 
sein, die den größten Veränderungswillen zeigen und 
die Vorteile von B2B-Netzwerken und Kooperationen 
für sich zu nutzen wissen. Dies zu erkennen und kultu-
rell im Unternehmen zu etablieren, ist auch Aufgabe 
von digital kompetenten Aufsichtsräten. 

Immer schneller dreht sich die Spirale der technolo
gischen Neuerungen in der IT – Virtualisierung in der 
Cloud, Echtzeit-Datenanalyse mit Big Data, mobiler Zu-
griff auf die Systeme von überall und jederzeit sind nur 
einige Beispiele für Entwicklungen, die mittlerweile 
fester Bestandteil in Business-Anwendungen sind. Die 
digitalen Kunden erwarten Sicherheit und den Schutz 
ihrer Daten – sie verzeihen Fehler nur selten. 

Die Themen Big Data und Datenschutz gehören schon 
heute auf die Top-Agenda der Entscheider und Kontrol-
leure. Denn die zunehmende Vernetzung und die Auf-
weichung der Schutzvorkehrungen durch Technologien 
wie Smartphones und Tablets oder der Einsatz von vir-
tuellen privaten Netzen (VPN) führen dazu, dass klassi-
sche Sicherheitsmaßnahmen überdacht und angepasst 
werden müssen. Management und Aufsichtsrat benöti-
gen daher eine positive Einstellung zum Umgang mit 
Cyberrisiken. Wer auf dem Laufenden bleibt und weiß, 
wie sich die Bedrohungslandschaft entwickelt und wel-
che Auswirkungen sie haben könnte, ist in der Lage, 
sich entsprechend vorzubereiten.

Gemeinsam mehr erreichen

Unternehmen müssen heute nicht mehr versuchen, 
alles alleine zu stemmen. Durch die Zusammenarbeit in 
digitalen Eco-Systemen erfährt die partnerschaftliche 
Zusammenarbeit zur Innovation einen besonderen 
Schub. In der digitalen Welt entstehen viele neue Ideen 
nur auf Basis vertikaler Kooperationen und Lösungs
ansätze. Unterschiedliches Know-how, verschiedene 
Erfahrungswerte und Open Source-Technologien gene-
rieren Wettbewerbsvorteile durch neue »Intellectual 
Property«.

Nur wer den Weg in die Digitalisierung konsequent 
geht, wird letztlich auch in der Zukunft eine wichtige 
Rolle spielen. Den Wink in die richtige Richtung sollte 
auch der Aufsichtsrat geben. Denn er hat die Funktion, 
als Kontrollgremium das operative Geschäft eines Un-
ternehmens im Auge zu behalten. Insbesondere verän-
derte Compliance-Anforderungen, neue Investitionser-
fordernisse oder auch die Option zur Co-Finanzierung 
(z. B. Fördermittel) sind für den Aufsichtsrat von ent-
scheidender Bedeutung. Damit er diese seine Funk
tionen auch ausfüllen kann, benötigen Aufsichtsrats
mitglieder digitale Expertise und Erfahrung bei der 
Gestaltung und Umsetzung digitaler Prozesse.

Mindset für die digitale Transformation

Digitale Abstinenzler, starre Hierarchien, Kontrollzwänge 
und dogmatische Vorausplanung sind heute eher hin-
derlich. Digitalisierung, Internet und soziale Netzwerke 
erfordern neue Führungsprinzipien und Mut – sowohl  
in den Chefetagen als auch in den Kontrollgremien. 
Unternehmen müssen kulturell auf die neuen Heraus
forderungen reagieren und offener werden. Je früher 
das geschieht, desto wahrscheinlicher ist es, dass sie 
die digitale Transformation erfolgreich bestehen. Zau-
derer landen schnell auf dem Abstellgleis.  «

Marc Ennemann ist Partner im Geschäftsbe-
reich Consulting der KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft und Leiter »Digitale Transfor-
mation«. Er ist Mitautor der Studie »Survival of 
the Smartest – Welche Unternehmen überleben 
die digitale Revolution?« und beschäftigt sich 
intensiv mit den Themen Innovation, Kosten-
senkung, Investitionen und Veränderung / Neu-
ausrichtung von Geschäftsmodellen. 

Medien 50

Telekommunikation 47

IT und Elektronik 43

Energie 38

Banken 35

Automobil 35

Maschinen- und Anlagenbau 34

Versicherungen 33

Gesundheit 32

Lebensmitteleinzelhandel 30

0 10 20 30 40 50 60
Kein 

Branchenfortschritt
Maximaler 
Branchenfortschritt

Die Abbildung zeigt den durchschnittlichen Digitalisierungsfortschritt der 
Studienteilnehmer über die abgefragten Aspekte im Branchenvergleich. 
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Großprojekte stellen Entscheider 
und Aufsichtsgremien  
vor besondere Herausforderungen

Mathias Oberndörfer 

Ob Elbphilharmonie, Stuttgart 21, Flughafen 

Berlin Brandenburg oder große Rüstungspro-

jekte der Bundeswehr: Die Herausforderun-

gen, die Großprojekte an das Management von 

Auftragnehmern und Auftraggebern und  

damit an deren Aufsichtsräte stellen, sind in 

jüngster Zeit besondwers deutlich geworden. 

Dies resultiert insbesondere aus der Komplexi-

tät, einer Vielzahl von Unwägbarkeiten und 

Risiken, der Verantwortung für hohe Auftrags-

werte sowie aus dem besonderen öffentlichen 

Fokus, in dem diese Projekte regelmäßig 

stehen. Der folgende Beitrag befasst sich mit 

der Frage, welche Rolle die Business Judge-

ment Rule im Rahmen von Großprojekten 

spielt und worauf der Aufsichtsrat besonders 

achten muss, um sich nicht haftbar zu machen. 
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Großprojekte

Typische Kennzeichen von Großprojekten sind eine 
große Komplexität, viele verschiedene, miteinander 
verknüpfte Kern- und Nebenprozesse und sehr unter-
schiedliche, sich zudem im Zeitablauf verändernde Rah-
menbedingungen. 

Großprojekte sind vor allem im Verkehrs- und Infrastruk-
turbereich anzutreffen, spielen aber auch eine wichtige 
Rolle bei Innovationen, z. B. bei der Digitalisierung. Als 
nicht abschließende Beispiele mögen Hochgeschwin-
digkeitstrassen, Autobahnen, Datennetze, Flug- oder 
Seehäfen, aufwendige Brückenbauwerke, Kraftwerke, 
Krankenhäuser und Stromtrassen oder Alleinstellungs-
projekte wie der Bau von Forschungsreaktoren, Opern-
häusern sowie die Schaffung von Sportinfrastruktur für 
Olympische Spiele dienen. Auch große Beschaffungs-
vorhaben etwa im Rüstungs- oder IT-Bereich stellen ver-
gleichbare Herausforderungen.

Besondere Risiken von Großprojekten
Zu den klassischen Risiken von Großprojekten zählt die 
Überschreitung von Kosten- und Terminvorgaben. Bei 
sogenannten Megaprojekten (Projekte mit einem Invest 
von ca. 1 Milliarde EUR aufwärts) soll es in neun von zehn 
Fällen zu Kostenüberschreitungen kommen, die häufig 
bis zu 50 Prozent der Plankosten ausmachen, zuweilen 
aber auch deutlich darüber hinausgehen. Daneben kön-
nen sich weitere Risiken realisieren, etwa wenn der 
prognostizierte Nutzen (Ertrag) des Projekts – zum Bei-
spiel durch zu geringe Auslastung oder ausbleibende 
Annahme durch Kunden – spürbar unterschritten wird. 

Verwirklichen sich solche Risiken, stellt sich schnell die 
Frage nach dem Schuldigen. Der Ruf nach finanzieller 
Kompensation bei den verantwortlichen Entscheidern 
und der Verletzung der Aufsichtspflicht liegt dann nicht 
fern.

Maßgeschneiderte realistische Projektplanung 
unabdingbar
Zunächst ist eine maßgeschneiderte Projektorgani
sation erforderlich. Hierfür gibt es keine schematischen 
Lösungen. Die Projektorganisation ist vielmehr ange- 
passt auf das spezifische Projekt zu entwickeln. Hierzu 
gehören mindestens klare Zuständigkeitsregeln, Ent-
scheidungskompetenzen und Kommunikationsstruktu-
ren. Insbesondere muss eine Abstimmung zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer, dessen Subunter-
nehmern sowie weiteren Projektbeteiligten stattfinden, 
wozu eine Identifizierung und Nutzung der entspre-
chenden Schnittstellen gehört. 

Ebenso sind die Fähigkeiten und Erfahrungen des Pro-
jektteams zur erfolgreichen Umsetzung des Projekts 
kritisch zu würdigen.  »

Mathias Oberndörfer ist Rechtsanwalt und Partner der KPMG 
AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, für die er als Bereichs-
vorstand das Geschäft mit dem öffentlichen Sektor verantwor-
tet. Er war unter anderem für das Bundesverteidigungsministe-
rium bei der Überprüfung von großen Rüstungsprojekten tätig. 
KPMG berät derzeit die Reformkommission Bau von Großpro-
jekten des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur, die konkrete Handlungsempfehlungen entwickelt,  
um Kostenwahrheit, Kostentransparenz und Termintreue bei 
Großprojekten zu verbessern und das Vertrauen der Bürgerin-
nen und Bürger in die öffentliche Hand als Bauherr zu stärken. 
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Risiken bestehen insbesondere dann, wenn die Projekt-
planung unvollständig oder nicht ausreichend detailliert 
ist und die Projektanforderungen nicht abschließend 
fixiert wurden, sodass keine sinnvolle Ausschreibung 
und Auswahl der Vertragspartner möglich ist, eine be-
lastbare Budgetierung fehlt und letztlich Vergleichspara
meter nicht vorhanden sind, die als Maßstab für den 
Projekterfolg herangezogen werden können. Zudem 
mangelt es häufig an einer Berücksichtigung der 
späteren betrieblichen Anforderungen.

Mögliche Projektverzögerungen in der Planungs- 
und Genehmigungsphase werden im Vorfeld oft nicht 
hinreichend einkalkuliert; treten sie auf, wird dem bis-
weilen mit einem gestrafften, aber für die Umsetzung 
unrealistischen Zeitplan begegnet. 

Zudem werden vielfach nur unzureichende Mittel bereit-
gehalten, um eine effiziente Planung, Ausführung 
und Überwachung nebst angemessenem Repor
ting zu gewährleisten.

Business Judgment Rule in Großprojekten

Die Business Judgement Rule (BJR) stellt für Vor-
standsmitglieder und Geschäftsführer bei unternehme-
rischen Entscheidungen eine Haftungsprivilegierung 
dar. Auch auf Aufsichtsratsmitglieder ist die BJR bei 
unternehmerischen Entscheidungen anwendbar (vgl. 
Audit Committee Quarterly II/2013 und Audit Commit-
tee Quarterly Checkliste Business Judgement Rule). 

Auswirkung der BJR auf die Heran
gehensweise an Großprojekte

Das gesetzliche Haftungsregime, dem die Geschäfts-
leiter unterliegen, ist streng.

Bei Schadensersatzansprüchen der Gesellschaft gegen 
Vorstand oder Aufsichtsrat muss die Gesellschaft nur 
darlegen und beweisen, dass

•	 das Vorstands- bzw. Aufsichtsratsmitglied etwas ge-
tan oder unterlassen hat, das möglicherweise pflicht-
widrig ist,

•	 der Gesellschaft ein bestimmter Schaden entstanden 
ist und

•	 das Tun oder Unterlassen adäquat kausal für den ent-
standenen Schaden war.

Das Vorstands- bzw. Aufsichtsratsmitglied hat darzu
legen und zu beweisen, dass

•	 sein Tun oder Unterlassen nicht pflichtwidrig war,

•	 es nicht schuldhaft, d. h. vorsätzlich oder fahrlässig, 
gehandelt hat oder

•	 der Schaden auch dann eingetreten wäre, wenn es 
sich rechtmäßig verhalten hätte.

Das hohe Investitionsvolumen und die Komplexität von 
Großprojekten korrespondieren demgemäß mit einem 
besonders strengen Pflichtenmaßstab: 

Der Geschäftsleiter muss letztlich alles tun, was zur 
Vermeidung des Risikoeintritts beiträgt, oder – auf  
eine Formel gebracht – ein passgenaues Management 
von Großprojekten (»Project Governance«-Strukturen) 
sicherstellen. 

Die BJR besagt: Eine Pflichtverletzung liegt nicht vor, »wenn das 
Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen Entscheidung 
vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage ange-
messener Information zum Wohle der Gesellschaft zu handeln«. 
Sie findet auch auf Aufsichtsorgane bei unternehmerischen 
Entscheidungen Anwendung. Demnach haftet das Vorstands- 
bzw. Aufsichtsratsmitglied auch dann u. U. nicht, wenn sich die 
Entscheidung im Nachhinein als »Fehlschlag« herausstellt, sie 
also nicht den erstrebten Erfolg herbeiführt oder einen Schaden 
des Unternehmens nach sich zieht. Die Voraussetzungen für die 
Anwendung der BJR sind:

BUSINESS JUDGEMENT RULE

UNTERNEHMERISCHE ENTSCHEIDUNG 
Eine unternehmerische Entscheidung wird als bewusste Aus-
wahl zwischen mehreren alternativen Handlungsmöglichkeiten 
verstanden. Es handelt sich um zukunftsbezogene Einschät-
zungen, die durch Prognosen und nicht justiziable Umstände 
geprägt sind. 

HANDELN ZUM WOHLE DER GESELLSCHAFT 
Das Handeln des Vorstandsmitglieds bzw. Aufsichtsrats zielt  
auf das Unternehmensinteresse ab. Bei dem Vorstands- bzw. 
Aufsichtsratsmitglied liegt kein Interessenkonflikt vor. 

ANGEMESSENE INFORMATION 
Wann ist die Informationsgrundlage »angemessen«? Dieser 
unbestimmte Rechtsbegriff besagt – abstrakt gesprochen –, 
dass alle zur Verfügung stehenden Erkenntnisquellen ausge-
schöpft werden müssen. Der Aufsichtsrat kann sich grundsätz-
lich auf die vom Vorstand zur Verfügung gestellten Informatio-
nen verlassen, muss aber eigenverantwortlich prüfen, ob diese 
zur pflichtgemäßen Aufgabenerfüllung ausreichen oder ob er 
noch weitere Informationen anfordern muss.
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Wesentlich für die Anwendbarkeit der BJR ist, dass die 
Entscheidung auf einer angemessenen Informations-
basis erfolgt. Dies ist besonders bei Entscheidungen 
über Großprojekte und deren Durchführung von großer 
Bedeutung. Hierfür müssen zunächst die richtigen Ent-
scheidungsstrukturen für die Durchführung eines Groß-
projekts geschaffen werden. Die Planungs- und Kon-
zeptionsphase bedarf einer besonderen Sorgfalt, da 
in dieser regelmäßig die Weichen für einen erfolgrei-
chen Projektverlauf gestellt werden und Fehlentschei-
dungen sich besonders gravierend auswirken können. 
Auf diese Weise ist es möglich, Großprojekte be-
herrschbar zu gestalten und Risiken – auch persönliche 
Haftungsrisiken des Managements – zu minimieren.

Angesichts der Unwägbarkeiten von Großprojekten 
muss der Geschäftsleiter nicht erst bei der Projekt-
durchführung, sondern schon bei der Projektvorberei-
tung höchste Sorgfalt walten lassen. So hat er Maß
nahmen zu treffen, um die dem Projekt typischerweise 
innewohnenden Risiken zu ermitteln, und anschließend 
entsprechende Abhilfemechanismen einzurichten. 
Dies kann konkret beispielsweise die Einbeziehung 
einer Fachabteilung im Unternehmen, die Einschaltung 
von externen Gutachtern oder Beratern, die Beauftra-
gung von Fachleuten mit der Durchführung bestimmter 
Projekte oder das Einholen von Projektanalysen bedeu-
ten. Gegebenenfalls muss der Geschäftsleiter entspre-
chende Fachberater einschalten, die passgenaue 
Konzepte erarbeiten; dazu gehören insbesondere die 
Feststellung realistischer Projektbudgets inklusive 
eingeplanter Risikopuffer sowie eine realistische Zeit-
planung. Ebenso sollte die Auswahl der Projektmit
arbeiter von deren Erfahrungen bei vergleichbaren 
Großprojekten abhängig gemacht werden. 

Der Entscheider ist aber nicht verpflichtet, alle irgend-
wie in Betracht kommenden Erkenntnisquellen auszu-
schöpfen. Er kann und muss zwischen Kosten und Nut-
zen einer ausgiebigen Tatsachenermittlung abwägen. 
So können beispielsweise die Eilbedürftigkeit einer Ent-
scheidung, aber auch die Komplexität eines Projekts 
und die individuellen Fähigkeiten des Managers, eine 
Maßnahme zu beherrschen, eine Rolle spielen. 

Begleitend ist eine laufende und lückenlose Doku-
mentation der Tätigkeit der Entscheider und Auf-
sichtsgremien sowie der Informationsgrundlagen, auf 
welchen diese beruht, unverzichtbar.

Für den Aufsichtsrat bestehen vergleichbare Maßstä-
be. Hauptaufgabe des Aufsichtsrats ist die Überwa-
chung des Vorstands. Besondere Sorgfalt muss der 
Aufsichtsrat walten lassen, wenn der Vorstand ihm 
unternehmerische Entscheidungen zur Zustimmung 
unterbreitet. Der Aufsichtsrat kann sich nämlich nicht 
im Nachhinein mit dem Argument entlasten, dass die 
vom Vorstand unterbreiteten Entscheidungsgrundlagen 

unvollständig gewesen seien. Ebenso wenig kommt es 
auf die persönlichen (mangelnden) Fähigkeiten des 
Aufsichtsratsmitglieds an, da ihm bei Fehlern aufgrund 
nicht hinreichender Qualifikation ein »Übernahmever-
schulden« angelastet werden kann. Zudem steigt die 
Intensität der Sorgfalt mit den Anforderungen des Vor-
habens an. 

Deshalb verlangen die potenziell besonders risikobe
hafteten Großprojekte von dem Aufsichtsrat eine ent-
sprechend gründliche und intensive Überwachung des 
Vorstands. Der Aufsichtsrat muss erkennen können,  
ob ihm der Vorstand eine »Grundlage angemessener 
Information« unterbreitet, die zur Einschätzung des 
Großprojekts ausreicht. Dies kann das Aufsichtsrats-
mitglied letztlich nur leisten, wenn es mit den Be-
sonderheiten von Großprojekten vertraut ist und 
es deren typische Risiken kennt. Auf diese Weise las-
sen sich etwaige Defizite der Vorstandstätigkeit beim 
Management von Großprojekten möglichst frühzeitig 
aufzeigen und Gegenmaßnahmen einleiten.  

Aufsichtsrat und Großprojekte

Zusammenfassend ist wesentlich, dass der Aufsichts-
rat sich mit den klassischen Risiken von Großprojekten 
vertraut macht und sich einen Überblick über typische 
Ursachen verschafft, die zur Verwirklichung derartiger 
Risiken beitragen. Nur so kann er im Sinne der BJR seine 
eigenen Entscheidungen auf hinreichender Informa
tionsbasis treffen. Demgemäß ist es beim Umgang mit 
Großprojekten wichtig, dass der Aufsichtsrat erkennt, 

•	 ob Lücken oder Unklarheiten in den Berichten des 
Vorstands bestehen, die Anlass geben, den Vorstand 
zu ergänzender Informationsbeschaffung aufzufor-
dern, 

•	 ob die Maßnahmen des Managements den bei Groß-
projekten einzuhaltenden Standards genügen, 

•	 ob die Projektziele und -anforderungen vorab geklärt 
wurden,

•	 ob eine Projektkonzeption und -organisation vorlie-
gen, die den Anforderungen des Projekts genügen,

•	 ob Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, z. B. 
eine Projektsteuerung, klar definiert sind,

•	 ob eine passgenaue Projektplanung und -durchfüh-
rung einschließlich eines effizienten Überwachungs- 
und Berichtswesens zu erwarten sind.

Der Aufsichtsrat sollte seine Entscheidungen und die 
zugrunde liegende Informationsbasis zur Haftungsver-
meidung genau dokumentieren.  «
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Schwerpunkt: Innovation

Die Nachhaltigkeit der Unternehmensentwicklung soll vom 
Aufsichtsrat begleitet werden, indem er dem Thema Innovation 
Raum gibt. Einerseits müssten Innovationen bei der Ausge
staltung der Anreizsysteme für die Geschäftsleitung berücksich-
tigt werden. Andererseits sollte Innovation ein regelmäßiger 
Agendapunkt der Aufsichtsratssitzungen sein. Mit klugen Fragen 
kann der Aufsichtsrat sich selbst ein gutes Bild verschaffen  
und Klarheit erlangen. 
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Klarheit für den Aufsichtsrat –  
fünf Fragen zur Innovation

Sind sowohl Bestandsgeschäft / inkrementelle Innovation als 
auch Neugeschäft/disruptive (bahnbrechende) Innovation  
Bestandteil der Innovationsstrategie? Stehen beide in einem  
ausgewogenen Verhältnis zueinander?

Ist der Vorstand ein aktiver Förderer von Innovationen?

Bieten Unternehmensstrukturen und Unternehmenskultur Raum 
für Querdenker (sowohl in Forschung und Entwicklung als auch 
im Management)?

Besteht ein strukturierter, nachhaltig organisierter Innova
tionsmanagement-Prozess, der alle Phasen von der Forschung 
bis zur Markteinführung umfasst und dabei u. a. Exit-Strategien 
und externe Einflüsse berücksichtigt?

Berichtet der Vorstand offen und kritisch über das Produktport-
folio, die Herausforderungen des Markts, die Innovations
pipeline und Gründe für gescheiterte Innovationen? Sind Innova
tionen wegen zu viel Mut gescheitert?  «

1.

2.
3.

4.

5.
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Der Kant’sche Imperativ  
des Taxifahrers

Werner D’Inka

Werteorientierung muss mehr sein als Gesetzes-
treue. Dazu braucht es keine teuren Seminare.  
Nach der Erfahrung eines alten Hasen lassen sich 
mit Charakter und gesundem Menschenverstand  
98 Prozent aller Managementprobleme lösen.

An Seminaren und Workshops über das Thema »Werte 
und Unternehmensführung« besteht wahrlich kein 
Mangel. Unter dem Begriff »Value Management« hat 
sich rund um das normative Denken sogar eine eigene 
Disziplin formiert. »Grundwerte sind die Visitenkarte  
eines Unternehmens und setzen Handlungsmaßstäbe 
für Management und Mitarbeiter«, postuliert der Wirt-
schaftsethiker Josef Wieland.1 Und das IT-Unterneh-
men IBM rief seine Mitarbeiter zu einem »Value Jam« 
auf, aus dem drei Leitgedanken entstanden, die »die 
Kultur und Arbeitsweise bei IBM definieren und prägen 
und nach außen das Profil bestimmen«, wie das Unter-
nehmen mitteilt.2 

Was ist dran? Viel Voodoo, könnte man mit Helmut 
Maucher sagen. Nicht dass Maucher etwas gegen 
Grundsätze guten Handelns hätte, ganz im Gegenteil. 
Der Ehrenpräsident der Nestlé AG hat seine Lebens- 
und Berufserfahrung mit den Worten zusammenge
fasst, das Entscheidende an der Spitze eines Unter-
nehmens seien Charakterstärke und Persönlichkeit, 
professionelle Kriterien träten dahinter zurück. Er ist  
davon überzeugt, »dass es letztlich die Qualität des Ma-
nagements ist, der Charakter, der Mut, die Verlässlich-
keit und Standfestigkeit der handelnden Personen«, 
was den Erfolg eines Unternehmens ausmacht.  
Allerdings: »Corporate Governance oder das Berichts- 
wesen mögen ihre Bedeutung haben – aber mit den ge-
nannten Voraussetzungen und gesundem Menschen-
verstand kann man nach meiner Erfahrung 98 Prozent 
aller Managementprobleme lösen.« 3 Aus der Betonung 

des gesunden Menschenverstands, der nur begrenzt in 
Workshops vermittelbar ist, bezieht Maucher seine 
Skepsis gegen allzu viel Theoretisieren.

Dabei ist Maucher alles andere als ein Träumer. Als er 
19 Jahre alt war, kaufte Nestlé den Allgäuer Molkerei-
betrieb seines Vaters. Daraufhin machte Maucher bei 
Nestlé eine kaufmännische Lehre. Nach dem Betriebs-
wirtschaftsstudium in Frankfurt arbeitete er sich an die 
Spitze von Nestlé Deutschland und schließlich an die 
des Verwaltungsrats in Vevey (Schweiz) vor. Von 1981 
bis 2000 baute er Nestlé zum größten Nahrungsmittel-
konzern der Welt mit mehr als 260.000 Mitarbeitern 
aus. 

Während eines Gesprächsabends an der Frankfurter 
Goethe-Universität formulierte Maucher sein Unbeha-
gen über die heutige Manager-Generation ohne Um-
schweife: Selten sei so viel über Ethik und Moral – also 
über Werte – geredet worden wie heute, aber auch 
noch nie sei so häufig gegen diese Grundsätze versto-
ßen worden. Es gebe schlicht zu wenige Manager mit 
»Commitments« und zu viele, die nur »Optionen« im 
Sinn hätten.

Nun mag man einwenden, damit würden nur unbe-
stimmte Begriffe (Charakter, Mut) gegen andere inhalts-
leere Vokabeln umgetauscht (Commitment, Optionen). 
Doch was bedeuten diese Postulate im Unterneh- 
mensalltag? Was heißt gut handeln? Der Reflex, damit 
habe sich schon Aristoteles beschäftigt und viel klüger 
sei die Menschheit bisher nicht geworden, hilft nicht 
recht weiter. Es ist nun einmal schwer zu definieren, 
worin »das Gute« besteht, und in der Sphäre des Nor-
mativen herrscht alles andere als Übereinstimmung. 

Werner D’Inka ist einer der  
Herausgeber der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung.

1	 www.dnwe.de/tl_files/ZfW/wms_flyer_20021105.pdf
2	 www-05.ibm.com/de/ibm/engagement/index.htmlw
3	 Zitate aus Helmut Maucher / Fredmund Malik / Farsam Farschtschian:  

Maucher und Malik über Management. Maximen unternehmerischen  
Handelns. Frankfurt am Main 2012
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Zudem wird in Erörterungen über wertegeprägte Unter-
nehmenskultur oft ein unbestimmtes »Wir« bemüht, 
indem gefragt wird: Welche Unternehmenskultur wol-
len wir, welche halten wir für angemessen? Doch wer 
ist dieses kollektive »Wir«? Gewerkschaften haben  
darüber vermutlich andere Vorstellungen als ein Arbeit
geberverband, die Frau an der Supermarktkasse wie
derum andere, als sie im Hochschul-Fachbereich 
»Normative Ordnungen« herrschen. Guido Friebel, 
Professor für Personalwirtschaft an der Goethe-Univer
sität, wies in der Diskussion darauf hin, dass es, em
pirisch gesprochen, »die eine« wünschenswerte Unter-
nehmenskultur ohnehin nicht gebe. Selbst innerhalb 
einer Branche existierten ganz unterschiedliche Vorstel-
lungen von Allnatura bis Lidl, die jeweils unternehme-
risch erfolgreich seien, Markterfolg ebenfalls als Wert 
verstanden.   

Etwas leichter als die Definition von Wertehierarchien 
fällt die Bewertung konkreten Handelns. Hier hilft ein 
Blick auf die Verhaltensökonomie. Der Kölner Verhal- 
tensökonom Matthias Sutter berichtet von einem inter-
essanten Experiment: Testpersonen nahmen sich in 
Athen ein Taxi und variierten ihr Verhalten. Einmal nann-
ten sie nur das Fahrtziel. Ein anderes Mal sagten sie 
dem Taxifahrer, sie seien fremd in der Stadt. Und im 
dritten Fall baten sie schon beim Einsteigen um eine 
Quittung am Ende der Fahrt – als Signal, dass es sich 
um eine beruflich veranlasste Fahrt handle und der Ar-
beitgeber die Taxirechnung übernehme. Ergebnis: Nur 
jeder dritte Taxifahrer konnte der Versuchung nicht  
widerstehen, einen kleinen Umweg zu fahren oder eine 
zusätzliche Gebühr zu erfinden. Ergo: Es gibt die kalten 
Nutzenmaximierer, aber die Mehrheit der Taxifahrer 
verhält sich fair. 

So bekommen wir festen Boden unter die Füße, denn 
Fairness und Anstand frommen nicht nur dem Taxifah-
rer, sondern stellen auch Manager-Tugenden dar, die 
Maucher ohne Weiteres in seinem Wertekanon veror-
tet. Er versteht sie nicht abstrakt, sondern füllt sie mit 
konkreten Handlungsmaximen, beispielsweise: Mitar-
beiter anständig bezahlen, ihnen das Gefühl der Sicher-
heit geben und selber bescheiden bleiben. So verstan-
den, bedeutet Werteorientierung auch mehr, als nur 
das ohnehin Verbotene (Betrug, Preisabsprachen, Kor-
ruption, Steuerhinterziehung) zu unterlassen. Das wäre 
zu wenig. Das Bild des »ehrbaren Kaufmanns« ist in 
jüngster Zeit häufig bemüht worden, aber falsch ist  
es deshalb nicht. Seine Akzeptanz setzt allerdings  
einen gesellschaftlichen Comment voraus, was »sich 
gehört« – und was eben nicht, auch wenn es nicht di-
rekt verboten ist.   

Genau hier sind in den letzten Jahrzehnten nach Mau-
chers Überzeugung bloßes Expertentum und Eigen-
schaften wie Cleverness deutlich zu hoch betont  
worden – im Vergleich zu Charakter, Persönlichkeit, Be-
scheidenheit, Glaubwürdigkeit und Verantwortungs
bewusstsein. Der ganz jungen Generation attestiert er 
wieder die Rückkehr zu diesen Wertvorstellungen, aber 
viele derzeit aktive Manager hielten sich nur noch sehr 
bedingt an die Dinge, die für Mauchers Generation 
»non-negotiable«, nicht verhandelbar, waren. Auf den 
Athener Taxifahrer übertragen: Wer einen Fahrgast be-
schummelt, handelt nicht gewitzt, sondern unanstän-
dig. Und als Management-Lehre formuliert: Wenn du 
nicht willst, dass der Taxifahrer dich übers Ohr haut, 
dann hau du auch keinen Lieferanten übers Ohr.  «
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Beteiligung des Deutschen Bundestages 
oder des Europäischen Parlaments bei 
der Auswahl von Schiedsrichtern in  
Investor-Staat-Schiedsverfahren (ISDS) *

Prof. Dr. Heribert Hirte, LL.M. (Berkeley)

Standpunkt   | •|

* �Die Ausführungen gehen in Teilen zurück auf einen Blog-Beitrag des Verfassers in den »Unternehmensrechtlichen Notizen« am 21.9.2014  
(http: // notizen.duslaw.de / ttip-schiedsverfahren-bundestag-koennte-bundesrichter-zu-schiedsrichtern-waehlen / ). 
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In der öffentlichen Diskussion um das europäisch-amerikanische  

Freihandelsabkommen TTIP (aber auch andere) stößt die beabsich- 

tigte Zuweisung etwaiger Streitigkeiten an Schiedsgerichte, das 

sogenannte Investor-Staat-Schiedsverfahren, auf besondere Kritik. 

Dies ist gerade in Deutschland besonders gut ver- 
ständlich: Denn das Vertrauen der Deutschen in ihren 
Rechtsstaat ist groß. Gleichzeitig handelt es sich bei 
den aus Freihandelsabkommen folgenden Streitverfah-
ren um komplexe wirtschaftsrechtliche Streitigkeiten 
auf höchstem Niveau mit grenzüberschreitendem Be-
zug. Völker- und wirtschaftsrechtliche, aber insbeson-
dere wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse gehören 
(leider) nicht zum Standardrepertoire vieler deutscher 
Richter. Was rechtsvergleichende oder gar fremd-
sprachliche Arbeit angeht, sieht es nicht viel besser 
aus, und erforderliche Ressourcen werden kaum bereit-
gestellt. Zudem sind deutsche Zivilgerichte schon heu-
te an der Kapazitätsgrenze angelangt. Wenn man trotz 
eines solchen Befunds großes Vertrauen in deutsche 
Gerichte hat, wäre die Ausklammerung einer einheitli-
chen Neuregelung von internationalen Schiedsgerichts-
verfahren aus den Abkommen zu vertreten.

Wer aber Schiedsverfahren für ein transatlantisches 
Freihandelsabkommen ablehnt, übersieht auch: Es wä-
ren in einem solchen Fall auf europäischer Seite nicht 
nur die hoch angesehenen und trotz der genannten  
Vorbehalte durchaus gut qualifizierten deutschen Ge-
richte zu Urteilen berufen, sondern gleichermaßen auch 
die anderer europäischer Mitgliedstaaten. Hier gibt es 
durchaus Regionen, in denen Qualität und Ausstattung 
der Justiz auch auf absehbare Zeit nicht mit der unsri-
gen vergleichbar sind. Wer sich im europäisch-ame
rikanischen Kontext daher gegen Schiedsverfahren 
wendet, mutet dem »anderen Teil« erhebliche Rechts-

unsicherheit zu. Ein klar reguliertes System von einheit-
lichen Schiedsgerichtsverfahren kann hingegen gleiche 
Standortbedingungen in ganz Europa bedeuten.

Darüber hinaus ist es nachvollziehbar, den eigenen Jus-
tizstandort gegen eine Aushöhlung durch Schiedsge-
richte verteidigen zu wollen. Aber das muss selbst- 
verständlich in beide Richtungen gelten. Europäische 
Unternehmen wären daher spiegelbildlich verpflichtet, 
ihre Ansprüche wegen Verletzungen des Freihandels-
abkommens vor nationalen und regionalen US-Gerich-
ten durchzusetzen. Wer aber jemals vor US-Gerichten 
geklagt hat, weiß, welchen Aufwand und welche Kos-
ten dies mit sich bringt. Zudem ist eine gewisse Ten-
denz zur Stärkung des »eigenen Standorts« in Urteilen 
bei grenzüberschreitenden Sachverhalten – denken wir 
nur an die Ausschreibungsverfahren der letzten Jahre – 
nicht zu verhehlen. Wer also in Europa streitenden ame-
rikanischen Unternehmen die europäische Justiz »an-
bietet«, muss wissen, dass er damit spiegelbildlich 
europäischen Unternehmen die lokale US-Justiz »zu-
mutet«. Auch darf nicht vergessen werden, dass Rich-
ter in den USA häufig gewählt werden und sich daher 
auch ihren Wählern direkt verpflichtet fühlen.

Die einfache »Verteufelung von Schiedsverfahren« hilft 
also nicht weiter. Was wir brauchen, ist ein Ansatz, der 
die teilweise durchaus berechtigten Bedenken gegen 
solche Verfahren aufgreift und andererseits einen für 
alle Investoren verlässlichen Rechtsrahmen bereithält.  
»

Prof. Dr. Heribert Hirte, LL.M. 
(Berkeley), ist geschäftsfüh-
render Direktor des Seminars 
für Handels-, Schifffahrts- 
und Wirtschaftsrecht der 
Universität Hamburg und 
Mitglied des Deutschen Bun-
destages, Köln / Berlin.
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Bundesrichter als Schiedsrichter in ISDS-
Verfahren

Als »vermittelnder Ansatz« hierfür bietet sich zunächst 
an, in die vorgeschlagene Liste von Schiedsrichtern sei-
tens Deutschlands nur deutsche Berufsrichter – besser 
noch Bundesrichter – zu wählen. Das könnte unschwer 
durch den Deutschen Bundestag erfolgen, wo es für 
die Wahl der Bundesrichter und Bundesverfassungs-
richter einen bewährten gesetzlichen Rahmen gibt. 
Rechtlich ließe sich das im entsprechenden Begleitge-
setz zur Ratifikation des Abkommens regeln. 

Entscheidend ist bei diesen Überlegungen, die demo-
kratische Legitimation der Schiedsgerichte zu 
stärken, auch wenn dies durch die Ratifikation der zu-
grunde liegenden völkerrechtlichen Abkommen schon 
heute der Fall ist. Es stünde dem Deutschen Bundes-
tag selbstverständlich frei, das Richterwahlrecht so 
anzupassen, dass nur die ausdrücklich auch als ISDS-
geeignet angesehenen Bundesrichter in den Pool ein-
bezogen werden, so wie dieser selbstverständlich auch 
um solche Personen ergänzt werden kann, die bislang 
nicht Berufsrichter sind (insbesondere Rechtsanwälte). 
Gerade der Notwendigkeit ausreichender Sprachkom-
petenz ließe sich so leicht Rechnung tragen. 

Richtig ist allerdings, dass deutsche Bundesgerichte 
schon heute häufig an ihrer Kapazitätsgrenze arbeiten. 
Deshalb stellt sich die Frage nach freien Kapazitäten 
und nach der Deckung der entstehenden Kosten. Was 
zunächst die Kapazitätsseite angeht, dürfte eine Lö-
sung in der Form naheliegen, dass ein aus dem gewähl-
ten ISDS-Pool zu bestellender Schiedsrichter, der bis-
lang Bundesrichter ist, für die Dauer des Verfahrens an 
der Ausübung seiner bisherigen richterlichen Tätigkeit 
gehindert ist, insoweit also der Vertretungsfall eintritt. 
Es bedürfte also nicht etwa der Einrichtung eigener 
Stellen. Je nach zu erwartender Verfahrenslänge könn-
te dann für die Vertretung des bestellten Bundesrich-
ters ein Neuer aus dem Kreis der bereits Gewählten 
vorzeitig ernannt werden. Das Kostenproblem müsste 
dadurch gelöst werden, dass der deutsche Richter sei-
ne Bezüge weiter bezieht – im Gegenzug hierfür aber 
seine Schiedsgerichts-Entgelte an den Staat abführen 
muss. 

Manche der vorgenannten Schwierigkeiten tauchen 
nicht auf, wenn – was nach dem hier favorisierten An-
satz durchaus möglich ist – pensionierte Richter oder 
andere Personen (insbesondere Rechtsanwälte) in den 
Pool gewählt werden, die keine hauptberuflichen Rich-
ter sind. Bei pensionierten Richtern könnte sich dann 
allerdings die Frage nach einer ausreichenden Exper
tise aufdrängen, bei anderen Juristen könnten mögliche 
Interessenkonflikte problematisch werden. 

Das braucht hier aber nicht entschieden zu werden: 
Denn es wäre nach diesem Konzept eine Entscheidung 
des Gesetzgebers, welches Anforderungsprofil für die 
Mitwirkung an einem ISDS-Schiedsverfahren aufge-
stellt wird. 

Schiedsverfahren unter Beteiligung der 
Europäischen Union

Bei den vorstehenden Überlegungen stand die Frage  
im Mittelpunkt, wie bei einem mit der Bundesrepublik 
Deutschland geschlossenen Investitionsschutzab-
kommen die demokratische Legitimation der Schieds-
richter durch Einbeziehung des Deutschen Bundestags 
verbessert werden könnte. Steht demgegenüber ein Ab-
kommen in Rede, bei dem die Europäische Union auch 
(Stichwort »gemischtes Abkommen«) oder ausschließ-
lich Vertragspartner ist, liegen die Dinge komplizierter. 

Sicher ist dabei im Ausgangspunkt, dass die Benennung 
EU-weit einheitlich geregelt werden müsste. Im Übri-
gen ist sowohl denkbar, die Benennung der Schiedsrich
ter dem Europäischen Parlament zu überlassen, als 
auch (sämtliche) nationalen Parlamente zu einer solchen 
Benennung zu ermächtigen. In diesem Fall müsste im 
Sinne der Gleichberechtigung aber wohl jedenfalls je-
dem Mitgliedstaat ein Vorschlagsrecht eingeräumt wer-
den, auch wenn es (selbstverständlich) keinen Zwang 
gäbe, von der Möglichkeit einer Beteiligung Gebrauch 
zu machen.

Der Deutsche Bundestag könnte eine solche Parla
mentsbeteiligung – welcher Art auch immer – bei einem 
»gemischten Abkommen« zur Voraussetzung der Rati-
fikation machen. Im Übrigen könnte er der Bundes
regierung nach § 8 EUZBBG 1 entsprechende Verhand-
lungsvorgaben machen. 

Zusammenfassung

Durch die Einbeziehung des Deutschen Bundestages 
(bzw. des Europäischen Parlaments) in den Prozess der 
Bestellung von Schiedsrichtern im Rahmen von ISDS-
Schiedsverfahren könnte der Kritik an der fehlenden  
demokratischen Legitimation der bestellten Schieds-
richter in einem entscheidenden Punkt entgegengetre-
ten werden. Einige Fingerzeige für die Ausgestaltung 
einer solchen Parlamentsbeteiligung sollten die vorste-
henden Überlegungen geben – und es wird mit Span-
nung zu beobachten sein, ob sich die eine oder andere 
dieser Überlegungen durchsetzen wird.  «

Standpunkt   | •|

1	� § 8 EUZBBG lautet auszugsweise:  
(2) �Gibt der Bundestag eine Stellungnahme ab, legt die Bundesregierung 

diese ihren Verhandlungen zugrunde. […]
	 (4) �Macht der Bundestag von der Gelegenheit zur Stellungnahme gemäß  

Artikel 23 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes Gebrauch, legt die Bundes-
regierung in den Verhandlungen einen Parlamentsvorbehalt ein, wenn  
der Beschluss des Bundestages in einem seiner wesentlichen Belange 
nicht durchsetzbar ist. […]. 
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Frauen in die Führungsetagen! 
 Interview mit Dr. Thomas Kremer zur Frauenförderung bei der Telekom

ACI: Voraussichtlich ab Ende September 2015 müs-
sen Unternehmen, die börsennotiert oder mitbe-
stimmt sind, Zielgrößen für den Frauenanteil im 
Vorstand, Aufsichtsrat und für die beiden Führungs
ebenen unterhalb des Vorstands festlegen. Was 
haben Vorstand und Aufsichtsrat der Deutschen 
Telekom bisher hier getan?

Dr. Thomas Kremer: Vorstand und Aufsichtsrat der 
Deutschen Telekom haben bereits 2010 eine freiwillige 
Frauenquote im Konzern eingeführt. Danach streben wir 
einen Anteil von 30 Prozent Frauen im oberen und mitt-
leren Management an. Nicht zuletzt wegen dieser frei-
willigen Quote ist der Frauenanteil im Management 
auch tatsächlich deutlich gestiegen – konzernweit von 
19 Prozent im Jahr 2010 auf heute 25,6 Prozent. Im 
Aufsichtsrat beträgt der Frauenanteil heute 40 Prozent. 
Die gewünschte Kulturveränderung hat bei der Telekom 
Fuß gefasst, auch wenn wir noch nicht überall am Ziel 
sind.

Im Vorstand befassen wir uns immer wieder mit dem 
Thema Frauenförderung, zum Beispiel mit den not- » 

Dr. Thomas Kremer ist seit 2012 Mitglied des Vorstands der 
Deutschen Telekom AG. Er verantwortet das Ressort Daten-
schutz, Recht und Compliance. Seit 2013 ist er zudem Mitglied  
der Regierungskommission Deutscher Corporate Governance 
Kodex. 
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Frauenquote

wendigen begleitenden Maßnahmen. Wir müssen ein 
attraktives Arbeitsumfeld bieten, das den beruflichen 
Aufstieg von Frauen erfolgreicher unterstützt. Damit 
spreche ich z. B. unser ständig erweitertes Angebot an 
Kinderbetreuungsplätzen oder neue und flexible Arbeits-
modelle an. Auch Coaching-Maßnahmen, wie z. B. ein 
Vorbereitungsprogramm für Frauen zur Übernahme 
von konzerninternen Aufsichtsratsmandaten, gewinnen 
zunehmend an Bedeutung. Es ist wichtig, den Anteil 
von 30 Prozent Frauen im Management nachhaltig zu 
erreichen.

Welches sind die nächsten Schritte, die das Unter-
nehmen hier unternehmen wird?

Zur Umsetzung des neuen Gesetzes haben wir zunächst 
die betroffenen Gesellschaften im Konzern identifiziert. 
Wir haben in Deutschland keine weitere börsennotierte 
AG, aber dafür 13 Gesellschaften, die der paritätischen 
Mitbestimmung unterliegen oder der Drittelbeteiligung. 
An zwei weiteren betroffenen Gesellschaften halten wir 
Minderheitsbeteiligungen. Mit den betroffenen Gesell-
schaften haben wir bereits gesprochen. Wir entwickeln 
zurzeit ein Konzept zur Bestimmung der ersten und 
zweiten Führungsebene. Anschließend müssen wir 
überlegen, welche Zielvorgabe sich die verschiedenen 
Gesellschaften setzen wollen. Natürlich müssen dann 
diese Überlegungen für jede Gesellschaft in den jewei-
ligen Gremien verbindlich beschlossen werden.

Wie bestimmen Sie die Führungsebenen unterhalb 
des Vorstands?

Wir haben unser Ziel von 30 Prozent Frauenanteil im 
oberen und mittleren Management aus Überzeugung 
gewählt und dabei nicht auf formale Führungsebenen 
abgestellt. Zudem werden Führungsebenen in aller Re-
gel konzernweit und über Ländergrenzen hinweg fest-
gelegt und nicht bezogen auf einzelne Legaleinheiten. 
Das ist eine Voraussetzung für die notwendige konzern-
weite Führungskräfteentwicklung.

Das neue Gesetz scheint demgegenüber eine nationale 
und auf Legaleinheiten abzielende Betrachtung vorneh-
men zu wollen. Das müssen wir abklären und sind des-
halb in intensivem Kontakt zu anderen Unternehmen im 
DAX und zu den Verbänden. Dieser Prozess ist noch 
nicht abgeschlossen.

Welche praktischen Schwierigkeiten sieht das Un-
ternehmen bei der Festlegung der Zielgrößen und 
der entsprechenden Fristen? Wie sollen diese aus 
dem Weg geräumt werden?

Sollte es bei der Betrachtung auf die einzelnen Gesell-
schaften ankommen, lässt sich eine einheitliche Frauen-
quote kaum umsetzen, denn die Gesellschaften im 
technischen Bereich haben sehr viel weniger Frauen in 

der Belegschaft als beispielsweise unsere Service-Ge-
sellschaften. Die MINT-Studienfächer sind auch heute 
noch bei weiblichen Studenten nur wenig beliebt. Es 
gibt damit deutlich weniger weibliche Absolventen, die 
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen.

Zudem müsste das gesamte interne und externe Re-
porting umgestellt werden, was zur Verunsicherung der 
interessierten Öffentlichkeit führen kann. Also: Es gibt 
noch genug Themen, die wir bis September 2015 lösen 
müssen.

Wie geht das Unternehmen damit um, dass sich 
durch die neuen Vorgaben u. U. Männer benachtei-
ligt fühlen?

Für die Telekom ist Frauenförderung nichts Neues. 
Unsere männlichen Mitarbeiter hatten inzwischen ja 
bereits einige Jahre Zeit, die positiven Wirkungen von 
mehr Frauen in Führungspositionen kennen und schät-
zen zu lernen. Ich persönlich kann die Sorge um eine 
angebliche Benachteiligung von Männern auch nicht 
nachvollziehen. Denn es verwundert doch wirklich, dass 
Frauen zwar die Mehrheit der Uniabsolventen und im-
merhin schon 44 Prozent der Promovierenden stellen, 
aber in den meisten Führungsetagen nur spärlich ver-
treten sind. Bis zu einer Benachteiligung von Männern 
ist es angesichts dieser Tatsachen doch wirklich noch 
ein weiter Weg. 

Was sind die langfristigen Ziele des Unternehmens 
bezüglich des Frauenanteils in den genannten Ebe-
nen? Was ist Ihrer Meinung nach noch zu tun, um 
diese zu erreichen?

Eines ist mir besonders wichtig: Unsere freiwillige 
Quote von konzernweit 30 Prozent Frauen im oberen 
und mittleren Management gilt weiterhin. Das wollen wir 
erreichen. Wir setzen weiterhin auf konsequente Frau-
enförderung und erhöhen die Visibilität von weiblichen 
Talenten im Konzern. Das ist die Basis jedes Erfolgs.

Worin sehen Sie die Vor- und Nachteile der neuen 
gesetzlichen Regelung?

Wir können es uns in Deutschland auf Dauer nicht leis-
ten, die Talente der Frauen nicht auch auf Management
ebene zu nutzen. Es muss einfach noch viel normaler 
als heute werden, dass Frauen neben Männern Füh-
rungsposten besetzen. Die Quote sorgt dafür, dass wir 
uns mit dem Thema beschäftigen (müssen) und es 
dauerhaft präsent bleibt. Allerdings halte ich nichts von 
Quotenfrauen. Jeder Beschäftigte – egal ob Führungs-
kraft oder nicht – sollte aufgrund seiner Qualifikation für 
eine bestimmte Position bestimmt werden. Diesen 
Grundsatz – Chancengleichheit für Männer und Frauen –  
werden wir auch in Zukunft bei der Telekom beherzi-
gen.  «
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Keine »Flucht« aus der Quote  
über Auslandsgesellschaften

Prof. Dr. Marc-Philippe Weller, Wiss. Mit. Charlotte Harms,  
Wiss. Mit. Bettina Rentsch und Akad. Rat Dr. Chris Thomale, LL.M. (Yale) 

Der Gesetzentwurf für die gleichberechtigte Teilhabe von 

Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirt-

schaft statuiert im Kern eine Geschlechterquote von 30 Prozent 

für den Aufsichtsrat in der Aktiengesellschaft sowie für den 

Verwaltungsrat in der monistischen Societas Europaea. Unsere 

Untersuchung am Institut für ausländisches und internatio- 

nales Privat- und Wirtschaftsrecht der Universität Heidelberg 

kommt zu dem Ergebnis, dass die 30-Prozent-Regel auch  

auf Auslandsgesellschaften mit hinreichendem Inlandsbezug   

– wie etwa die Air Berlin PLC – angewendet werden kann. 

Im Fokus des Gesetzes für die gleichberechtigte Teil
habe von Frauen und Männern an Führungspositionen 
in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst (BT-
Drucksache 18/3714) steht die Einführung einer starren 
30-Prozent-Geschlechterquote für den Aufsichtsrat von 
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf 
Aktien und Societas Europaea, die börsennotiert und 
voll mitbestimmt sind. Sie würde derzeit 108 Groß
unternehmen in Deutschland betreffen. Die Nicht
beachtung der starren Quotenregelung soll mit der 
Nichtigkeit der Aufsichtsratswahl (»leerer Stuhl«) sank-
tioniert werden. 

Bislang noch nicht ausgeleuchtet erscheint insbeson-
dere die Frage nach der internationalen Anwendbarkeit 
der geplanten Quotenregelung. Diese ist deshalb bri-
sant, weil die Einführung einer 40-Prozent-Quote im 
Jahr 2008 in Norwegen partiell zu einer »Flucht« aus 
der Rechtsform der Aktiengesellschaft geführt hat. 
Eine ähnliche Rechtsarbitrage zur Umgehung gesell-
schaftspolitischer Normen ist auch in Deutschland 
nicht unbekannt: So versuchen einige Großunterneh-
men, dem Mitbestimmungsgesetz von 1976 und dem 
Drittelbeteiligungsgesetz aus dem Jahr 2004 auszu-  » 

Prof. Dr. Marc-Philippe Weller,  
Wiss. Mit. Charlotte Harms,  
Wiss. Mit. Bettina Rentsch sowie  
Akad. Rat Dr. Chris Thomale, LL.M. (Yale),
forschen am Institut für ausländisches  
und internationales Privat- und Wirt-
schaftsrecht der Universität Heidelberg. 
Eine ausführliche Version der Untersu-
chung zur internationalen Anwendbarkeit 
der Geschlechterquote wird Mitte 2015  
in der Zeitschrift für Unternehmens- und 
Gesellschaftsrecht (ZGR) veröffentlicht 
werden.
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weichen, indem sie sich nach einem ausländischen 
oder unionsharmonisierten Gesellschaftsstatut orga
nisieren.1 Als Beispiel gilt etwa die Fluggesellschaft Air 
Berlin (organisiert als Public Limited Company engli-
schen Rechts). Für die Geschlechterquote wird eben-
falls eine Fluchtbewegung prognostiziert.

Das europäische Kollisionsrecht erlaubt im Anschluss 
an das Centros-Judikat des Europäischen Gerichts- 
hofs durchaus den Rekurs auf EU-Auslandsgesellschaf-
ten zur Umgehung inländischer gesellschaftsrechtli-
cher Standards. Allerdings wird das (ausländische) Ge-
sellschaftsstatut durch (inländische) Eingriffsnormen 
begrenzt. Dabei handelt es sich um international zwin-
gende Bestimmungen des Aufnahmestaats (hier: 
Deutschland). Solche Eingriffsnormen setzen sich nach 
der anerkannten Dogmatik des Internationalen Privat-
rechts gegen das anwendbare ausländische Gesell-
schaftsrecht durch. 

Beurteilt man die Quotenregelung unter dem Gesichts-
punkt dieser Eingriffsnormendogmatik, ist die 30-Pro-
zent-Quotenvorgabe als Eingriffsnorm zu qualifizieren. 
Mit ihr werden nämlich gesellschaftspolitische Ziel
richtungen (Geschlechtergleichstellung) verfolgt. Die 

Geschlechtergleichstellung soll einheitlich auf dem 
Inlandsmarkt durchgesetzt werden. Eine Ausklam
merung von Auslandsgesellschaften würde zu einer 
Schlechterstellung inländischer gegenüber ausländi-
schen Gesellschaften und damit zu Wettbewerbsver-
zerrungen führen. 

Erfasst von der Quotenregelung werden der deutschen 
AG vergleichbare Auslandsgesellschaften mit einem 
hinreichenden Inlandsbezug. Dieser ist hinsichtlich der 
Quote dann anzunehmen, wenn die Auslandsgesell-
schaft (1.) börsennotiert 2 ist, (2.) mehr als 2.000 Arbeit-
nehmer beschäftigt und (3.) ihren Verwaltungssitz im 
Inland hat.

Die in der Anwendung der Quotenregelung liegende 
Beschränkung der Niederlassungsfreiheit (Art. 49, 54 
AEUV) ist unionsrechtskonform, weil sie sich nach den 
verallgemeinerungsfähigen Grundsätzen der Keck-
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 3 als 
Bereichsausnahme vom sachlichen Schutzbereich der 
Niederlassungsfreiheit rechtfertigen lässt. Unterneh-
men wie die Air Berlin PLC werden sich folglich eben-
falls an die Quote halten müssen.  «

Frauenquote

1	� Ausführlicher dazu Weller, Marc-Philippe: 2012, Unternehmensmitbestim-
mung für Auslandsgesellschaften, in: Festschrift für Peter Hommelhoff 
zum 70. Geburtstag, S. 1275–1297  	

2	� Unerheblich ist, ob die Gesellschaft im In- oder Ausland börsennotiert ist, 
vgl. Art. 3 Abs. 2 AktG

3	� Zur Übertragung der Keck-Rechtsprechung auf die Niederlassungsfreiheit 
Weller, Marc-Philippe: 2004, Europäische Rechtsformwahlfreiheit und Ge-
sellschafterhaftung, S. 34 ff.
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Der Deutsche Bundestag hat am 6.3.2015 das Gesetz für die gleichberechtigte 
Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirt-
schaft und im öffentlichen Dienst verabschiedet.

Überblick über geplante 
gesetzliche Neuregelung  
zur Besetzung von 
Führungspositionen

Betroffene 
Unternehmen

Regelung für:

Voll mitbestimmungs-
pflichtige (> 2.000 bzw. 
1.000 Arbeitnehmer) 
und börsennotierte 
Unternehmen  
(108 Unternehmen)

Mitbestimmungspflich-
tige (> 500 Arbeitneh-
mer) oder börsen
notierte Unternehmen 
(ca. 3.500 Unterneh-
men)

Aufsichtsrat Gesetzlich vorgeschrie-
bene Geschlechter
quote von mindestens 
30 Prozent für Wahlen /
Entsendungen ab 2016

Vom Aufsichtsrat zu 
setzende verbindliche 
Zielgröße

Vorstand Vom Aufsichtsrat zu setzende verbindliche Ziel
größe

Zwei oberste  
Führungsebenen

Vom Vorstand zu setzende verbindliche Zielgröße, 
vom Aufsichtsrat zu überwachen

Zielgrößen für 
Aufsichtsrat, 
Vorstand und 

Führungsebenen 
spätestens  

bis 30. 9. 2015 
festlegen

© 2015 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ein Mitglied des KPMG- 
Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative (»KPMG International«), einer juristischen Person 
schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.



••  

Börsennotierte oder mitbestimmungspflichtige (> 500 Arbeitnehmer) 
Gesellschaften müssen Zielgrößen für Geschlechteranteil in Aufsichtsrat, Lei-
tungsorgan und den zwei obersten Führungsebenen festlegen

Ab wann? •	 Zielgrößen zur Erhöhung des Frauenanteils bis spätestens 30. 9. 2015 festsetzen

Anwendungsbereich •	 Unternehmen, die börsennotiert oder mitbestimmungspflichtig sind (d. h. mehr  
als 500 Arbeitnehmer haben)

•	 AG; KGaA; GmbH; eG; VVaG; SE 

•	 Besetzung Aufsichtsrat Banken: § 25d Abs. 11 KWG geht als lex specialis vor

Festlegung  
von Zielgrößen

•	 Verbindliche Zielgrößen jeweils für die Ebenen

– Aufsichtsrat (nicht erforderlich, soweit bereits gesetzliche Frauenquote von 30 Prozent)
– Vorstand / Geschäftsführung
– zwei Führungsebenen unterhalb des Vorstands / der Geschäftsführung

•	 Frauenanteil einer Ebene bei Festlegung der Zielgröße unter 30 Prozent  
k Zielgröße darf jeweils erreichten Anteil nicht unterschreiten

•	 Gesetzesbegründung: langfristiges Ziel Frauenanteil von 50 Prozent

Wer legt fest? •	 Aufsichtsrat für Vorstand / Geschäftsführung und sich selbst

•	 Vorstand /  Geschäftsführung für die zwei Führungsebenen unterhalb des Vorstands /  
der Geschäftsführung

•	 Besonderheit für KGaA und drittelmitbestimmte GmbH

– KGaA: Klarstellung durch Familienausschuss, dass Aufsichtsrat keine Zielgrößen für
   Geschäftsführung festlegt
– Drittelmitbestimmte GmbH: Gesellschafterversammlung legt Zielgröße für Aufsichtsrat
   und Geschäftsführung fest, es sei denn, sie hat Aufsichtsrat hiermit betraut

Fristen für Erreichen  
der Zielgrößen

•	 Gleichzeitig mit Festlegung der Zielgrößen: Bestimmung von Fristen zu deren Erreichung

•	 Fristen dürfen höchstens fünf Jahre betragen

•	 Erstmals festzusetzende Frist darf nicht länger als bis zum 30.6.2017 dauern

Veröffentlichung •	 Angaben zu:

– Zielgrößen und Fristen zur Erreichung der Zielgrößen (Klarstellung: jährliche Berichtspflicht)
– Erreichen der Zielgrößen im Bezugszeitraum (Klarstellung: Berichtspflicht erst nach
   Ablauf des selbst gesetzten Zeitraums)
– Ggf. Gründe für Nicht-Erreichen der Zielgrößen (Klarstellung: Berichtspflicht erst nach 
   Ablauf des selbst gesetzten Zeitraums)

•	 Ort:

– Börsennotierte Gesellschaften: Erklärung zur Unternehmensführung (§ 289a HGB) 
– Gesellschaften, die Lagebericht offenlegen müssen: gesonderter Abschnitt
   als Erklärung zur Unternehmensführung im Lagebericht
– Übrige Gesellschaften: Erklärung mit entsprechenden Angaben

Frauenquote
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••  

Für Aufsichtsräte von börsennotierten und voll mitbestimmungspflich
tigen (> 2.000 Arbeitnehmer) Unternehmen gilt eine gesetzlich vorgeschrie
bene Frauenquote von mindestens 30 Prozent

Ab wann? •	 Bei Aufsichtsratswahlen bzw. -entsendungen ab 1.1.2016; für Arbeitnehmervertreter  
für Wahlverfahren, die ab dem 1.1.2016 eingeleitet werden und Wahlverfahren, die zwar 
bereits 2015 eingeleitet, aber erst 2016 abgeschlossen werden; bestehende Mandate 
können bis zum regulären Ende auslaufen

Anwendungsbereich •	 Aufsichtsräte von Unternehmen, die börsennotiert sind und der paritätischen Mitbestim-
mung unterliegen (d. h. mehr als 2.000 [Mitbestimmungsgesetz] bzw. 1.000 [Montan-
Mitbestimmungsgesetz, Mitbestimmungsergänzungsgesetz] Arbeitnehmer haben)

•	 AG; KGaA; Europäische Gesellschaft (SE; gilt auch für Verwaltungsrat bei monistischer 
SE); börsennotierte Unternehmen, die aus einer grenzüberschreitenden Verschmelzung 
hervorgehen und die auf der Grundlage des Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer (MgVG) paritätisch mitbestimmt sind 

30-Prozent-Quote •	 Quote von 30 Prozent gilt für Aufsichtsrat als Gesamtorgan (Gesamterfüllung)

•	 Anteilseigner oder Arbeitnehmerseite kann der Gesamterfüllung widersprechen (Klarstel-
lung: jeweilige Seite muss Beschluss fassen); Quote muss dann von Anteilseigner- und 
Arbeitnehmerseite getrennt erfüllt werden; Klarstellung, dass für SE kein Widerspruch 
gegen Gesamterfüllung möglich 

•	 Bei sich ergebenden Dezimalstellen ist ab- bzw. aufzurunden

Folgen bei  
Nichterfüllung

•	 Anteilseignerseite: »quotenwidrige« Wahl bzw. Entsendung in den Aufsichtsrat ist nichtig; 
die für Frauen vorgesehenen Plätze bleiben rechtlich unbesetzt; Auswirkung auf Wirksam-
keit von Aufsichtsratsbeschlüssen möglich

•	 Arbeitnehmerseite: Männer mit den wenigsten Stimmen (Mehrheitswahl) bzw. niedrigs-
ten Höchstzahlen (Verhältniswahl) gelten als nicht gewählt; gilt nicht für Aufsichtsratsmit-
glied der leitenden Angestellten

Angaben bei  
Bekanntmachung der 
Wahl zum Aufsichtsrat

•	 Hinweis auf gesetzliche Anforderungen bzgl. Frauenquote (vgl. hierzu § 124 Abs. 2  
S. 1 AktG)

•	 Angabe, ob Gesamterfüllung widersprochen wurde (s. o.)

•	 Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 
besetzt sein müssen

Veröffentlichung •	 Erklärung zur Unternehmensführung (§ 289a HGB) muss Angaben enthalten zu:

     – Erreichen der Mindestquote im Bezugszeitraum 
– Ggf. Gründe für Nicht-Erreichen

«
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Sachverhalt
Die Hauptversammlung einer börsenno-
tierten Europäischen Gesellschaft (SE) 
beschloss folgende Satzungsbestim-
mung:

»Die Hauptversammlung der Gesell-
schaft findet entweder am Sitz der Ge-
sellschaft, dem Sitz einer Wertpapier-
börse in der Europäischen Union oder 
einer Großstadt in der Europäischen 
Union mit mehr als 500.000 Einwoh-
nern statt.«

Diese Bestimmung wurde von mehre-
ren Aktionären der SE vor Gericht ange-
fochten. Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hat entschieden, dass die Bestimmung 
unzulässig ist.

Die Gesellschaftssatzung kann auch einen Hauptversammlungsort im Ausland 
bestimmen. Das hat der Bundesgerichtshof in einer Entscheidung vom Okto-
ber 2014 klargestellt. Die Satzungsbestimmung müsse dabei jedoch das Teil-
nahmeinteresse der Aktionäre beachten; unzulässig sei eine Bestimmung, die 
dem Einberufungsberechtigten die Auswahl unter einer großen Zahl geogra-
fisch weit auseinanderliegender Orte überlasse.

Hauptversammlungsort  
kann auch im Ausland liegen 

Hauptversammlungsort im Ausland 
zwar möglich
Der BGH hat in seiner Entscheidung klar-
gestellt, dass die Satzung u. U. auch ei-
nen Hauptversammlungsort im Ausland 
bestimmen könne:

Für die Organisation und den Ablauf  
der Hauptversammlung der SE gelten in 
Deutschland die Vorschriften des Ak- 
tiengesetzes (§ 121 Abs. 5 AktG, vgl. 
Glossar). Diese ließen es zu, in der Sat-
zung einen Versammlungsort im Aus-
land zu bestimmen.

Auch das Beurkundungserfordernis  
(§ 130 Abs. 1 S. 1 AktG) stehe einer Ver-
sammlung im Ausland grundsätzlich nicht 
entgegen. Eine Beurkundung durch einen 
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ausländischen Notar genüge, wenn sie 
der deutschen Beurkundung gleichwer-
tig sei. Gleichwertigkeit sei dann gege-
ben, wenn die ausländische Urkundsper-
son nach Vorbildung und Stellung im 
Rechtsleben eine der Tätigkeit des deut-
schen Notars entsprechende Funktion 
ausübe und für die Urkunde ein Verfah-
rensrecht zu beachten habe, das den  
tragenden Grundsätzen des deutschen 
Beurkundungsrechts entspreche. Die An-
wesenheit eines Notars könne zwar zu 
einem geordneten Verfahrensablauf bei-
tragen und u. U. besser von jemandem 
gewährleistet werden, der Kenntnis des 
deutschen Aktienrechts habe. Haupt-
zweck der notariellen Beurkundung sei 
jedoch nicht die Sicherung eines recht-
lich geordneten Verfahrens. Hierfür sei in 
erster Linie der Versammlungsleiter ver-
antwortlich. 

Teilnahmeinteresse der Aktionäre 
aber zu berücksichtigen
Dennoch verstoße die Satzungsrege-
lung im vorliegenden Fall gegen das Ak-
tienrecht (§ 121 Abs. 5 AktG). Die vom 
Satzungssitz oder – bei börsennotierten 
Gesellschaften – von einem deutschen 
Börsensitz abweichende Bestimmung 
eines Versammlungsorts in der Satzung 
müsse eine sachgerechte, am Teilnah-
meinteresse der Aktionäre ausgerichte-
te Vorgabe enthalten, die das Ermessen 
des Einberufungsberechtigten binde. 
Vor allem Minderheitsaktionäre sollen so 
von einer willkürlichen Auswahl des Ver-
sammlungsorts geschützt werden. Eine 
Satzungsbestimmung, die – wie im vor-
liegenden Fall – dem Einberufungsbe-
rechtigten die Auswahl unter einer gro-
ßen Zahl geografisch weit auseinander- 
liegender Orte überlasse, gehe über 
eine sachgerechte Bindung des Aus-
wahlermessens hinaus. Eine solche Re-
gelung komme einem freien Auswahler-
messen nahe und diene jedenfalls bei 
einer Aktiengesellschaft mit einem grö-
ßeren Aktionärskreis nicht dem Teilnah-
meinteresse aller Aktionäre, weil sie sich 
vor der Einladung zur Hauptversamm-
lung nicht auf einen Versammlungsort 
einstellen und ihre Anreise planen könn-
ten. Die Satzungsbestimmung im vorlie-
genden Fall habe zur Folge, dass ein  
Aktionär unter Umständen eine weite 

Anreise bis an die Ränder der EU auf 
sich nehmen müsste, obwohl er sich an 
einer Gesellschaft mit Satzungssitz in 
Deutschland beteiligt habe und am Ver-
sammlungsort kein Bezug zur geschäftli-
chen Tätigkeit der Gesellschaft bestehe.

Praxisrelevanz
Die Entscheidung folgt der ganz über-
wiegenden Meinung in der Literatur, wo-
nach die Satzung auch einen Hauptver-
sammlungsort im Ausland festlegen 
kann.

Darüber hinaus lassen sich der Entschei-
dung Anhaltspunkte für eine wirksame 
Satzungsbestimmung über den Ver-
sammlungsort für Aktiengesellschaften 
mit (einem) Minderheitsaktionär(en) ent-
nehmen:

•	 Die Anzahl möglicher Versammlungs-
orte muss sich – unter Berücksichti-
gung der geografischen Lage der 
möglichen Versammlungsorte – in ei-
nem Rahmen halten, der es den Aktio-
nären erlaubt, sich hierauf einzustellen 
und die Anreise zu planen. 

•	 Die Anreise muss für die Aktionäre zu-
mutbar sein. In seinem Urteil kritisiert 
der BGH eine »weite Anreise« bei feh-
lendem Bezug des Versammlungsorts 
zum Satzungssitz oder zur geschäftli-
chen Tätigkeit der Gesellschaft. Einen 
zwingenden Bezug vom Versamm-
lungsort zum Satzungssitz oder zur 
geschäftlichen Tätigkeit der Gesell-
schaft setzt das Urteil allerdings nicht 
voraus.

•	 Im Hinblick auf das Beurkundungser-
fordernis muss die Beurkundung im 
Ausland der deutschen gleichwertig 
sein (s. o.). Diese wenig präzise Anfor-
derung sollte von den Gesellschaften 
im eigenen Interesse eng interpretiert 
werden. Eventuelle Gesetzesände-
rungen in den betreffenden Ländern 
sind – auch angesichts der Nichtigkeit 
von Hauptversammlungsbeschlüssen 
wegen Beurkundungsmängeln (§ 241 
Nr. 2 AktG) – genau zu verfolgen.  «■

Astrid Gundel

		 G L O S S A R

		�  § 121 Abs. 5 AktG

»Wenn die Satzung nichts anderes  
bestimmt, soll die Hauptversammlung  
am Sitz der Gesellschaft stattfinden.  
Sind die Aktien der Gesellschaft an einer 
deutschen Börse zum Handel im regu-
lierten Markt zugelassen, so kann, wenn  
die Satzung nichts anderes bestimmt,  
die Hauptversammlung auch am Sitz  
der Börse stattfinden.«

		 V E R F A H R E N S H I N W E I S

BGH, Urteil vom 21.10.2014 – II ZR 330 / 13,  
online abrufbar unter www.bgh.de

Vorinstanzen: 

LG Berlin, Entscheidung vom 25.1.2013 – 
94  O 105 /  11 

KG, Entscheidung vom 28.8.2013 –  
14 U 17 / 13
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Verschlechtert sich die Lage der Gesellschaft nach Festsetzung der Vorstands-
vergütung, sodass eine Weitergewährung der bisherigen Vergütung unbillig 
für die Gesellschaft wäre, soll der Aufsichtsrat die Vergütung auf eine ange-
messene Höhe herabsetzen (§ 87 Abs. 2 S. 1 AktG). Eine Entscheidung des OLG 
Stuttgart beschäftigt sich mit der Ermessensausübung des Aufsichtsrats bei 
seiner Herabsetzungsentscheidung. Als Orientierung für die Neufestsetzung 
der Vergütung soll dabei die Vergütung eines vergleichbaren Unternehmens 
für eine Neuanstellung sein.

Ermessen bei der Herabsetzung 
der Vorstandsvergütung

Sachverhalt
Anfang Februar 2012 stellte die A-AG  
einen Antrag auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens und Bestellung eines 
vorläufigen Insolvenzverwalters. 

Im Protokoll der Aufsichtsratssitzung der 
A-AG von Mitte März 2012 heißt es:

»Der Aufsichtsrat erörterte den Inhalt 
des Schreibens des vorläufigen Insol-
venzverwalters J. S. vom 7.3.2012 und 
fasste einstimmig folgenden Beschluss: 
Der Aufsichtsrat beschließt die Bezüge 
aller Vorstandsmitglieder auf 2.500 EUR 
ab Insolvenzeröffnung herabzusetzen.«

Ende März 2012 wurde das Insolvenz-
verfahren über das Vermögen der A-AG 
eröffnet.

Ein Vorstandsmitglied verklagte die Ge-
sellschaft in der Folgezeit auf Beglei-
chung von Gehaltsansprüchen in Höhe 
der ursprünglich vereinbarten Vergütung.

Das Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart 
hat dem Vorstandsmitglied Recht gege-
ben; der Beschluss des Aufsichtsrats 
über die Herabsetzung der Vorstands-
vergütung sei nichtig.

Herabsetzung möglich
Der Aufsichtsrat soll die Vorstandsbezü-
ge auf eine angemessene Höhe herab-
setzen, wenn sich die Lage der Gesell-
schaft nach Festsetzung der Vergütung 
verschlechtert, sodass eine Weiterge-
währung der bisherigen Vergütung unbil-
lig für die Gesellschaft wäre (§ 87 Abs. 2 
S. 1 AktG).

Nach Auffassung des Gerichts hatte 
sich zwar nach Festsetzung der Bezüge 
des Vorstandsmitglieds die Lage der Ge-
sellschaft so verschlechtert, dass die 
Weitergewährung der vereinbarten Be-
züge unbillig für die Gesellschaft war. 
Eine Herabsetzung der Bezüge auf eine 
angemessene Höhe sei daher möglich 
gewesen.

Ermessensausübung erforderlich
Der Aufsichtsrat habe jedoch weder hin-
sichtlich des Ob der Herabsetzung noch 
des Wie der konkreten Absenkung sein 
Ermessen fehlerfrei ausgeübt. Die Ge-
sellschaft habe eine nachvollziehbare 
und von sachfremden Erwägungen freie 
Ermessensausübung des Aufsichtsrats 
nicht dargetan, sodass der Herab- 
setzungsbeschluss unwirksam sei.

Ermessensausfall bei Herabsetzung
Zwar sei bei Vorliegen der Voraussetzun-
gen zur Herabsetzung der Vorstandsver-
gütung der Aufsichtsrat in der Regel 
auch verpflichtet, die Vorstandsvergü-
tung zu kürzen. Diese Verpflichtung be-
stehe bei pflichtgemäßer Ermessensaus-
übung nur bei Vorliegen besonderer 
Umstände nicht. Der Aufsichtsrat hätte 
aber bei seiner Entscheidung zugleich 
nachvollziehbare und von sachfremden 
Gesichtspunkten freie Erwägungen zur 
künftigen Höhe der abgesenkten Bezü-
ge anstellen müssen. Dass eine solche 
Erwägung stattgefunden habe, müsse 
die Gesellschaft darlegen und bewei-
sen – was vorliegend nicht geschehen 
sei. Das Gericht geht vielmehr von ei-
nem Ermessensausfall aus, da – wie aus  
dem Protokoll der Aufsichtsratssitzung 
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folge – der Aufsichtsrat ohne eigene Er-
wägungen zur Angemessenheit erkenn-
bar allein der Aufforderung des Insol-
venzverwalters nachkommen wollte. Bei 
einem Ermessensausfall könne das Ge-
richt auch keine eigene Entscheidung 
über eine angemessene Reduzierung 
treffen, da es ihm hierfür an hinreichen-
den Anknüpfungspunkten fehle, wie  
z. B. der Finanzkraft des Unternehmens 
oder dem Lohnniveau im Unternehmen.

Keine Abwägung bei Neufestsetzung
Es fehlten zudem Anhaltspunkte, dass 
der Betrag von 2.500 EUR Ergebnis ei-
nes vertretbaren Abwägungsprozesses 
gewesen sein könnte. Es könne dahin-
stehen, ob dem Aufsichtsrat bei der 
Höhe der neu festzusetzenden Bezüge 
ein angemessener Ermessensspielraum 
zukomme oder nur eine ganz bestimmte 
Entscheidung als angemessen angese-
hen werden könnte, wobei das Gericht 
die erstgenannte Ansicht vorzieht. In je-
dem Fall sei es ermessensfehlerhaft, 
wenn bei der Neufestsetzung der Vor-
standsvergütung ausschließlich auf die 
weiterhin durch den betroffenen Vor-
stand zu erbringende Tätigkeit und deren 
weiteren Nutzen für die Gesellschaft ab-
gestellt werde. Würde man allein auf 
den weiteren Nutzen der Tätigkeit für die 
Gesellschaft abstellen, so könnten die 
Bezüge ausgeschiedener Vorstände bei 
ernsthaften Krisen stets ohne Weiteres 
sogar bis auf null abgesenkt werden. Ein 
solches Ergebnis würde im deutlichen 
Widerspruch zur Gesetzesbegründung 
stehen, wonach die amtierenden und 
ggf. früheren Vorstände aufgrund ihrer 
(nachwirkenden) Organpflichten einen 
eigenen Finanzierungsbeitrag zum Fort-
bestand der Gesellschaft leisten, nicht 
jedoch vollständig auf ihre Gehaltsan-
sprüche zum Wohle sonstiger Gläubiger 
verzichten sollen. Eine derartige Abwä-
gung würde zudem die Interessen des 
Vorstandsmitglieds vollkommen unbe-
rücksichtigt lassen und einseitig auf die 
Interessenlage der übrigen Gesell-
schaftsgläubiger abstellen. Es sei nicht 
zu rechtfertigen, den Vorständen ein 
Sonderopfer abzuverlangen, welches 
diese im Ergebnis unter das Gehalt lei-
tender Angestellter des Unternehmens 
absinken lasse. Erwägenswert erschei-

ne es demgegenüber, auf der Grundlage 
der konkreten Finanzsituation der Ge-
sellschaft zu bestimmen, zu welchen 
Konditionen ein neu anzustellendes Vor-
standsmitglied gewonnen bzw. ein neu-
er Anstellungsvertrag ausgehandelt  
werden könnte. Hierbei würde das ange-
messene Gehaltsniveau im Rahmen ei-
ner typisierten Gehaltsbetrachtung an-
hand der Kriterien des § 87 Abs. 1 AktG 
(vgl. Glossar) zu ermitteln sein. 

Keine Herabsetzung nach Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens
Gegen eine Herabsetzung der Vorstands-
bezüge nach § 87 Abs. 2 S. 1 AktG sprä-
chen nach Eröffnung des Insolvenz- 
verfahrens außerdem systematische 
Gründe, jedenfalls soweit der Insolvenz-
verwalter von der Möglichkeit der Kün- 
digung des Anstellungsvertrags nach  
§ 113 InsO (vgl. auch § 87 Abs. 3 AktG 
und Glossar) Gebrauch gemacht hätte. 
Denn die Insolvenzordnung enthalte be-
reits ein abgestuftes System, um einen 
Interessenausgleich zwischen den Or-
ganmitgliedern und den übrigen Gesell-
schaftsgläubigern herbeizuführen.

Bestimmtheit des Aufsichtsratsbe-
schlusses 
Schließlich sei der Herabsetzungsbe-
schluss auch deswegen unwirksam, 
weil der Beschluss nicht ausreichend  
bestimmt sei. Er lasse weder den betrof-
fenen Personenkreis noch die Höhe  
der herabgesetzten Vorstandsbezüge er-
kennen. 

Praxisrelevanz
Insbesondere folgende Punkte hat das 
OLG Stuttgart in seinem Urteil klarge-
stellt:

•	 Der Aufsichtsrat ist zwar im Regelfall 
verpflichtet, bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des § 87 Abs. 2 S. 1 AktG 
die Vorstandsvergütung herabzuset-
zen. Gleichzeitig geht das OLG Stutt-
gart wohl davon aus, dass dennoch 
ein Ermessen des Aufsichtsrats be-
steht, die Bezüge in gleicher Höhe 
weiterzuzahlen.

•	 Im Rahmen der Herabsetzung bzw. 
Neufestsetzung der Vorstandsver- » 

		 V E R F A H R E N S H I N W E I S

OLG Stuttgart,  
Urteil vom 1.10.2014 – 20 U 3 / 13,  
abgedruckt in DB 2014, S. 2820 ff.

Vorinstanz: 
LG Tübingen, 22.4.2013 – 20 O 48 / 12

Die Revision wurde nicht zugelassen.  
Die Nichtzulassungsbeschwerde ist beim 
Bundesgerichtshof unter dem Aktenzei-
chen II ZR 296/14 anhängig.
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tung sind auch die Interessen des Vor-
stands zu berücksichtigen. Die herab-
gesetzte Vergütung soll sich dabei an 
der Vergütung eines vergleichbaren 
Unternehmens für eine Neuanstellung 
orientieren.

Für den Aufsichtsrat ist es wichtig, seine 
Entscheidung über die Herabsetzung ge-
nau zu dokumentieren, insbesondere in 
Bezug auf die Informationsgrundlage, 
die Erwägungsgründe, die Gewichtung 
und den Abwägungsvorgang. 

Den Aufsichtsrat trifft zudem die Pflicht, 
ständig zu beobachten und zu prüfen, ob 
die Voraussetzungen für eine Herabset-
zung der Vorstandsvergütung erfüllt 
sind. Eine Überprüfung einmal im Jahr 
soll ausreichen, wenn die dauernde Be-
obachtung keinen Anlass zur Herab- 
setzung ergibt. 1 Verletzt er diese Pflicht, 
kann er sich schadensersatzpflichtig ge-
genüber der Gesellschaft machen. Aus 
diesem Grund wird dem Aufsichtsrat 
auch eine Dokumentation aller Überwa-
chungsmaßnahmen im Hinblick auf die 
Beobachtung des Eintritts der Herab-
setzungsvoraussetzungen empfohlen. 2 
Die Aufgabe der Beobachtung kann auf 
einen Ausschuss übertragen werden, 
der Beschluss muss vom Gesamtauf-
sichtsrat gefasst werden.

Im Blick behalten sollte der Aufsichts- 
rat außerdem, dass das Vorstandsmit- 
glied, dessen Vergütung herabgesetzt 
wurde, seinen Anstellungsvertrag für 
den Schluss des nächsten Kalendervier- 
teljahrs mit einer Kündigungsfrist von 
sechs Wochen kündigen kann (§ 87  
Abs. 2 S. 4 AktG). Dies kann gegebenen-
falls ein besonderer Umstand sein, der 
den Aufsichtsrat dazu berechtigt, die 
Vergütung nicht herabzusetzen. Auch 
diese Entscheidung sollte der Aufsichts-
rat genau dokumentieren.  «■

Astrid Gundel

		 G L O S S A R

		  § 87 Abs. 1 AktG

»Der Aufsichtsrat hat bei der Fest- 
setzung der Gesamtbezüge des einzelnen 
Vorstandsmitglieds (Gehalt, Gewinnbeteili-
gungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen, anreiz-
orientierte Vergütungszusagen wie z. B. 
Aktienbezugsrechte und Nebenleistungen 
jeder Art) dafür zu sorgen, dass diese in 
einem angemessenen Verhältnis zu den 
Aufgaben und Leistungen des Vorstands-
mitglieds sowie zur Lage der Gesellschaft 
stehen und die übliche Vergütung nicht 
ohne besondere Gründe übersteigen. Die 
Vergütungsstruktur ist bei börsennotierten 
Gesellschaften auf eine nachhaltige Unter-
nehmensentwicklung auszurichten. 

Variable Vergütungsbestandteile sollen 
daher eine mehrjährige Bemessungsgrund-
lage haben; für außerordentliche Entwick-
lungen soll der Aufsichtsrat eine Begren
zungsmöglichkeit vereinbaren. Satz 1 gilt 
sinngemäß für Ruhegehalt, Hinterbliebenen-
bezüge und Leistungen verwandter Art.«

		  § 87 Abs. 3 AktG

»Wird über das Vermögen der Gesellschaft 
das Insolvenzverfahren eröffnet und kün
digt der Insolvenzverwalter den Anstel-
lungsvertrag eines Vorstandsmitglieds, so 
kann es Ersatz für den Schaden, der ihm 
durch die Aufhebung des Dienstverhält-
nisses entsteht, nur für zwei Jahre seit dem 
Ablauf des Dienstverhältnisses verlangen.«

		  § 113 InsO

»Ein Dienstverhältnis, bei dem der Schuld-
ner der Dienstberechtigte ist, kann vom  
Insolvenzverwalter und vom anderen Teil 
ohne Rücksicht auf eine vereinbarte Ver-
tragsdauer oder einen vereinbarten Aus-
schluss des Rechts zur ordentlichen 
Kündigung gekündigt werden. Die Kündi-
gungsfrist beträgt drei Monate zum Monats
ende, wenn nicht eine kürzere Frist maß-
geblich ist. Kündigt der Verwalter, so kann 
der andere Teil wegen der vorzeitigen 
Beendigung des Dienstverhältnisses als  
Insolvenzgläubiger Schadenersatz  
verlangen.«

1	 Kort in: Hirte / Mülbert  / Roth, 5. Auflage 2015,  
§ 87 AktG, Rdn. 449 

2	 Kort in: Hirte / Mülbert / Roth, 5. Auflage 2015,  
§ 87 AktG, Rdn. 450

 A U F  E I N E N  B L I C K

�  Herabsetzung der Vorstandsvergütung       nach § 87 Abs. 2 AktG*

I.      �  �Voraussetzungen für 
Herabsetzungsentscheidung

1.	Verschlechterung der Lage der AG

•	� Verschlechterung bezieht sich nur auf 
die AG, nicht auf den Konzern

•	� Verschlechterung der wirtschaftlichen 
Lage der AG:

	 – �Nicht völlig unerhebliche und nicht 
nur kurzfristige Verschlechterung 
der Lage der AG

	 – �Indizien: Massenentlassungen, 
Lohnkürzungen, Dividendenausfall, 
drohende Insolvenz

	 – �Strittig: Müssen Krise und Dividen-
denausfall (außer bei Thesaurie-
rung) kumulativ vorliegen?

2.	Nachträgliche Verschlechterung

•	�� Tatsächliche wirtschaftliche Lage 
muss sich gegenüber dem Zeitpunkt 
der ursprünglichen Vergütungsfest-
setzung verschlechtert haben

3.	�Unbilligkeit der Weitergewährung in 
bisheriger Höhe

•	� Strittig: Muss Verschlechterung der 
Lage der Gesellschaft in die Amtszeit 
des Vorstandsmitglieds fallen oder 
ihm zurechenbar sein?

•	�� Strittig: Sind die persönlichen Ver-
hältnisse des Vorstandsmitglieds zu 
berücksichtigen?

•	� Strittig: Kann Unbilligkeit auch bei 
rein externen Ursachen (z. B. politi-
schen Entscheidungen) angenom-
men werden?
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 A U F  E I N E N  B L I C K

�  Herabsetzung der Vorstandsvergütung       nach § 87 Abs. 2 AktG*

II.  � �� �Herabsetzungsentscheidung des 
Gesamtaufsichtsrats 

Hat sich die Lage der Gesellschaft nach Festsetzung der 
Vorstandsvergütung so verschlechtert, dass eine Weiter
gewährung in bisheriger Höhe unbillig wäre, so soll der 
Aufsichtsrat die Vorstandsvergütung auf eine angemessene 
Höhe herabsetzen.

1.	Einschreitermessen des Aufsichtsrats?

•	� Aufsichtsrat kann nur bei Vorliegen besonderer Umstände 
von der Herabsetzung absehen

•	�� Strittig: Ist auch dann, wenn eindeutig eine nachträgliche 
Verschlechterung der Lage der Gesellschaft vorliegt, 
sodass die Weitergewährung in bisheriger Höhe unbillig 
wäre, von einem beschränkten Einschreitermessen aus
zugehen?

2.	�Besonderer Umstand: Drohende Kündigung des Vor-
standsmitglieds

•	� Ein besonderer Umstand, der dazu berechtigt, die Ver
gütung nicht herabzusetzen, kann eine dann drohende 
Kündigung des betroffenen Vorstandsmitglieds gemäß 
§ 87 Abs. 2 S. 4 AktG sein.

3.	Herabsetzung auf angemessene Höhe

•	� Strittig: Kommt dem Aufsichtsrat im Hinblick auf die Höhe 
der neu festzusetzenden Bezüge ein angemessener Er-
messensspielraum zu oder kann nur eine ganz bestimmte 
Entscheidung als angemessen angesehen werden?

•	� Berücksichtigung, wie weit Vergütung bereits infolge der 
Verschlechterung der Lage durch variable Vergütungs
bestandteile reduziert worden ist

•	�� Herabsetzung nur von noch nicht fälligen Vergütungs
bestandteilen

•	� Betroffene Vergütungsbestandteile: Aufsichtsrat ent-
scheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, welche Vergü
tungsbestandteile er wie kürzt; strittig: Kürzung von 
Bezügen, die aufgrund von Aufhebungsvereinbarungen 
gezahlt werden, Kürzung von Abfindungen 

•	� Ruhegehälter u. Ä. können nur in den ersten drei Jahren 
nach Ausscheiden aus der Gesellschaft herabgesetzt wer-
den (§ 87 Abs. 2 S. 2 AktG)

•	� Sachlich gerechtfertigte Differenzierung zwischen einzel-
nen Vorstandsmitgliedern möglich; keine Differenzierung 
nach Leistung, Differenzierung z. B. nach Grad der Verur-
sachung der Lage der AG

•	� Dauer der Herabsetzung muss verhältnismäßig sein; 
unbefristete Herabsetzung ist dann unzulässig, wenn 
bereits eine Besserung der Lage in Sicht ist oder in  
naher Zukunft zu erwarten ist

•	� Vorstandsmitglied hat Anspruch auf Wiedereinräumung 
seiner ursprünglichen Bezüge, wenn die schlechte Lage 
der Gesellschaft beendet ist

•	� Entscheidung des Aufsichtsratsplenums, Übertragung auf 
einen Ausschuss nur zur Vorbereitung der Entscheidung

III.    Dokumentation 

•	� Genaue Dokumentation des gesamten Entscheidungs-
prozesses im Aufsichtsrat zur Haftungsvermeidung

IV. � �� �Ständige Überwachungsaufgabe  
des Aufsichtsrats

•	� Aufsichtsrat ist zur ständigen Beobachtung verpflich
tet, ob Voraussetzungen zur Herabsetzung der Vor
standsvergütung vorliegen; jährliche Überprüfung ist 
ausreichend, wenn die dauernde Beobachtung keinen 
Anlass zur Herabsetzung ergibt

•	� Dokumentation der Überwachungsmaßnahmen zur 
Haftungsvermeidung

V.    Folgen bei Verstoß

•	� Unterlässt der Aufsichtsrat pflichtwidrig die Herabset-
zung, so macht er sich schadensersatzpflichtig (§ 116 
S. 2 AktG)

•	� Bei unberechtigter Herabsetzung kann Vorstandsmit-
glied auf Weitergewährung der bisherigen Bezüge kla-
gen

•	� Strittig: Kann Vorstandsmitglied bei fehlerhafter 
Herabsetzung auf Bestimmung eines billigen Gehalts 
klagen (§ 315 Abs. 3 S. 2 BGB)?

 
* �Vgl. hierzu auch Hüffer / Koch, 11. Auflage 2014, § 87 AktG; Kort in: Hirte / Mülbert / Roth, 

5. Auflage 2015, § 87 AktG
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CORPORATE GOVERNANCE AKTUELL

•	 Der Trend zu detaillierten und inte
grierten Planungen setzt sich bei den 
befragten Unternehmen weiter fort. 
74 Prozent von ihnen legen einen min-
destens dreijährigen Planungshorizont 
zugrunde.

•	 Der durchschnittliche WACC (Weigh-
ted Average Cost of Capital, gewich
tete durchschnittliche Kapitalkosten) 
war weitgehend stabil und lag bei  
7,8 Prozent (im Vorjahr 7,7 Prozent).  
Er variierte je nach Branche zwischen 
7,2 und 8,2 Prozent.

•	 Der durchschnittlich angesetzte Basis-
zinssatz in Deutschland stieg leicht 
von 2,5 auf 2,7 Prozent. Auch die 
Marktrisikoprämie wuchs von 5,8  
auf 6,0 Prozent. Im Gegenzug nahm 
die Verwendung sonstiger Risikozu-
schläge ab.

•	 Die durchschnittlich verwendete 
Wachstumsrate sank geringfügig auf 
1,3 Prozent (1,4 Prozent im Vorjahr). 
Die Unternehmen orientierten sich  
bei der Ermittlung der nachhaltigen 
Wachstumsrate zu etwa gleichen Tei-
len an unternehmensspezifischen 
Ergebnisgrößen (41 Prozent) und an 
allgemeinen wirtschaftlichen Wachs-
tums- oder Inflationsraten (43 Pro-
zent).

Zum neunten Mal in Folge hat KPMG eine Kapitalkostenstudie mit dem  
Ziel durchgeführt, die von den bilanzierenden Unternehmen im Rahmen des 
Impairment Tests nach IFRS/IAS verwendeten Kapitalkosten zu erheben und 
auszuwerten. Darüber hinaus wurden die teilnehmenden Unternehmen zu den 
dem Impairment Test zugrunde liegenden Planungsrechnungen und langfristi-
gen Wachstumserwartungen befragt – insbesondere, um Rückschlüsse auf die 
Risikoäquivalenz zwischen den Planungsannahmen und den Kapitalkosten zu 
ziehen. Die Befragung erfolgte im aktuellen Jahr vor dem Hintergrund, dass für 
viele Unternehmen Branchengrenzen verschwimmen, sich ihre Geschäfts
modelle verändern und zum Teil ineinander wachsen. Unternehmen verschie-
dener Branchen, die bislang nebeneinander operiert haben, treten zunehmend 
in einen direkten Wettbewerb. Entsprechend müssen Unternehmen ihre Stra-
tegien und Geschäftsmodelle überprüfen – hierbei ist die größte Herausforde-
rung, die relevanten Informationen und Risiken vollständig zu erfassen. Nach-
folgend werden die wesentlichen Ergebnisse der Studie zusammengefasst.

KPMG-Kapitalkostenstudie 2014  

•	 Unter allen Studienteilnehmern gaben 
57 Prozent an, eine Wertminderung 
auf den Goodwill und/oder Assets 
vorgenommen zu haben (im Vorjahr 
61 Prozent).

•	 Im vergangenen Jahr stieg das Inte
resse an Transaktionen weiter leicht 
an. 77 Prozent der Unternehmen (im 
Vorjahr 74 Prozent) gaben an, zumin-
dest eine Transaktion geplant und/
oder durchgeführt zu haben. Mit 49 
Prozent lag der Transaktionsfokus un-
verändert auf Europa.

An der Studie haben 130 Unterneh- 
men teilgenommen, davon 22 aus dem 
DAX 30.  «■

Karen Ferdinand 

Partner, Consumer Markets,  

KPMG AG Wirtschaftsprüfungs

gesellschaft

 QUELLENHINWEIS

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Kapitalkostenstudie 2014 – Risikoberücksichtigung, 
Risikoäquivalenz, Risikoteilung

Die Studie ist online abrufbar unter  
www.kpmg.com/de/de/bibliothek/2014/seiten/ 
kapitalkostenstudie2014.aspx
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Durch die Aufnahme neuer Empfehlun-
gen soll die Dauer der Zugehörigkeit zum 
Aufsichtsrat begrenzt und die Transpa-
renz über den Zeitaufwand für das Auf-
sichtsratsmandat verbessert werden. 

Zugehörigkeitsdauer zum Aufsichts-
rat begrenzen
Der Aufsichtsrat soll eine unternehmens
spezifische Begrenzung für die Zugehö-
rigkeitsdauer im Aufsichtsrat festlegen. 
Diese soll bei der Benennung der Ziele 
für die Zusammensetzung berücksich-
tigt werden (Tz. 5.4.1 Abs. 2 S. 1 DCGK-
E). Die Regierungskommission ist der 
Ansicht, dass sich die stetige Erneue-
rung des Gremiums »durch frischen 
Blick und neue Impulse positiv auf die 
Aufsichtsratsarbeit auswirken« kann.

Verbesserte Transparenz über Zeit-
aufwand für Aufsichtsratsmandat 
Der Aufsichtsrat soll den Aufsichtsrats-
kandidaten künftig mitteilen, welcher 
Zeitaufwand für die qualifizierte Wahr-
nehmung des Mandats erwartet wird 
(Tz. 5.4.1 Abs. 4 DCGK-E). Der Vorschlag 
soll – so die Regierungskommission – 
mehr Transparenz sowohl für den Auf-
sichtsrat als auch die Kandidaten schaf-
fen. Im Gegensatz zu einer pauschalen 
Mandatsbegrenzung könne nach der 
neuen Empfehlung einzelfallbezogen 
berücksichtigt werden, wenn ein Man-
dat nur einen geringen Zeitaufwand 
nach sich zieht und deshalb ein weiteres 
vertretbar sei. Bestehen bleiben soll die 
Kodexempfehlung, dass Vorstandsmit-
glieder börsennotierter Gesellschaften 
nicht mehr als drei Aufsichtsratsman
date in konzernexternen börsennotierten 
Gesellschaften oder in Aufsichtsgremien 
von konzernexternen Gesellschaften, 

Die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance Kodex hat Ende 
Februar 2015 ihre diesjährigen Vorschläge zur Änderung des Kodex zur Diskus-
sion gestellt. Die neuen Empfehlungen sollen die Professionalisierung des Auf-
sichtsrats weiter vorantreiben.

Kodexänderungen für 2015 
vorgeschlagen

die vergleichbare Anforderungen stellen, 
wahrnehmen sollen (Tz. 5.4.5 S. 2 
DCGK).

Darüber hinaus soll im Bericht des Auf-
sichtsrats vermerkt werden, wenn ein 
Aufsichtsratsmitglied die zeitliche Erwar-
tung im Wesentlichen nicht erfüllt hat. 
Angegeben werden soll nun bereits, 
wenn ein Aufsichtsratsmitglied nur an 
der Hälfte der Aufsichtsratssitzungen 
persönlich teilgenommen hat (bisher: 
weniger als der Hälfte; Tz. 5.4.7 S. 1 
DCGK-E). Dabei soll klargestellt werden, 
dass eine persönliche Teilnahme auch 
eine solche über Telefon- und Videokon-
ferenzen miteinschließt (Tz. 5.4.7 S. 2 
DCGK-E). Die Regierungskommission 
sieht es als wichtig an, dass Aufsichts-
ratsmitglieder nicht nur anhand schrift
licher Vorlagen an der Beschlussfassung 
teilnehmen, sondern sich persönlich in 
den Kommunikationsprozess im Auf-
sichtsrat einbringen.

Weitere Anpassungen
Der Kodex soll schließlich an Gesetzes-
änderungen angepasst werden und die 
Lesbarkeit weiter verbessert werden. 
Gestrichen werden sollen dabei zwei 
Empfehlungen (Tz. 6.2 DCGK (Bekannt-
machung von im Ausland veröffentlich-
ten Informationen); Tz. 7.1.4 (Veröffent
lichung von Beteiligungen)). In der 
Präambel soll klargestellt werden, dass 
sich für die Corporate Governance bör-
sennotierter Kreditinstitute und Versi-
cherungsunternehmen aus dem jewei
ligen Aufsichtsrecht Besonderheiten 
ergeben, die im Kodex nicht berücksich-
tigt sind.  «■

Astrid Gundel 

 QUELLENHINWEIS

Pressemitteilung mit weiterführenden Informa-
tionen der Regierungskommission Deutscher 
Corporate Governance Kodex vom 25.2.2015, 
online abrufbar unter www.dcgk.de

Eine Teilnahme an der Konsultation war bis zum 
1.4.2015 möglich.
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Kartellrechtsverstöße werden 
unterschätzt: Studie zur 

Wirtschaftskriminalität in 
Deutschland 

Knapp 70 Prozent der Unternehmen in Deutschland stufen 
das eigene Risiko in Bezug auf wirtschaftskriminelle Hand-
lungen als gering ein. So werden Präventionsmaßnahmen, 
sofern keine konkrete Gefahrenlage besteht, vernachlässigt. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine repräsentative Umfrage von 
KPMG in Zusammenarbeit mit dem Sozialforschungsinstitut 
TNS Emnid zum Thema Wirtschaftskriminalität. Die höchsten 
Schäden verursachten Kartellrechtsverstöße. Trotzdem wer-
den Kartellrechtsverstöße in der Risikowahrnehmung der 
befragten Unternehmen nicht besonders hervorgehoben. 

Der Aufsichtsrat sollte sich in regelmäßigen Abständen und 
bei konkreten Anlässen damit befassen, ob das Unterneh-
men die erforderlichen Präventionsmaßnahmen tatsächlich 
getroffen hat. Die Studie liefert ihm hierfür Anhaltspunkte für 
mögliche Schwachstellen im eigenen Unternehmen.

Die Studie ist online abrufbar unter www.kpmg.com/de/de/ 

bibliothek/presse/seiten/kpmg-studie-wirtschaftskriminalitaet-in-

deutschland-2014.aspx   ‹‹

VERMÖGENSBERATER 
FORDERT MEHR  
MITSPRACHERECHTE
Die EU-Aktionärsrechterichtlinie wird derzeit 
überarbeitet. Dies soll u. a. Aktionären mehr 
Rechte bringen. Kritiker befürchten hierdurch 
eine Schwächung des Aufsichtsrats und der 
unternehmerischen Mitbestimmung, da die 
geplanten Neuregelungen die Besonderheiten 
des dualistischen Systems nicht ausreichend 
berücksichtigen würden.

Vor diesem Hintergrund verdient die am 
4.12.2014 in der Financial Times geäußerte For-
derung des weltweit zweitgrößten Vermögens-
verwalters Vanguard Beachtung, der mehr Mit-
spracherechte von Investoren bei Unternehmen 
fordert. Hierzu sollten Unternehmen ein »Share-
holder Liaison Committee« einrichten.

Weitere Informationen unter www.ft.com  ‹‹

Karenzzeit für Regierungsmitglieder – 
Regierungsentwurf vorgelegt
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Überarbeitung der OECD-
Grundsätze der Corporate 
Governance – Regierungs
kommission DCGK kritisch

Die OECD-Grundsätze der Corporate Governance aus dem 
Jahr 1999, die 2004 erstmals überarbeitet wurden, sollen aktu-
alisiert werden, um den Entwicklungen im Unternehmens
umfeld und auf den Kapitalmärkten Rechnung zu tragen. Zu 
diesem Zweck hat die OECD eine öffentliche Konsultation ge-
startet, an der bis Anfang Januar 2015 teilgenommen werden 
konnte. Die OECD-Grundsätze sollen Richtschnur für politi-
sche Entscheidungsträger, Investoren, Unternehmen und sons
tige interessierte Gruppen sowie präzise Orientierungshilfen 
für Gesetzes- und Regulierungsinitiativen sein. Das Forum für 
Finanzmarktstabilität (FSB) hat die Grundsätze in den Katalog 
der zwölf Kernstandards für solide Finanzsysteme aufgenom-
men. Sie dienen als Grundlage für das Corporate-Governance-
Modul der Weltbank/ IWF-Berichte über die Einhaltung von 
Standards und Kodizes.

Die Regierungskommission Deutscher Corporate Governance 
Kodex (DCGK) hat in einer Stellungnahme Ende Januar 2015 
folgende Punkte an dem neuen Entwurf bemängelt:

•	� Unzureichende Berücksichtigung der Besonderheiten des 
dualistischen Unternehmenssystems in Deutschland

•	� Aus dem angelsächsischen Raum stammende Tendenz, 
wichtige Aufgaben im Aufsichtsrat nur unabhängigen Direk-
toren bzw. Aufsichtsratsmitgliedern zuzuweisen

•	� Die Abstimmung der Hauptversammlung über die individu-
elle Vorstandsvergütung

•	� Einseitige Betonung der Verantwortung der Unternehmens-
gremien gegenüber den Shareholdern und nicht auch – wie 
in Deutschland (»Unternehmensinteresse«) – gegenüber 
den Stakeholdern

Die Regierungskommission regt eine präzise Definition der 
OECD für das Kriterium der Unabhängigkeit und der Folgen  
bei fehlender Unabhängigkeit an. Positiv beurteilt sie die Vor-
schläge der OECD zu wesentlichen Geschäften mit naheste-
henden Unternehmen und Personen. 

Weitere Informationen unter www.oecd.org und www.dcgk.de  ‹‹

BaFin stellt Merkblätter für 
Geschäftsleiter und für 

Mitglieder von Verwaltungs- 
und Aufsichtsorganen zur 

Konsultation 
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht (BaFin) hat bis Mitte Februar 2015 die Ent-
würfe des überarbeiteten

•	� Merkblatts zur Prüfung der fachlichen Eig-
nung, Zuverlässigkeit und zeitlichen Verfüg-
barkeit von Geschäftsleitern und des

•	� Merkblatts zur Kontrolle der Mitglieder von 
Verwaltungs- und Aufsichtsorganen

zur Konsultation vorgelegt. Sie sollen das bisher 
geltende »Merkblatt für die Prüfung der fachli-
chen Eignung und Zuverlässigkeit von Geschäfts-
leitern gemäß VAG, KWG, ZAG und InvG« vom 
20.2.2013 und das »Merkblatt zur Kontrolle der 
Mitglieder von Verwaltungs- und Aufsichtsorga-
nen gemäß KWG und VAG« vom 3.12.2012 ab-
lösen.

Die BaFin beabsichtigt, in Zukunft getrennte 
Merkblätter für den Geltungsbereich des Kredit-
wesengesetzes, des Zahlungsdienstaufsichts-
gesetzes und des Kapitalanlagegesetzbuchs 
einerseits sowie für den Geltungsbereich des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes andererseits zu 
veröffentlichen. Es habe sich herausgestellt, 
dass insbesondere im Kreditwesengesetz die 
neuen, aus der europäischen Richtlinienumset-
zung resultierenden Anforderungen an die Ge-
schäftsleiter und Verwaltungs- und Aufsichts
organe keine Entsprechung in den anderen 
Aufsichtsgesetzen fänden. 

Grund für die Überarbeitung sind umfangreiche 
Änderungen des Kreditwesengesetzes, vor allem 
infolge der CRD IV-Richtlinie (vgl. Quarterly III /  
2013, S. 47 ff.). Darüber hinaus wurden erstmals 
die Anforderungen an Geschäftsleiter und Mit-
glieder von Aufsichtsorganen, auf die das Kapi-
talanlagegesetzbuch Anwendung findet, aufge-
nommen.

Die Merkblätter gemäß Versicherungsaufsichts-
gesetz wurden dagegen nicht umfangreich über-
arbeitet. So wurden u. a. Hinweise auf die Veröf-
fentlichungen der BaFin zu den EIOPA-Leitlinien 
bezüglich des Governance-Systems aufgenom-
men.

Weitere Informationen unter www.bafin.de  ‹‹
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••  

Zusammengestellt von Astrid Gundel

Aufsichtsratsstudie 2014 der 
Deutschen Schutzvereinigung 

für Wertpapierbesitz e.V. 
(DSW) 

Die im Dezember 2014 veröffentlichte Aufsichtsratsstudie der 
Deutschen Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz e.V. 
(DSW) analysiert  

•	� die Struktur der Aufsichtsratsvergütung der DAX30-, 
MDAX-, TecDAX und SDAX-Unternehmen sowie

•	� die Zusammensetzung von DAX30- und MDAX-Aufsichts-
räten.

Die wesentlichen Ergebnisse der DSW-Aufsichtsratsstudie 
2014 sind:

•	 �Aufsichtsratsvergütung
	� Die Vergütung von DAX30-Aufsichtsratsvorsitzenden hat 

im Vergleich zum Vorjahr um 6,8 Prozent zugelegt. Mit
glieder von DAX30-Aufsichtsratsausschüssen konnten 
sich über ein Plus von 6,3 Prozent freuen. Für ordentliche 
DAX30-Aufsichtsratsmitglieder nahm die Vergütung um 
4,4 Prozent zu. Insgesamt setzt sich der Trend zur Fixver-
gütung weiter fort. Die DSW kritisiert die bei einigen Un-
ternehmen noch übliche ausschließlich kurzfristig variable 
Vergütung sowie die teilweise unzureichende Transparenz.

•	� Zusammensetzung der Aufsichtsräte
	� Bezogen auf alle 490 DAX30-Aufsichtsratsmandate lag 

der Frauenanteil 2014 bei 24,7 Prozent (Vorjahr: 21,9 Pro-
zent), wovon 13,9 Prozent durch die Arbeitnehmerseite 
und 10,8 Prozent durch die Anteilseignerseite gestellt 
wurden. 83,7 Prozent der Positionen in den wichtigsten 
DAX30-Aufsichtsratsausschüssen wurden von Männern 
besetzt (Vorjahr: 87,5 Prozent). Das durchschnittliche Alter 
eines DAX30-Aufsichtsrats liegt wie im Vorjahr bei 61 Jah-
ren (Anteilseignerseite).

•	� Einschätzung der DSW zur Bedeutung von Aufsichts-
räten aufgrund der Anzahl von Mandaten, Ausschuss-
posten u. Ä.

	 − �1. Platz: Werner Wenning (Vorjahr: Rang 1)  
2. Platz: Ulrich Lehner (Vorjahr: Rang 1)  
3. Platz: Wolfgang Mayrhuber (Vorjahr: Rang 3)

	 − �Einflussreichste Frau: Renate Köcher auf Rang 17 
(Vorjahr: Rang 16)

Weitere Informationen unter www.dsw-info.de  ‹‹

Aktienrechtsnovelle 2014:  

Bekämpfung von Geldwäsche 

und Terrorismusfinanzierung 

Die Bundesregierung hat am 7.1.2015 den Ent-
wurf der Aktienrechtsnovelle 2014 beschlossen. 
Wesentliche Neuerungen sind:

•	� Zur Bekämpfung von Geldwäsche dürfen 
nicht börsennotierte Aktiengesellschaften in 
Zukunft Inhaberaktien nur dann ausgeben, 
wenn der Anspruch der Aktionäre auf Einzel-
verbriefung ausgeschlossen und die Sammel
urkunde über die Aktien bei einer regulierten 
Stelle hinterlegt ist.

•	� Vorzugsaktien sollen nicht mehr zwingend 
mit einem Nachzahlungsanspruch auf ausge-
fallene Dividende verknüpft werden. Dadurch 
wird Kreditinstituten die Erfüllung aufsichts-
rechtlicher Eigenkapitalvorgaben erleichtert. 
Außerdem soll bei Wandelschuldverschrei-
bungen ein Wandlungsrecht zugunsten der 
Gesellschaft festgeschrieben werden.

•	� Es wird klargestellt, dass die Berichtspflich-
ten von Aufsichtsratsmitgliedern, die von Ge-
bietskörperschaften in den Aufsichtsrat ent-
sandt oder auf deren Veranlassung gewählt 
wurden, gegenüber diesen auch auf einem 
Rechtsgeschäft (z. B. Vertrag oder Satzung) 
beruhen können.

•	� Die Möglichkeit missbräuchlicher Nichtig-
keitsklagen soll eingeschränkt werden.

Weitere Informationen unter www.bmjv.de  ‹‹

Kurzmeldungen
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Willkommen im ECB Office von KPMG –  
Ihrem Zugang zu allem Wissenswerten  

über die Bankenaufseherin EZB

Seit Ende 2014 ist die Europäische Zentralbank (EZB) 
in Frankfurt die neue Instanz der europäischen Banken-
aufsicht. Der neue Aufsichtsansatz wird sich in vielerlei 
Hinsicht von dem unterscheiden, was die Beaufsich-
tigten der ehemals 19 nationalen Aufseher der Eurozo-
ne gewohnt sind. Und er bedarf der Interpretation und 
Übertragung auf einzelne Institute und Märkte.

Das neue ECB Office von KPMG ist Ihr kompetenter 
Ansprechpartner für Fragen zur EZB-Bankenaufsicht. 
Hier erhalten Sie Antworten und Hinweise, z.B. zu Auf-
sichtsansatz und Funktionsweise der EZB, möglichen 
Konsequenzen für Strategien, Risikomanagement, Pro-
zesse und IT bzw. Datenarchitektur der Banken. 

Im ECB Office engagieren sich KPMG-Mitarbeiter aus 
Ländern des Euroraums, die über ein gutes Netzwerk 
in die EZB und zu ihren nationalen Aufsichtsbehörden 
verfügen. Profunde Kenntnisse und große Erfahrung in 
bankregulatorischen Fragen zeichnen sie aus. Dane-
ben kooperiert das Office eng mit den europäischen 
KPMG-Mitgliedsgesellschaften – ein enormer Hebel in 
Sachen Wissen, Evidenz und Umsetzungserfahrung.

Dr. Henning Dankenbring	 Daniel Quinten 
Partner	 Partner 
hdankenbring@kpmg.com	 dquinten@kpmg.com

KPMG ECB National Champions

Europäische Zentralbank

Bank 1 Bank 2 Bank 3 Bank 4

Paneuropäisches Center mit Reichweite in die einzelnen Länder

Land 1 
Leadpartner, 
Spezialisten

Land 2 Land 3 Land 4

ECB Office – als Zentrum
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DIE WELT DER CORPORATE GOVERNANCE: 
TÜRKEI
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Jüngere Entwicklung  
der türkischen Corporate  
Governance

Prof. Dr. Kemal Şenocak, LL.M. / Dr. Ali Yarayan

Zum Zwecke der Förderung des Wirt-
schaftswachstums und der Stabili- 
sierung im Rahmen des internationa-
len Finanzsystems wurden im türki-
schen Kapitalmarkt unter der Leitung 
der Kapitalmarktkommission (türkisch: 
Sermaye Piyasası Kurulu [SPK]) Grund-
sätze der Unternehmensführung und 
somit der Corporate Governance einge-
führt. Diese wurden – in Anlehnung an 
die OECD-Grundsätze der Corporate 
Governance – durch die türkische Kapi-
talmarktkommission im Juli 2003 veröf-
fentlicht. Die anfänglichen Regelungen 
bezogen sich insbesondere auf Publi-

1	 Die Erneuerung erfolgte auf Basis der durch Rechts-
verordnung mit Gesetzeskraft mit der Nr. 654 in  
die Rechte und Pflichten der Kapitalmarktkommis-
sion eingefügten Bestimmung »Zum Zwecke der 
Feststellung und Veröffentlichung der Corporate 
Governance im Kapitalmarkt haben Publikumsak- 
tiengesellschaften zur Förderung der Verbesserung 
des Investitionsumfeldes unter Beachtung des An-
teils des Streubesitzes, der Anzahl der Anteilseigner 
und ihrer Eigenschaften, des aufgenommenen Inde-
xes und des in bestimmten Zeitabständen erfolgen-
den Handelsvolumens die Corporate Governance 
ganz oder teilweise einzuhalten, in deren Gruppe sie 
aufgrund dieser Merkmale aufgenommen sind«,  
abgeändert durch Serie IV Nr. 54 der Richtlinie der 
Kapitalmarktkommission über die Feststellung und 
Umsetzung der Corporate Governance vom 
11.10.2011.

2	 Die Corporate Governance-Grundsätze für Banken 
wurden separat in der Verordnung der Bankenauf-
sichtsbehörde vom 1.11.2006, veröffentlicht im 
Amtsblatt mit der Nr. 26333, geregelt. In dieser Ver-
ordnung ist die Umsetzung der Corporate Gover-
nance-Grundsätze nicht zwingend, sondern steht im 
Ermessen der Banken. Diese Grundsätze der Corpo-
rate Governance der Banken wurden in der genannten 

Prof. Dr. Kemal Şenocak, LL.M., ist Professor 
an der Universität Ankara, Gründungsdekan 
der Universität Inönü in Malatya sowie  
Gastprofessor an der Forschungsstelle für  
türkisches Recht an der Friedrich-Alexander- 
Universität Erlangen-Nürnberg.

Dr. Ali Yarayan ist geschäftsführender  
Leiter der Forschungsstelle für türkisches 
Recht an der Friedrich-Alexander-Universi-
tät Erlangen-Nürnberg sowie Rechtsanwalt 
und Fachanwalt für Handels- und Gesell- 
schaftsrecht.

kumsaktiengesellschaften (türkisch: 
Halka açık anonim şirketleri [HAAŞ]) 
und stellten die Umsetzung derselben 
in das Ermessen dieser Unternehmen.

Die genannten türkischen Corporate 
Governance-Grundsätze wurden im 
Oktober 2010 erneuert und präzisiert: 1  
Publikumsgesellschaften, die keine 
Banken  2 sind und deren Aktien an der 
Börse Istanbul im Index IMKB 30 ge-
handelt werden, wurden zur Umset-
zung der wichtigsten Bereiche der 
genannten Corporate Governance ver-
pflichtet.  »  

Verordnung unter folgenden Überschriften ausführ- 
lichen Regelungen unterzogen:

	 a)	�In den Banken sind Unternehmenswerte, Ethik- 
regeln und strategische Ziele festzulegen.

	 b)	�Die Befugnisse und Zuständigkeiten innerhalb der 
Banken sind offen festzulegen und umzusetzen.

	 c)	�Verwaltungsratsmitglieder sollen solche Qualifika
tionen haben, damit sie ihre Aufgaben effizient  
erfüllen können, und sich der Rolle ihrer Unterneh-
mensführung bewusst sein sowie unabhängige  
Bewertungen der Bankenaktivitäten vornehmen 
können.

	 d)	�Die Geschäftsführung muss solche Qualifikationen 
haben, damit sie ihre Aufgaben effizient erfüllen 
kann; zudem muss sie sich ihrer Rolle in der über-
nommenen Geschäftsführung bewusst sein.

	 e)	�Von den Arbeiten der Bankeninspektoren sowie  
der unabhängigen Kontrolleure soll effizient  
Nutzen gezogen werden.

	 f)	� Die Vergütungspolitik soll mit ethischen Werten,  
den strategischen Zielen sowie der inneren  
Balance der Bank in Einklang gebracht werden.

	 g)	�In der Unternehmensführung soll Transparenz  
herrschen.
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3	 Art. 17 Abs. 1 Kapitalmarktgesetz
4	 Art. 16 Kapitalmarktgesetz
5	 Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Kapitalmarktgesetz

Die Kapitalmarktkommission
Das am 1.7.2012 in Kraft getretene Tür-
kische Handelsgesetzbuch (türkisch: 
Türk Ticaret Kanunu) sowie das am 
30.12.2012 in Kraft getretene Kapital-
marktgesetz haben der Kapitalmarkt-
kommission ein Monopolrecht zur Be-
stimmung der Corporate Governance von 
Publikumsaktiengesellschaften einge-
räumt. Gemäß dem Kapitalmarktgesetz 
werden 

•	 die Corporate Governance von Publi-
kumsgesellschaften, 

•	 der Inhalt und die Veröffentlichung 
von Corporate Governance-Berich-
ten, 

•	 das Rating von Gesellschaften in  
Bezug auf die Umsetzung der Cor-
porate Governance sowie

•	 die Grundsätze der Mitgliedschaft 
unabhängiger Verwaltungsräte 

von der Kapitalmarktkommission be-
stimmt.3 Dabei werden börsennotierte 
Aktiengesellschaften und Aktiengesell-
schaften mit mehr als 500 Aktionären 
als Publikumsgesellschaften angese-
hen.4 Die Kapitalmarktkommission ist 
verpflichtet, ihre Befugnisse im Rah-
men der Corporate Governance dahin 
gehend auszuüben, dass kein unlaute-
rer Wettbewerb zwischen Publikums-
aktiengesellschaften eintritt und glei-
che Regeln für Unternehmen unter 
gleichen Bedingungen gelten.5 Die  
Kapitalmarktkommission ist berechtigt, 
börsennotierte Publikumsgesellschaf-
ten zur Einhaltung der Corporate Gover-
nance zu verpflichten.

Verpflichtender  
Corporate Governance Kodex
Am 3.1.2014 wurde der Corporate 
Governance Kodex, der durch die Ka- 
pitalmarktkommission erlassen wurde, 
im türkischen Amtsblatt veröffentlicht. 
Die Anwendung der Bestimmung ist 
für Publikumsgesellschaften zwin-
gend, eine Ausnahme hiervon gilt nur 
für bestimmte Publikumsgesellschaf-
ten, wie z. B. nicht börsennotierte, im 
Hinblick auf den zweiten Bereich des 
Kodex. 

Im Corporate Governance Kodex der 
Kapitalmarktkommission sind die 
Grundsätze der Corporate Governance 
in vier Bereichen unter den folgenden 
Überschriften geregelt: 

•	 »Aktionäre«, 

•	 »Offenlegung und Transparenz«, 

•	 »Stakeholder« und 

•	 »Verwaltungsrat«.

Bereich »Aktionäre« im Corporate 
Governance Kodex 
Hier wird beispielsweise geregelt, 
dass die Generalversammlung an dem 
Ort abzuhalten ist, an dem die zahlen-
mäßige Mehrheit an Aktionären ihren 
Sitz hat. Ferner wird hier bestimmt, 
dass Fragen, die nicht die Tagesord-
nungspunkte betreffen oder deren Be-
antwortung sehr umfangreich wäre, 
binnen 15 Tagen seitens der Investor 
Relations schriftlich zu beantworten 
sind. 

Bereich »Offenlegung und  
Transparenz« im Corporate  
Governance Kodex
Durch den zweiten Bereich »Offenle- 
gung und Transparenz« wird bezweckt, 
sämtliche Informationen – mit Ausnah-
me von Geschäftsgeheimnissen – der-
gestalt zu veröffentlichen, dass sie  
jedermann leicht erreichen kann. Daher 
sind auf der Internetseite des Unter-
nehmens Informationen über die Han-
delsregistereintragung, die Gesell-
schafts- und Verwaltungsratsstruktur, 
der Gesellschaftsvertrag, Finanzbe- 
richte, Prospekte und andere die Öf-
fentlichkeit aufklärende Unterlagen  
offenzulegen, wie z. B. Dokumente zu 
Generalversammlungen, die Ethik-
Richtlinien des Unternehmens sowie 
Fragen und Beschwerden mit Aus-
kunftsersuchen beim Unternehmen. 
Auf der Internetseite des Unterneh-
mens zu veröffentlichen sind die Infor-
mationen der letzten fünf Jahre.

Bereich »Stakeholder« im  
Corporate Governance Kodex 
Zum Schutze der Interessen der Stake-
holder empfiehlt dieser Bereich die 
Umsetzung einschlägiger Rechtsvor-
schriften und gegenseitiger Verträge; 
sofern solche Rechtsvorschriften oder 
gegenseitigen Verträge nicht beste-
hen, sind die Interessen der Stakehol-
der nach den Regeln von Treu und 
Glauben im Rahmen der Möglichkeiten 
des Unternehmens zu schützen. Im 
Falle eines Verstoßes gegen die nach 
den Rechtsvorschriften und Verträgen 
geschützten Rechte der Stakeholder 
ist die Möglichkeit eines effektiven und 
zügigen Ausgleichs zu gewährleisten. 
In Bezug auf die Arbeitnehmer und po-
tenziellen Arbeitnehmer ist festgelegt, 

Die Welt der Corporate Governance: Türkei
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dass bei der Bestimmung der Einstel-
lungspolitik und der Karriereplanung 
Personen unter gleichen Voraussetzun-
gen Chancengleichheit zuteil werden 
muss. Die Gesellschaft und ihre Verwal-
tungsratsmitglieder sind verpflichtet, bei 
Mitarbeitern keine Diskriminierung we-
gen der Rasse, Religion, Sprache oder 
des Geschlechts vorzunehmen. Die Ge-
sellschaft muss die Anerkennung der 
Vereinigungsfreiheit und des Rechts 
zum Abschluss von Tarifverträgen effek-
tiv unterstützen und für ihre Mitarbeiter 
ein sicheres Arbeitsumfeld sowie siche-
re Arbeitsbedingungen vorsehen. Auch 
im Hinblick auf Kunden und Lieferanten 
haben Unternehmen im Rahmen der 
Grundsätze der Corporate Governance 
bei der Vermarktung und dem Verkauf 
von Waren und Dienstleistungen Vor-
kehrungen für die Gewährleistung der 
Kundenzufriedenheit zu treffen und z. B. 
Anfragen in Bezug auf die vom Kunden 
erworbenen Waren und Dienstleistun-
gen schnell nachzukommen. 

Bereich »Verwaltungsrat« im  
Corporate Governance Kodex
Nach den hier aufgestellten Grundsät-
zen muss die Zahl der Verwaltungsrats-
mitglieder bei mindestens fünf liegen. 
Die Anzahl der Mitglieder des Verwal-
tungsrats muss so beschaffen sein, 
dass effizient und konstruktiv gearbei-
tet werden kann, schnelle und rationel-
le Entscheidungen getroffen werden 
können sowie Ausschüsse gegründet 
und deren Arbeit effektiv organisiert 
werden kann. Die Mehrheit der Verwal-
tungsratsmitglieder darf außer ihrer Mit-
gliedschaft keine Verwaltungsaufgaben 
im Unternehmen innehaben oder keiner 
Abteilung angehören, die Zwangsvoll-
streckungen vornimmt oder der Tages-

geschäfte und der gewöhnlichen Ge-  
schäftstätigkeit entsprechende Auf
gaben zugewiesen sind. Der Verwal-
tungsrat hat wiederum aus mindestens 
einem Drittel und gleichzeitig mindes-
tens zwei Personen zu bestehen, die 
ihre Aufgaben ohne Einfluss dritter Per-
sonen ausüben können. Dabei hat der 
Verwaltungsrat die Aufgabe, das Ziel 
der Besetzung des Verwaltungsrats zu 
25 Prozent mit Frauen und eine Zeit zur 
Zielerreichung festzulegen sowie die 
zur Zielerreichung notwendige Politik 
zu bestimmen.

Ferner ist vorgesehen, dass die Gesell-
schaften ein internes Kontrollsystem  
einrichten müssen, um eine Risikofest-
stellung und eine Risikobekämpfung 
vornehmen zu können. Hierzu bedarf 
es eines Ausschusses im Verwaltungs-
rat zur Risikofeststellung. Dieses als 
»Ausschuss zur Risikofrüherkennung« 
bezeichnete Gremium hat die Aufgabe, 
die Früherkennung von Risiken für die 
Existenz der Gesellschaft zu gewähr-
leisten, ihre Entwicklung zu beobach-
ten, notwendige Vorkehrungen gegen 
die festgestellten Risiken zu treffen, 
Arbeiten zum Zwecke des Risiko- 
managements vorzunehmen und min-
destens einmal jährlich das Risikoma-
nagementsystem zu überprüfen. Zum 
Zwecke der effektiven Aufgabenerfül-
lung des Verwaltungsrats ist weiterhin 
vorgesehen, dass aus jeweils min
destens zwei Mitgliedern des Verwal-
tungsrats bestehende Ausschüsse er
richtet werden müssen, nämlich ein 
»Prüfungsausschuss«, ein »Ausschuss 
zur Risikofrüherkennung«, ein »Cor
porate Governance-Ausschuss«, ein 
»Nominierungsausschuss« sowie ein 
»Vergütungsausschuss«. Die jeweili-
gen Ausschussvorsitzenden sind unter 
unabhängigen Verwaltungsräten zu 
wählen. Die Mitglieder des Prüfungs- 
ausschusses müssen sämtlich aus  
unabhängigen Verwaltungsratsmitglie-
dern bestehen. Schließlich ist genannt, 
dass der CEO der Gesellschaft keine 
Aufgaben in einem Ausschuss inneha-
ben kann und kein Verwaltungsratsmit-
glied in mehr als einem Ausschuss  
vertreten sein soll.

Der Verwaltungsrat hat so oft zusam-
menzukommen, wie es nötig ist, um 
seine Aufgaben wirksam zu erfüllen. 
Dabei ist zu gewährleisten, dass Verwal-
tungsratssitzungen auch auf elektroni-
schem Wege erfolgen können. Nimmt 
ein Mitglied des Verwaltungsrats an 
einer Verwaltungsratssitzung nicht teil 
und es übermittelt seine Ansicht je-
doch schriftlich, so ist dessen Ansicht 
den anderen Verwaltungsratsmitglie-
dern mitzuteilen. Im Verwaltungsrat hat 
jedes Mitglied eine Stimme. Wenn Ver-
waltungsratsmitglieder Entscheidun-
gen in den Sitzungen widersprechen, 
so muss deren Begründung in ange-
messener und ausführlicher Form in 
das Entscheidungsprotokoll aufgenom-
men werden.

Vergütungsgrundsätze von Verwal-
tungsratsmitgliedern und Managern 
mit Verwaltungsaufgaben sind schrift-
lich niederzulegen, auf der Tagesord-
nung der Generalversammlung in einem 
eigenständigen Punkt den Aktionären 
zur Kenntnis zu bringen, und den Aktio-
nären ist die Möglichkeit zur Meinungs-
äußerung zu gewähren. Darüber hinaus 
ist die Vergütungspolitik des Unterneh-
mens auf der Internetseite des Unter-
nehmens publik zu machen. Die Vergü-
tung unabhängiger Verwaltungsrats- 
mitglieder muss schließlich auf einem 
solchen Niveau sein, dass ihre Unab-
hängigkeit gewahrt bleibt.

Für Schäden, die Verwaltungsratsmit-
glieder bei der Ausübung ihrer Auf- 
gaben im Unternehmen verursachen 
können, hat die Gesellschaft eine Ver- 
sicherung in Höhe von mindestens  
25 Prozent des Gesellschaftskapitals 
abzuschließen und diesen Umstand 
auf der Plattform zur Öffentlichkeitsin-
formation publik zu machen.

Die Gesellschaft darf Verwaltungsrats-
mitgliedern und Managern mit Verwal-
tungsaufgaben keinen Kredit geben 
und keine Sicherheiten wie etwa Bürg-
schaften stellen.  «
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Tätigkeitsbericht 2014 der DPR: 
Fehlerquote bleibt auf niedrigem 
Niveau

Abgeschlossene DPR-Prüfungen  
und Fehlerquoten
Die DPR hat im Jahr 2014 insgesamt 104 
Prüfungen (Vorjahr: 110) abgeschlossen. 
Der überwiegende Teil der Prüfungen 
bezog sich auf anlassunabhängige Stich-
probenprüfungen (99). Anlassprüfungen 
(3) und Prüfungen durch Anweisung der 
übergeordneten Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) (2) 
machen nur einen geringen Anteil aus. 
Noch im Vorjahr wurden zwölf Anlass- 
und Verlangensprüfungen durchgeführt. 

Insgesamt lautete das Urteil in 13 Fällen: 
»Fehlerhafte Rechnungslegung«. Das  
entspricht einer Fehlerquote von 13 Pro-
zent (im Vorjahr 14 Prozent). Damit hat 
sich die Fehlerquote auf niedrigem Ni-
veau stabilisiert. 

Die Zustimmungsquote bei ausgespro-
chenen Fehlerfeststellungen ist 2014 
leicht auf 77 Prozent gestiegen (Vorjahr: 
71 Prozent). Sobald ein Unternehmen 
einer ausgesprochenen Fehlerfeststel-
lung nicht zustimmt, unterzieht die BaFin 
den Abschluss einer erneuten Prüfung. 
Im Jahr 2014 hat die BaFin drei derartige 
Fälle bearbeitet und in zwei Fällen das 
Ergebnis der DPR bestätigt. 

DPR-Prüfungen als fester Bestandteil 
der Corporate Governance für kapital
marktorientierte Unternehmen
Hauptgründe für die weiterhin niedrige 
Fehlerquote sieht die DPR in der erhöh-
ten Sensibilität von Aufsichtsräten und 
Prüfungsausschüssen gegenüber einem 
möglichen Enforcement-Verfahren, dem 
hohen Maß an Stabilität in den interna- 
tionalen Rechnungslegungsstandards in 
der jüngsten Vergangenheit und den po-
sitiven Auswirkungen der präventiven 
Maßnahmen, die von der DPR ergriffen 
wurden. Die Tatsache, dass kleine Unter-
nehmen den regulierten Markt verlassen 
und damit ihr Anteil an der Enforcement-
Grundgesamtheit sinkt, spielt ebenfalls 
eine Rolle bei der Stabilisierung der Feh-
lerquote. Hierbei ist jedoch zu beachten, 
dass die meisten Fehler bei Unterneh-
men festgestellt wurden, die keinem In-
dex angehören (siehe Abbildung). 

Der am 28.1.2015 durch die Deutsche Prüfstelle für Rechnungslegung (DPR) 
veröffentlichte Tätigkeitsbericht 2014 vermittelt ein positives Bild: Die Feh
lerquote bei Prüfungen der Rechnungslegung börsennotierter Unternehmen 
durch die DPR ist im vergangenen Jahr mit circa 13 Prozent auf einem niedri-
gen Niveau geblieben. Ein besonderes Augenmerk lag auf dem Lagebericht. 

FINANCIAL REPORTING UPDATE

Abgeschlossene DPR-Prüfungen nach Indizes  
und Fehlerquote
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Große Unterschiede zeigten sich im Jahr 
2014 in Abhängigkeit von der Unterneh-
mensgröße: Die Fehlerquote kleiner und 
mittelgroßer Unternehmen liegt bei  
16 Prozent (bei 75 geprüften Unterneh-
men). In der Gruppe großer, indexnotier-
ter Unternehmen wurde nur bei einem 
von 29 geprüften Unternehmen eine feh-
lerhafte Rechnungslegung festgestellt. 

Berichterstattung über häufige  
Fehlerquellen im Anhang und Lage-
bericht
Die höchste Fehlerquote betrifft die 
unzureichende Berichterstattung im An-
hang und Lagebericht. Daneben bestan-
den Anwendungsschwierigkeiten in den 
Bereichen Finanzinstrumente und Unter-
nehmenserwerbe bzw. -veräußerungen 
sowie bei den Folgefragen der Goodwill-
Ermittlung und Folgebewertung. Weiter-
hin wurden Einzelfehler bei der Bilan- 
zierung von Vorräten sowie der Ertrags-
realisierung festgestellt.

Verbesserungshinweise zu Risiko- 
berichterstattung und Leistungsindi-
katoren
Von den im abgelaufenen Jahr untersuch-
ten 104 Unternehmen haben 43 den 
Deutschen Rechnungslegungs-Standard 
Nr. 20 (DRS 20) erstmalig angewendet. 
Bei 25 von ihnen ergaben sich keine Feh-
lerfeststellungen. Gleichwohl formulierte 
die DPR insbesondere in Bezug auf die 
Risikoberichterstattung Hinweise zur 
künftigen Verbesserung der Berichter-
stattung. Nachholbedarf wird auch bei 
der konsistenten Darstellung der bedeut-
samsten Leistungsindikatoren in den un-
terschiedlichen Berichtsteilen des Lage-
berichts gesehen. 

Konsequenzen  
einer Fehlerfeststellung
Um die Auswirkung ihrer Arbeit überprü-
fen zu können, kontrolliert die DPR seit 
2013, ob Unternehmen mit Fehlerfest-
stellung im Vorjahr im Folgeabschluss 
Korrekturen vorgenommen haben. Acht 
von 15 Unternehmen, die die DPR in ihre 
Nachschau einbezogen hat, haben ihre 
Fehler korrigiert. Drei Gesellschaften 
hatten sich zwischenzeitlich aus dem 
regulierten Kapitalmarkt zurückgezogen 

und unterliegen damit nicht länger dem 
DPR-Enforcement. Für zwei Gesellschaf-
ten ist noch ein Verfahren bei der BaFin 
anhängig und für zwei weitere lag der be-
treffende Abschluss aus anderen Grün-
den im Jahr 2014 nicht vor. 

Hohe Akzeptanz der DPR-Hinweise 
Bei 21 von 35 Unternehmen, die im Jahr 
2013 Hinweise zur Verbesserung der 
Rechnungslegung erhalten hatten, konn-
te die DPR im Jahr 2014 nachvollziehen, 
dass diese Hinweise umgesetzt wurden. 
Bei elf Unternehmen ließ sich die Um-
setzung entweder nicht nachprüfen oder 
aber die resultierenden Effekte waren 
unwesentlich. Für drei Unternehmen lag 
kein Abschluss vor.

Bessere Rechnungslegung  
durch konstruktiven Austausch
Dem Ziel einer verbesserten Kommuni-
kation und Zusammenarbeit sowie eines 
konstruktiven Erfahrungsaustauschs fol-
gend, hat die DPR im Jahr 2014 erneut 
Gespräche mit den Vorständen bzw. 
Geschäftsführern der marktführenden 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften ge-
führt. 

Darüber hinaus hat die DPR Workshops 
mit Vorständen und Aufsichtsräten durch-
geführt, z. B. einen Workshop mit Finanz-
vorständen und Prüfungsausschussvor-
sitzenden von Immobiliengesellschaften 
zur Diskussion der branchenspezifischen 
Besonderheiten.  

Internationale Einbindung der DPR 
geht weiter
Im abgelaufenen Jahr hat die European 
Securities and Markets Authority (ESMA) 
zum zweiten Mal europäische Enfor- 
cement-Schwerpunkte veröffentlicht, 
außerdem einen Report, in dem Rech-
nungslegungsfragen zur Abbildung von 
Unternehmenszusammenschlüssen  
adressiert werden (Review on the appli-
cation of accounting requirements for 
business combinations in IFRS financial 
statements), sowie ein Konsultations
papier, das Leitlinien zur Darstellung 
alternativer Leistungsindikatoren enthält 
(ESMA Guidelines on Alternative Perfor-
mance Measures).

 �QUELLENHINWEIS

		��  Sowohl der Tätigkeitsbericht als auch die Prü-
fungsschwerpunkte stehen auf der Internetseite 
der DPR (www.frep.info) zum Download zur 
Verfügung.

Im Jahr 2014 wurden darüber hinaus ein-
heitliche Leitlinien für ein europäisches 
Enforcement (CESR Standards on Finan-
cial Reporting) verabschiedet, an deren 
Entwicklung die DPR beteiligt war. Das 
zweistufige deutsche Enforcement-Ver-
fahren entspricht den Vorgaben der ver-
abschiedeten Leitlinien.

Die DPR nahm auch im Jahr 2014 an den 
mehrmals jährlich stattfindenden Euro-
pean Enforcers Coordination Sessions 
(EECS) teil, bei denen ausgewählte 
IFRS-Fälle, teilweise vor der Entschei-
dung im jeweiligen nationalen Verfahren, 
diskutiert werden. 

Ausblick
Mit Veröffentlichung der neuen Prü-
fungsschwerpunkte für das Jahr 2015 
hat sich die DPR erneut zum Ziel ge-
setzt, die Qualität der Abschlüsse bei 
gleichbleibend hoher Prüfungsintensität 
sicherzustellen. 

Der Dialog mit den Aufsichtsräten deut-
scher kapitalmarktorientierter Unterneh-
men und Prüfungsausschussmitgliedern 
wird fortgeführt. 

Darüber hinaus möchte die DPR eng mit 
den europäischen Enforcement-Institu-
tionen zusammenarbeiten. Ziel ist eine 
weitere Verbesserung der Qualität von 
Enforcement-Aktivitäten sowie die ein-
heitliche Anwendung von IFRS-Vor-
schriften in Europa.  «

Christina Koellner, Dr. Hanne Böckem
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Neuigkeiten vom IASB

Das International Accounting Standards Board (IASB) hat einen Änderungs-
standard verabschiedet, mit dem Ausnahmen von der Konsolidierungspflicht 
für Investmentgesellschaften geklärt werden (IFRS 10, 12 und IAS 28). Weiter-
hin verabschiedete Änderungen an IAS 1 zielen auf eine relevantere und unter-
nehmensspezifischere Berichterstattung ab. Daneben wurden Exposure Drafts 
veröffentlicht, die die verbesserte Information über Fremdfinanzierung und  
Liquiditätslage (IAS 7), neue Regelungen zu anteilsbasierten Vergütungen 
(IFRS 2) sowie die Klassifizierung von Schulden (IAS 1) betreffen. 

Anwendungsleitlinien für Ausnah-
men von der Konsolidierungspflicht 
bei Investmentgesellschaften
Der Änderungsstandard Investment En-
tities: Applying the Consolidation Excep-
tion (Amendments to IFRS 10, IFRS 12 
and IAS 28) klärt verschiedene Frage-
stellungen zur Ausnahme von der Kon-
solidierungspflicht nach IFRS 10, wenn 
das Mutterunternehmen die Definition 
einer »Investmentgesellschaft« erfüllt. 

Demnach sind Mutterunternehmen auch 
dann von der Pflicht zur Erstellung eines 
Konzernabschlusses befreit, wenn das 
übergeordnete Mutterunternehmen sei-
ne Tochterunternehmen nicht konsoli-
diert, sondern zum beizulegenden Zeit-
wert nach IFRS 10 bilanziert.

Bilanzierung von Tochterunterneh-
men einer Investmentgesellschaft: 

•	 Tochterunternehmen, die selbst Invest-
mentgesellschaften sind, sind zum 
beizulegenden Zeitwert zu bilanzie-
ren. 

•	 Tochterunternehmen, die selbst keine 
Investmentgesellschaften sind, je-
doch Dienstleistungen erbringen, die 
sich auf die Anlagetätigkeit des Mut-
terunternehmens beziehen (Verlänge-
rung der Tätigkeit des Mutterunter-
nehmens), sind zu konsolidieren. 

Schließlich wird klargestellt, dass ein  
Investor, der nicht die Definition einer 
Investmentgesellschaft erfüllt und die 
Equity-Methode auf ein assoziiertes 
Unternehmen oder ein Joint Venture 
anwendet, die Bewertung zum beizule-
genden Zeitpunkt beibehalten kann, die 

das Beteiligungsunternehmen auf seine 
Beteiligungen an Tochterunternehmen 
anwendet.

Zudem sehen die Änderungen vor, dass 
eine Investmentgesellschaft, die alle ihre 
Tochterunternehmen zum beizulegen-
den Zeitwert bewertet, die nach IFRS 12 
vorgeschriebenen Angaben zu Invest-
mentgesellschaften zu leisten hat.

Die Änderungen sind – vorbehaltlich  
einer Übernahme in EU-Recht – erstmals 
für Geschäftsjahre anzuwenden, die am 
oder nach dem 1.1.2016 beginnen.

Dr. Hanne Böckem

Änderungen an IAS 1 für relevantere 
und unternehmensspezifischere Be-
richterstattungen
Welche Informationen sind in einem 
IFRS-Abschluss notwendig, welche 
überflüssig und welche sogar störend? 
Bezüglich dieser Fragen herrschen zwi-
schen den einzelnen Akteuren (Ab
schlussersteller, Abschlussprüfer, Re
gulatoren und Nutzer) nicht selten 
unterschiedliche Meinungen.

Mit der am 18.12.2014 veröffentlichten 
Anpassung an IAS 1 – Disclosure Initia- 
tive: Amendments to IAS 1 – will das 
IASB die Darstellung im Abschluss  
verbessern. Angaben sollen künftig re
levanter und unternehmensspezifischer 
werden; Ersteller sollen sich auf das 
Gesamtbild konzentrieren.

Financial Reporting Update
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Zu diesem Zweck nimmt das IASB ein-
zelne Klarstellungen vor. So wird betont, 
dass sich der Wesentlichkeitsgrundsatz 
sowohl auf die primären Abschlussbe-
standteile – wie Bilanz und Gesamter-
gebnisrechnung – als auch auf den An-
hang bezieht. Unwesentliche Angaben 
können selbst dann unterbleiben, wenn 
sie von einem Standard explizit vorge-
schrieben werden. Umgekehrt sind zu-
sätzliche Informationen erforderlich, 
wenn sie für das Verständnis der Ab-
schlussadressaten notwendig sind. Ob 
diese zusätzlichen Informationen von 
einem Standard explizit gefordert wer-
den, ist dabei unerheblich.

Darüber hinaus erfolgen weitere Klar-
stellungen

•	 zur Untergliederung von Posten und 
zum Einfügen von Zwischensummen 
in Bilanz und Gesamtergebnisrech-
nung,

•	 zu den Möglichkeiten einer Struktur 
der Anhangangaben und 

•	 zum Ausweis des Anteils am sonsti-
gen Ergebnis aus der Anwendung der 
Equity-Methode.

Die Änderungen sind erstmalig in Ge-
schäftsjahren anzuwenden, die am oder 
nach dem 1.1.2016 beginnen. Eine frü-
here Anwendung ist zulässig, setzt je-
doch ein EU-Endorsement voraus.

 Dr. Frank Richter, Ingo Rahe

Verbesserung der Informationen 
über Fremdfinanzierung und  
Liquiditätslage 
Im Rahmen seiner Initiative zu Angaben 
(Disclosure Initiative) hat das IASB am 
18.12.2014 einen Entwurf zu Änderun-
gen an IAS 7 Kapitalflussrechnung veröf-
fentlicht (Exposure Draft ED / 2014 / 6). 
Die 2013 begonnene Initiative hat das 
übergeordnete Ziel, Darstellungs- und 
Angabevorschriften in verschiedenen 
IFRS zu verbessern und zu vereinfachen. 
Konkrete Zielsetzung der vorgeschlage-
nen Änderungen zu IAS 7 Kapitalfluss-
rechnung ist die Verbesserung der Infor-
mationen für die Abschlussadressaten 
zur Fremdfinanzierungstätigkeit des Un-
ternehmens und zu dessen Liquiditäts- 
situation.

Detailliertere Informationen zur Fremd-
finanzierung sollen durch eine neuarti-
ge Überleitungsrechnung erreicht wer-
den. Diese Überleitungsrechnung bezieht 
sich auf Fremdkapital-Bilanzposten, de-
ren zugehörige Zahlungsmittelzu- oder 
-abgänge innerhalb des Cashflows aus 
der Finanzierungstätigkeit ausgewiesen 
werden oder ausgewiesen werden kön-
nen. 

In der Überleitungsrechnung sollen die 
Eröffnungsbilanzwerte, die Veränderun-
gen während der Rechnungsperiode so-
wie die Schlussbilanzwerte dargestellt 
werden. Zahlungswirksame Veränderun-
gen sind von zahlungsunwirksamen zu 
unterscheiden. Die zahlungsunwirksa-
men Veränderungen sind wiederum min-
destens in solche aus Unternehmenser-
werben und sonstigen zu unterteilen. 

Die Ermittlung der erforderlichen Infor-
mationen für eine konsolidierte Darstel-
lung kann sich in der Praxis, insbeson-
dere bei mehrstufigen Konzernen, als 
aufwendig erweisen.

Detailliertere Informationen zur Liquidi-
tätssituation sollen durch zusätzliche 
Angaben zu Zahlungsmitteln und Zah-
lungsmitteläquivalenten mit Beschrän-
kungen erreicht werden: Künftig sollen 
nicht nur tatsächlich verfügungsbe-
schränkte Beträge angegeben werden, 
sondern auch solche, die zwar grund-  » 

	   E M P F E H L U N G E N 
  F Ü R  D E N  A U F S I C H T S R AT

Der Aufsichtsrat sollte kritisch hin-
terfragen, ob der IFRS-Abschluss 
unter Berücksichtigung des Grund-
satzes der Wesentlichkeit aufge-
stellt wurde:

Unwesentliche Angaben sind nicht 
erforderlich. Wesentliche Angaben 
sind dagegen selbst dann notwen-
dig, wenn sie nicht explizit von 
einem Standard gefordert werden.
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übungsbedingungen auf den beizule-
genden Zeitwert anteilsbasierter Vergü-
tungen haben, für die ein Barausgleich 
vorgesehen ist. Das IASB schlägt vor, 
dass anteilsbasierte Vergütungen mit 
Barausgleich im Grundsatz wie anteils-
basierte Vergütungen mit Ausgleich 
durch Eigenkapitalinstrumente bewertet 
werden sollten.

2. Klassifizierung von anteilsbasier-
ten Vergütungen, die einen Nettoaus-
gleich vorsehen
In einigen Ländern sind Unternehmen 
dazu verpflichtet, Steuern, die im Zu-
sammenhang mit anteilsbasierten Ver-
gütungen entstehen, einzubehalten und 
abzuführen. Im Entwurf stellt das IASB 
klar, dass eine anteilsbasierte Vergütung 
als »mit Ausgleich durch Eigenkapital
instrumente« zu klassifizieren ist, wenn 
die Vereinbarung vorsieht, dass das Un
ternehmen einen bestimmten Teil der 
Anteile zurückbehält, um die Anforde
rungen an die spezifischen Steuervor-
schriften durch Geldzahlungen zu erfül-
len (Nettoausgleich), und die gesamte 
Transaktion ohne die Besonderheit der 
Zurückbehaltung der Anteile für Steuer-
zwecke als »mit Ausgleich durch Eigen-
kapitalinstrumente« eingestuft würde.

3. Bilanzierung einer Änderung der 
Bedingungen mit Wechsel der Klas
sifizierung der Vergütung von »mit 
Barausgleich« in »mit Ausgleich 
durch Eigenkapitalinstrumente«
Erstmals soll in IFRS 2 aufgenommen 
werden, wie Änderungen der Bedin-
gungen zu behandeln sind, durch die  
ein Wechsel der Klassifizierung von 
einer anteilsbasierten Vergütung »mit 
Barausgleich« in eine Vergütung »mit 
Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumen-
te« erfolgt.

Am Tag der Änderung ist die bisher er-
fasste Verbindlichkeit für die anteilsba- 
sierten Vergütungen »mit Barausgleich« 
auszubuchen. Zeitgleich ist die Vergü-
tung »mit Ausgleich durch Eigenkapital-
instrumente« mit ihrem beizulegenden 
Zeitwert am Tag der Änderung einzubu-
chen. Differenzen sind dabei ergebnis-
wirksam zu erfassen. 

sätzlich verfügbar sind, aber die Ent-
scheidung des Unternehmens zur Ver-
wendung dieser Beträge beeinflussen 
können. Hierzu gehören unter anderem 
Steuerschulden, die aus der Rückfüh-
rung ausländischer Zahlungsmittel oder 
Zahlungsmitteläquivalente resultieren. 
Denn die ausländischen Mittel sind zwar 
grundsätzlich verfügbar, ihre Verwen-
dung für die Finanzierung kann aber aus 
ökonomischen Gründen wegen der ent-
stehenden Steuerbelastung unvorteil-
haft sein. Auch die Erhebung derar- 
tiger Sachverhalte kann für die Bilanzie-
renden zu einem erhöhten Erstellungs-
aufwand führen. 

Ein Erstanwendungszeitpunkt wird noch 
nicht vorgeschlagen, eine vorzeitige An-
wendung soll jedoch gestattet werden. 
Es ist vorgesehen, dass die Änderungen 
an IAS 7 prospektiv anzuwenden sein 
sollen. Die Kommentierungsfrist für den 
Entwurf endet am 17.4.2015.

Dr. Philipp Ohmen, Ingo Rahe

Anteilsbasierte Vergütungen
Der am 25.11.2014 veröffentlichte Ent-
wurf zu Änderungen des IFRS 2 An- 
teilsbasierte Vergütungen (ED / 2014 / 5  
Klassifizierung und Bewertung von  
anteilsbasierten Vergütungen) betrifft 
Bereiche, die bisher in IFRS 2 nicht  
adressiert wurden. Aufgrund der unter-
schiedlichen Handhabung dieser Sach-
verhalte in der Praxis hat sich das IASB 
entschlossen, Klarstellungen zur Klassifi-
zierung und Bewertung von Geschäfts-
vorfällen mit anteilsbasierter Vergütung 
vorzunehmen.

Die geplanten Änderungen betreffen fol-
gende drei Sachverhaltsgestaltungen: 

1. Berücksichtigung von Ausübungs-
bedingungen bei anteilsbasierten 
Vergütungen mit Barausgleich
IFRS 2 soll erstmals eine Regelung dazu 
erhalten, welche Auswirkungen Aus-
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Ein Erstanwendungszeitpunkt der ge-
planten Änderungen an IFRS 2 wurde 
vom IASB noch nicht vorgeschlagen. 
Der Entwurf sieht jedoch vor, dass eine 
vorzeitige Anwendung der Neuregelun-
gen gestattet sein soll. Geplant ist, dass 
die Änderungen an IFRS 2 prospektiv 
anzuwenden sein sollen. Auch eine 
rückwirkende Anwendung soll zulässig 
sein – unter der Bedingung, dass ein 
Unternehmen über alle notwendigen 
Informationen verfügt, ohne diese im 
Nachhinein ermitteln zu müssen.  

Vera Winter, Ingo Rahe

Entwurf zur Klarstellung der Klassifi-
zierung von Schulden
Das IASB hat am 10.2.2015 Änderungen 
an IAS 1 Darstellung des Abschlusses 
im Entwurf veröffentlicht. Die Änderun-
gen zielen darauf ab, die Kriterien für  
die Klassifizierung von Schulden als  
kurz- oder langfristig nach IAS 1 klarzu-
stellen.

Die im Entwurf ED / 2015 /1 Klassifizie-
rung von Schulden (Vorgeschlagene 
Änderungen an IAS 1) vorgeschlagenen 
Änderungen betreffen folgende Punkte:

•	 Klarstellung, dass sich die Klassifizie-
rung von Schulden als kurz- oder lang-

 QUELLENHINWEIS

		�  Die Pressemitteilungen zu den Amendments 
to IFRS 10, 12 und IAS 28 sowie den Änderungen 
an IAS 1 wie auch die Exposure Drafts zu Ände-
rungen an IFRS 2, IAS 1 und IAS 7 stehen auf der 
Internetseite des IASB zum Download bereit 
(www.ifrs.org).

fristig auf die Rechte bezieht, die zum 
Bilanzstichtag vorliegen. Hierzu sollen 
IAS 1.69(d) und IAS 1.73 geändert 
werden, sodass beide Paragrafen auf 
das »Recht« Bezug nehmen, die Erfül-
lung einer Verpflichtung aufzuschie-
ben, und explizit darauf verwiesen 
wird, dass nur Rechte, die »zum Ende 
der Berichterstattungsperiode« beste-
hen, Auswirkungen auf die Klassifizie-
rung einer Schuld haben. 

•	 Verdeutlichung der Beziehung zwi-
schen der Erfüllung einer Verpflich-
tung und dem Abfluss von Ressour-
cen aus dem Unternehmen. Hierzu 
soll in IAS 1.69 hinzugefügt werden, 
dass unter Erfüllung die »Übertragung 
von Barmitteln, Eigenkapitaltiteln oder 
sonstigen Vermögenswerten oder 
Leistungen an die Gegenpartei« zu 
verstehen ist. 

•	 Neuordnung der Leitlinien in IAS 1 in 
Bezug auf die Klassifizierung von 
Schulden als kurz- oder langfristig. 

Der Entwurf beinhaltet keinen Erstan-
wendungszeitpunkt der geplanten Än-
derungen an IAS 1. Allerdings wird vor-
geschlagen, dass die Änderungen 
rückwirkend anzuwenden sein sollen. 
Eine vorzeitige Anwendung soll eben-
falls gestattet werden. Stellungnahmen 
zum Entwurf werden vom IASB bis zum 
10.6.2015 erbeten.  «

Vera Winter, Dr. Anne Schurbohm
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Bevorstehende Änderungen 
durch das BilRUG – erhebliche 
Auswirkungen zeichnen sich ab

Am 7.1.2015 hat die Bundesregierung den Gesetzentwurf des Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetzes (BilRUG) veröffentlicht. Das BilRUG dient der Umsetzung 
der Vorgaben zum Jahresabschluss, konsolidierten Abschluss und damit ver-
bundenen Berichten aus der EU-Bilanzrichtlinie 2013/34/EU in deutsches Recht. 
Die vorgesehenen Änderungen betreffen im Wesentlichen das HGB. Die Um-
setzung muss nach den EU-Vorgaben bis zum 20.7.2015 erfolgen.

Mögliche Auswirkung auf Kennzah-
len und Verträge durch erweiterte 
Definition von Umsatzerlösen
Angepasst wird die Umsatzerlösdefini-
tion. Es kommt zur Ausweitung der Um-
satzerlöse und zum Rückgang der sons-
tigen betrieblichen Erträge, da die 
bisherige Begrenzung der Umsatzerlöse 
auf für die gewöhnliche Geschäftstätig-
keit typische Erzeugnisse, Waren und 
Dienstleistungen entfällt.

Die Ausweitung der Umsatzerlösdefini
tion kann unter anderem Rückwirkung 
auf Kennzahlen und vertragliche Verein-
barungen – wie Kreditverträge und 
Tantiemeregelungen – entfalten. Inso-
fern müssen Verträge ggf. angepasst 
werden.

Beteiligungserträge – Auswirkung 
auf Dividendenstrategie deutscher 
Konzerne möglich
Beteiligungserträge, die erhaltene Aus-
schüttungen übersteigen und für die 
kein Anspruch auf Zahlung besteht, 
sollen künftig in eine ausschüttungsge-
sperrte Rücklage im Eigenkapital ein-
gestellt werden. Laut Begründung im 
Gesetzentwurf ist davon insbesondere 
die phasengleiche Gewinnvereinnah-
mung bei Mutter-Tochter-Verhältnissen 
betroffen.

Gegenwärtig ist noch strittig, wie der 
Wortlaut des Gesetzentwurfs, insbeson-
dere der Terminus »Anspruch«, auszule-
gen ist.

VARIANTE 1: Unter den restriktiven 
Bedingungen für eine phasengleiche 

Gewinnvereinnahmung resultieren nach 
Rechtsprechung und herrschender Mei-
nung Ansprüche im bilanzrechtlichen 
Sinne, die in der Diktion des Realisa
tionsprinzips quasisicher sind und als Ver-
mögensgegenstand aktiviert werden. 
Nach dieser Lesart fallen phasengleich 
realisierte Beteiligungserträge nicht in 
den Anwendungsbereich der diskutier-
ten Norm. Folglich wäre keine ausschüt
tungsgesperrte Rücklage für derartige 
Beteiligungserträge zu bilden.

VARIANTE 2: »Anspruch« wird im Sinne 
eines wirksam entstandenen schuld-
rechtlichen Anspruchs verstanden. 
Nach dieser Interpretation kann zum Ab-
schlussstichtag mangels ausstehender 
Gewinnverwendungsbeschlüsse kein 
Anspruch bestehen, sodass eine aus-
schüttungsgesperrte Rücklage zu bil-
den wäre. 

Die durch Tochterunternehmen reali-
sierten Gewinne in mehrstufigen 
Konzernen könnten damit ggf. meh-
rere Jahre »unterwegs« sein, bevor 
sie vom Mutterunternehmen an die Ge-
sellschafter ausgeschüttet werden dürf-
ten; dies hätte erhebliche Auswirkungen 
auf die Dividendenstrategie vieler deut-
scher Konzerne.

Erleichterungen für Tochter-Kapital-
gesellschaften nur noch bei 
Haftungsübernahme durch das 
Mutterunternehmen
Kapitalgesellschaften, die in den Kon-
zernabschluss eines Mutterunterneh-
mens mit Sitz in der EU oder dem EWR 
einbezogen sind, können gegenwärtig 

Financial Reporting Update

 QUELLENHINWEIS

		�  Der Gesetzentwurf zum BilRUG kann als  
Drucksache 23/15 des Bundesrats unter  
www.bundesrat.de abgerufen werden.
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von der Aufstellung nach den ergänzen-
den Vorschriften für Kapitalgesellschaf-
ten, der Prüfung und der Offenlegung 
ihres Jahresabschlusses und Lagebe-
richts, unter den Voraussetzungen des  
§ 264 Abs. 3 HGB, absehen.

Zur Inanspruchnahme dieser Erleichte-
rungen ist bislang unter anderem die Ver-
pflichtung des Mutterunternehmens zur 
Verlustübernahme (z. B. aufgrund eines 
Ergebnisabführungsvertrags) erforder-
lich. 

Künftig muss sich das Mutterunterneh-
men stattdessen beispielsweise durch 
eine (harte) Patronatserklärung bereit er-
klären, für die vom Tochterunternehmen 
eingegangenen Verpflichtungen einzuste-
hen. Das Mutterunternehmen muss 
daher Engpässe in der Liquidität des 
Tochterunternehmens ausgleichen, 
selbst wenn dieses einen Jahresüber-
schuss ausweist. 

Wiedereinführung der Prüfungs-
pflicht für den befreienden Konzern-
lagebericht 
Ebenfalls angepasst werden die Anfor-
derungen an befreiende Konzernab-
schlüsse und Konzernlageberichte 
aus Drittstaaten nach § 292 HGB. Es ist 
vorgesehen, die Prüfungspflicht für den 
befreienden Konzernlagebericht wieder 
einzuführen, die im Rahmen des BilMoG 
abgeschafft wurde.

Mutterunternehmen in Drittstaaten, die 
Konzernabschlüsse aufstellen, lassen 
ihre Konzernlageberichte zumeist nicht 
prüfen. Konzernabschlüsse aus Dritt-
staaten werden daher in Zukunft regel-
mäßig keine befreiende Wirkung mehr 
entfalten, womit die betroffenen Mut-
terunternehmen wieder eigene Teil-
konzernabschlüsse erstellen müssen.

Künftig sollen Mutterunternehmen, die 
Aktiengesellschaften im Sinne des  
§ 289a HGB sind, auch eine Erklärung 
zur Unternehmensführung im Konzern 
abgeben; wahlweise als gesonderter 
Abschnitt im Konzernlagebericht oder 
auf der Internetseite.

Offenlegung
Nach dem BilRUG ist die Einhaltung  
der Einreichungsfrist für die Offenlegung 
nur noch durch festgestellte Jahresab-
schlüsse bzw. gebilligte Konzernab-
schlüsse möglich.

Sonderregelung: Mineralgewin
nende Industrie/Forstindustrie
Erhebliche Auswirkungen zeichnen sich 
für Kapitalgesellschaften und haftungs-
beschränkte Personenhandelsgesell-
schaften ab, die in der mineralgewin-
nenden Industrie tätig sind oder 
Holzeinschlag in Primärwäldern be-
treiben. Diese müssen jährlich über Zah-
lungen an staatliche Stellen berichten, 
wenn bestimmte weitere Kriterien erfüllt 
werden ([Konzern-]Zahlungsbericht). Ziel 
ist die Erhöhung der Transparenz sowie 
die Eindämmung von Korruption.

Zur Vertiefung
Weitere Änderungen betreffen diverse 
Standardthemen bzw. weniger kritische 
Aspekte wie die Anhebung der Schwel-
lenwerte für die Größenklassen. Eine 
detailliertere Darstellung der Auswirkun-
gen des BilRUG erfolgte in den KPMG 
Accounting News, Februar 2015 (online 
abrufbar unter www.kpmg.com/DE/de/
Documents/accounting-news-februar-
2015-kpmg.pdf).

Erstanwendung – Wahlrechte und 
mögliche Rückwirkung auf bereits 
erteilte Prüfungsaufträge
Das Inkrafttreten des BilRUG wird für 
Mitte 2015 erwartet. Die Änderungen 
durch das BilRUG sind – mit Ausnahme 

des (Konzern-)Zahlungsberichts – ver-
pflichtend in Geschäftsjahren anzuwen-
den, die nach dem 31.12.2015 beginnen. 

Eine freiwillige vorzeitige Anwendung 
für Geschäftsjahre, die nach dem 
31.12.2014 beginnen, ist zulässig. Die 
Änderung der Umsatzerlösdefinition in 
Verbindung mit den Änderungen zu Grö-
ßenklassen und der größenabhängigen 
Befreiung im Jahres- und Konzernab-
schluss dürfen bereits freiwillig in Ge-
schäftsjahren angewendet werden, die 
nach dem 31.12.2013 beginnen.

Da einzelne Änderungen freiwillig rück-
wirkend angewendet werden können, 
sind Rückwirkungen auf bereits erteil-
te Prüfungsaufträge möglich, wenn 
eine Kapitalgesellschaft erstmalig als 
klein einzustufen ist bzw. ein Mutterun-
ternehmen erstmalig aufgrund der grö-
ßenabhängigen Erleichterungen keinen 
Konzernabschluss mehr aufstellen muss. 
Dann entfällt die gesetzliche Prüfungs-
pflicht. 

Bei Jahresabschlussprüfungen, die zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht begonnen 
wurden oder noch durchgeführt wer-
den, sind Rücktritt oder Durch- bzw. 
Weiterführung als freiwillige Abschluss-
prüfung möglich. 

Wurde bereits der Prüfungsbericht aus-
geliefert und ist die Abschlussprüfung da
mit beendet, bleibt es bei der Behandlung 
als gesetzliche Abschlussprüfung.  «

Dr. Frank Richter, Dr. Erhard Kühne

	   E M P F E H L U N G E N  F Ü R  D E N  A U F S I C H T S R AT

Der Aufsichtsrat sollte hinterfragen, ob sich die Gesellschaft zeitnah mit den 
Änderungen durch das BilRUG auseinandersetzt und die internen Systeme 
und Prozesse im notwendigen Umfang anpasst.

Der Aufsichtsrat sollte mit dem Vorstand über den geplanten Erstanwen-
dungszeitpunkt sprechen.

Sofern gegenwärtig bestimmte Erleichterungen in Anspruch genommen 
werden (z. B. § 264 Abs. 3 HGB), für die sich künftig die Anforderungen än-
dern, ist sicherzustellen, dass die geänderten Anforderungen erfüllt werden.

Gegenwärtig wird vom Gesetzgeber über den Gesetzentwurf des BilRUG 
beraten. Es besteht daher noch die Möglichkeit, sich durch Eingaben in den 
Gesetzgebungsprozess einzubringen.

© 2015 Audit Committee Institute e.V., assoziiert mit der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ein Mitglied des KPMG- 
Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative (»KPMG International«), einer juristischen Person 
schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten.

http://www.kpmg.com/DE/de/Documents/accounting-news-februar-2015-kpmg.pdf
http://www.kpmg.com/DE/de/Documents/accounting-news-februar-2015-kpmg.pdf
http://www.kpmg.com/DE/de/Documents/accounting-news-februar-2015-kpmg.pdf


72  Audit Committee Quarterly I /2015

Vor allem in Familienunternehmen wer-
den Beiräte eingesetzt, um die Geschäfts-
führung zu beraten und zu überwachen, 
die Reputation des Unternehmens zu 
erhöhen oder sich um die Nachfolgepla-
nung zu kümmern.

Dieses Werk spiegelt die langjährige 
Auseinandersetzung des Autors mit 
dem Thema Beirat – sowohl in der Praxis 
als auch in der Theorie – wider und er-
laubt einen fundierten Einblick in die Pra-
xis der Beiratsarbeit. Die drei in insge-
samt 20 Unterabschnitte gegliederten 
Kapitel befassen sich mit den Themen 
Aufgaben, Arbeitsinhalte und Sitzungen. 
Ziel des Werks ist, zu zeigen, was in der 
Praxis gute Beiratstätigkeit ausmacht. 
Hierzu werden dem Leser detaillierte 
Hilfestellungen an die Hand gegeben, 
z. B. bei der Frage, welche Punkte bei 
der Planung der Stellenbesetzung für  
die Führungsebene zu beachten sind. 
Rechtliche Fragestellungen werden 
ebenfalls – wenn auch nur am Rande – 
erörtert. Zielgruppe dieses Werks sind 
nicht nur die Beiratsmitglieder selbst;  
es richtet sich vielmehr auch an die Ge-
schäftsführung im Umgang mit dem 
Beirat.  ‹‹

Die Arbeit der Beiräte  
in Familienunternehmen
Kormann, Hermut
Heidelberg 2014

Technologie-Atlas Einzelhandel
BITKOM / GS1 Germany / 
EHI Retail Institute / KPMG
Erscheint voraussichtlich Juni 2015

Welche Technologien treiben den Handel 
im digitalen Zeitalter und wie sehen zu-
künftige Einsatzmöglichkeiten und der 
potenzielle Nutzen für Einzelhändler aus?

In Zeiten mobiler und vernetzter Kunden, 
die in der virtuellen Welt ganz selbstver-
ständlich zu Hause sind, steht der Handel 
im Zentrum der digitalen Revolution – mit 
weitreichenden Folgen für die Strategien, 
Geschäftsmodelle und Prozessketten der 
Handelsunternehmen.

Der Technologie-Atlas Einzelhandel von 
BITKOM, GS1 Germany, EHI Retail Insti-
tute und KPMG gibt Führungskräften im 
Handel eine Orientierungshilfe bei der 
Prüfung und Auswahl verschiedener 
Technologien. Er zeigt aktuelle Markt- 
und IT-Trends im Handel sowie die we-
sentlichen Handelstechnologien nach 
Funktionsbereichen gegliedert auf. Ein 
weiterer Schwerpunkt liegt auf den An-
forderungen des Datenschutzes und der 
IT-Sicherheit. Strategische Nutzungsmög
lichkeiten der Technologien runden das 
Handbuch ab.

Für Vorbestellungen oder bei Fragen 
wenden Sie sich bitte an de-consumer-
markets@kpmg.com.  ‹‹

PUBLIKATIONEN

Compliance-Risikoanalyse –  
Praxisleitfaden für Unternehmen
Moosmayer, Klaus (Hrsg.)
München 2015

Die Siemens/Neubürger-Entscheidung 
aus dem Jahr 2013 hat die Gefahren von 
Non-Compliance auch für den Aufsichts-
rat noch einmal verdeutlicht. Dieser Leit-
faden beleuchtet das Thema Compliance 
aus der Risikoperspektive, d. h. wie die 
mit Compliance-Verstößen verbundenen 
Risiken erkannt, gesteuert und beherrscht 
werden können.

Nach einer Einführung in die Thematik be-
fassen sich die Kapitel mit den Themen

•	 rechtliche Grundlagen der Compliance-
Risikoanalyse und Umsetzung im Un-
ternehmen,

•	 Praxisbeispiele der Compliance-Risiko-
analyse aus Verwaltung und Unterneh-
men,

•	 kartellrechtliche Risikoanalyse sowie

•	 Prüfung der Compliance-Risikoanalyse 
aus Sicht der Wirtschaftsprüfer.

Schaubilder und Checklisten erleichtern 
das Verständnis, besonders wichtige Aus-
sagen werden hervorgehoben zusam-
mengefasst.

Die insgesamt 19 Autoren sind ausnahms
los Praktiker aus dem Bereich Compli-
ance.  ‹‹
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AUSGEWÄHLTE ZEITSCHRIFTENARTIKEL

Begriff und Rechtsfolgen von 
Interessenkonflikten und 
Unabhängigkeit im Aktienrecht
Jens Koch
in: ZGR 2014, S. 697 – 730
Dieser Beitrag untersucht die Verwen-
dung der Begriffe Unabhängigkeit und 
Interessenkonflikt im Deutschen Corpo-
rate Governance Kodex sowie in Zusam-
menhang mit der Business Judgement 
Rule und dem Beschlussrecht im Aktien-
recht. Er kommt zu dem Ergebnis, dass 
es einen einheitlichen Begriff des Inte
ressenkonflikts nicht gibt und zeigt Lö-
sungsansätze für eine Angleichung 
auf.  ‹‹

Dürfen Personalausschüsse des Auf-
sichtsrats eingetragener Genossen-
schaften Endgültiges beschließen?
Volker Beuthien
in: NZG 2014, S. 1292 –1293
Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur An-
gemessenheit der Vorstandsvergütung 
(VorstAG) im Jahr 2009 darf die abschlie-
ßende Entscheidung über die Vorstands-
vergütung nicht auf Aufsichtsratsaus-
schüsse übertragen werden, sondern ist 
dem Plenum vorbehalten (§ 107 Abs. 3 
S. 3 AktG). Dieser Beitrag setzt sich mit 
der Frage auseinander, ob dagegen bei 
eingetragenen Genossenschaften eine 
Übertragung der Vergütungsentschei-
dung auf einen Ausschuss zulässig ist.  ‹‹

Von der Sorge für gesetzes
konformes Verhalten –  
Zugleich eine Besprechung des  
ISO-Entwurfs 19600 
Eckart Sünner
in: CCZ 2015, S. 2 – 6
Der Vorstand ist verpflichtet, für gesetzes
konformes Verhalten des Unternehmens 
zu sorgen. Bei der Frage, wie dies zu ge-
schehen hat, steht ihm ein Ermessens-
spielraum zu. Der Autor erläutert, wie 
etwa der IDW Prüfungsstandard 980 
oder die ISO 19600 Guidelines dem Vor-
stand hierbei Hilfestellung leisten. Insbe-
sondere die neuen ISO 19600 Guide
lines, die keine Norm im technischen 
Sinn sind und deren Anwendung im Ge-
gensatz zum IDW Prüfungsstandard 
auch nicht zertifizierbar ist, werden einer 
kritischen Würdigung unterzogen.  ‹‹

Die Pflichten von Aufsichtsrat und 
Hauptversammlung beim Vergleich 
über Haftungsansprüche gegen 
Vorstandsmitglieder
Walter Bayer / Philipp Scholz
in: ZIP 2015, S. 149 –154
Anlässlich des Siemens / Neubürger-Ver-
gleichs setzt sich dieser Beitrag mit der 
Ermessensausübung des Aufsichtsrats 
bei Vergleichsabschlüssen über Scha-
densersatzansprüche der Gesellschaft 
gegen Vorstandsmitglieder auseinander. 
Dabei geht er auch auf die Frage ein,  
ob die Hauptversammlung bei der Be-
schlussfassung über den Vergleich in-
haltlich gebunden ist.  ‹‹

Determinanten der fixen Komponen-
te der Vorstandsvergütung
Jessica Nathmann / Maik Lachmann /
Friedrich Sommer / Ivo Schedlinsky
in: ZCG 2014, S. 255 – 261
Der Beitrag stellt die Ergebnisse einer 
Studie über den Zusammenhang zwi-
schen Unternehmensperformance und 
Fixvergütung des Vorstands sowie den 
Einfluss von Unternehmensperformance, 
Corporate Governance-Mechanismen 
und Managermacht auf potenzielle Ver-
änderungen bei Vertragsneuverhandlun-
gen vor.  ‹‹

Corporate Reputation Management: 
Rechtsrahmen für Geschäftsleiter-
handeln
Christoph H. Seibt
in: DB 2015, S. 171–178
Nach einer Darstellung des Konzepts des 
Corporate Reputation Managements 
und der betriebswirtschaftlichen Er-
kenntnisse hierüber befasst sich der Bei-
trag mit der Pflicht des Vorstands zum 
Schutz der Unternehmensreputation. Er 
beleuchtet, wie sich diese Pflicht bei un-
ternehmerischen Einzelentscheidungen 
auswirkt – insbesondere auch auf die 
Haftungsprivilegierung der Business 
Judgement Rule. Die Verantwortlichkeit 
des Aufsichtsrats, im Rahmen seiner 
Überwachungspflicht und insbesondere 
bei der Ausübung seiner Personalkom-
petenz den Unternehmensruf zu schüt-
zen, wird ebenfalls kurz erörtert.  ‹‹

Zehn Thesen zur deutschen 
Business Judgement Rule
Gregor Bachmann
in: WM 2015, S. 105 –156
Die Business Judgement Rule besagt, 
dass Vorstand und Aufsichtsrat dann 
nicht pflichtwidrig gehandelt haben, 
wenn sie auf der Grundlage angemesse-
ner Information bei einer unternehmeri-
schen Entscheidung vernünftigerweise 
annehmen durften, zum Wohle der Ge-
sellschaft zu handeln (vgl. Quarterly II / 
2013). Dieser Beitrag diskutiert zehn 
Thesen zu dieser Haftungsprivilegie-
rung.  ‹‹

Neues zum Rechtsschutz der 
Aktionäre im Übernahmerecht
Dirk A. Verse
in: Der Konzern 2015, S. 1– 8
In seinem sog. Postbank-Urteil hatte  
der Bundesgerichtshof (BGH) zu ent-
scheiden, ob das Übernahmeangebot 
der Deutsche Bank AG an die Aktionäre 
der Postbank AG angemessen war (Ur-
teil vom 29.7.2014 – II ZR 353 /12). Die-
ser Beitrag bespricht das BGH-Urteil 
und fasst deren wichtigsten Aussagen 
zusammen.  ‹‹

Related Party Transactions mit 
Blockaktionären im europäischen 
Gesellschaftsrecht
Tobias Tröger
in: AG 2015, S. 53 – 71
Die geplante Änderung der Aktionärs-
rechterichtlinie sieht ein neues Rege-
lungsregime für Geschäfte mit nahe
stehenden Unternehmen und Personen 
vor, das eine Bereicherung von Block
aktionären zulasten von Minderheitsak
tionären verhindern soll. Dieser Beitrag 
nimmt die europäische Regelungsinitia
tive unter die Lupe: Grundlagen und Ge-
nese werden skizziert; zudem wird ein 
Überblick über das gegenwärtige natio-
nale und internationale rechtliche Rah-
menwerk gegeben. Anschließend wer-
den die Vor- und Nachteile der geplanten 
Regelungen – wie beispielsweise der 
Bestimmung, dass bedeutende Ge-
schäfte mit nahestehenden Personen 
oder Unternehmen dem Aufsichtsrat 
vorzulegen sein sollen – dargelegt.  ‹‹
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